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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 5 Minuten 
Präsident Kunschak: Die Sitzung ist e r­

öff n e t. 
Die stenographischen Pro t o k o l l e  der 

83. Sit24ung und der 84. Sitzung sind in der 
Kanzlei aufgelegen, unbeanständet geblieben 
und daher g e n e h m i gt. 

Kr a n k  gemeldet haben sich' die Abg. 
Maurer und Weinberger.. 

. 

E nts oh u l d i g t  haben sich die Abg. 
Dr. Nemec24, Strasser, Slavik und GfÖller. 

Der für den Abg. Dr. Margaretha ein­
berufene Abg. Otto Mitterer ist zum ersten 
Male im Hause erschienen und wird die 
Angelobung leisten. 

Ich ersuche den Schrütführer, Herrn Abg. 
Grubhofer, die Angelobungsformel zu verlesen, 
und den Herrn Abg. Mitterer, die Angelobung 
mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. 

Schriftführer Grubholer  verliest die Ange­
lobungslormf;l. - Abg. Mittere r leistet die 
Angelobung. . 

Präsident: Der eingelangte An t r  a g 115 
wurde dem zuständigen Ausschuß z u­
g e w i e s e n. 

Die schriftlichen An,f r a geb ea n t w o r t u n­
g e n  387 bis 391 wurden den anfragenden 
Mitgliedern des Hauses übe r m i t t e lt. 

Der Sohriftführer wird nunmehr den E i  n­
l a u  f verlesen. 

einstweilen von Regierung und Volk in vollstem 
Maß erfüllt worden. Österreich hat sich von 
allen Einflüssen der ihm aufgezwungenen 
politischen Denkart der Jahre 1938 bis 1945 
freigemacht und' ordnet heute seine ötffmt­
lichen Angelegenheiten durchaus im Geiste 
der Demokratie. 

Zweimal bereits hat sich das österreichi�che 
Volk seine oberste gesetzgebende Körpersch aft 
im Wege freier, demokratischer Wahlen bestellt 
und im Vorjahr in gleicher Weise auch sein 
Staatsoberhaupt gewählt. Mit beispielhaftem 
Fleiß und unermüdlicher Arbeit war dieses 
Volk bemüht, seine durch den' Krieg völlig 
zerstörte' Wirtschaft wiederaufzuba.uen und 
daneben auch seinen kulturellen Aufgaben 
gerecht zu werden. Mit einer bewunderns­
werten, von aller Welt anerkannten Disziplin 
hat das österreichische Volk durch sieben 
schwerste Jahre alle Entbehrungen getragen 
und inmitten eines politisch aufgewühlten 
Europas im Innern seines Landes Ruhe und 
Ordnung bewahrt. Nichts ist dieses Volk 
schuldig geblieben, was von ihm zur Wieder­
erlangung seiner vollen Freiheit und Unab­
hängigkeit verlangt wurde. Und doch ist ihm 
heute noch immer die demütigende Rolle 
auferlegt, wie ein Vasallenvolk leben' zu. 
müssen, dem man es nicht zugestehen will, 
seine Angelegenheiten unabhängig von fremden 
Einflüssen nach eigenem Willen zu regeln. 

Während eine Reihe von Staaten, die aus 
Schrütführer Grubhofer: V?m Di

.
szip�narr�t eigenem Entschluß an der Seite des national­

der �echtsanwaltskammer In WIen 1st em- sozialistischen Deutschlands am Kriege gegen 
A u she f e rl,ln g s b e g e h r e n  gegen den Abg. die Alliierten teilgenommen haben, bereits 
Dr. Otto Scheff eingelangt. längst ihre . Friedensverträge erhielten, muß 

Das Auslielerungsbegehren,wird dem Immuni- das im Jahre 1938 als erstes der national-
tätsausschuß zugewiesen. sozialistischen Mach t zum Opfer gefallene 

Land noch immer darauf warten, als freier 
Präsident: Zum Worte gemeldet hat sich Staat anerkannt zu werden. Österreich ist 

der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es ihm. das einzige Land in Europa, in dem noch 
Bundeskanzler Dr. h. c. Dipl.-Ing. Figl: 

Hohes Haus t Meine Damen und Herren! 
Der von den Regierungen der drei westlichen 
Besatzungsmäqhte in Österreich ausgearbeitete 
und der sowjetrussischen Regierung überreichte 
Vorschlag zur Beendigung der militärischen 
Besetzung Österreichs hat in der Angelegenheit 
des österreichisch�n Staatsvertrages eine Wen­
dung gebracht, zu der der Nationalrat in seiner 
heutigen Sitzung Stellung nehmen will. 

Schon anläßlich der ersten Regierungs­
bildung im Jahre 1945 habe ich in der Regie­
rungserklärung vor dem Nationalrat als ober­
stes Ziel unserer Politik die Erreichung der 
vollen Souveränität und Freiheit Österreichs 
dargelegt. Die von den Besatzungsmächten 
an . dieses Ziel geknüpften Bedingungen sind 

immer die Fahnen und Embleme der vier 
Besatzungsmächte als Zeichen seiner' Unfrei­
heit und Abhängigkeit wehen. 

In 258 Staatsvertragsverhandlungen ist es 
bisher nicht gelungen, eine Einigung zwisohen 
den Verhandlungspartnern zu er'zielen. Es 
wird allseits anerkannt, daß die Differenzen 
minimal waren, als man die Verhandlungen 
abbrach. Man hätte sich in einer halben 
Stunde iiber die noch ausständigen Artikel 
einigen können, wenn von allen Seiten der 
gute Wille vorhanden gewesen wäre. Das 
österreichische Volk hat diese Einigung heiß 
ersehnt, obwohl es sich dessen beW1lßt war, 
daß damit schwere finanzielle Opfer verhunden 
sein würden. Aber unglücklieherweise war 
dieser Wille zur Einigung nicht überall vor-
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banden. Die Besetzung bat weiterhin ange-' Dieses Volk will nichts anderes, als in Ruhe 
dauert, und sie kostet uns bis jetzt ungefähr in seinem freien und ungeteilten Vaterland 
den halben Bauknotenumlauf, auf alle Fälle leben und arbeiten können. Ich betone hier 
aber weit, weit mehr als den im Staatsvertrag besonders das Wort "ungeteilt". Für uns wäre 
vorgesehenen Betrag von 150 Millionen Dollar, kein Vertrag annehmbar, der nicht Österreich' 
der als Ablöse für Fabriken, Liegenschaften in seiner Gestalt vom 1 .  Jänner 1938 mit einer 
und ländlichen Besitz bestimmt war, die man Regierung mit vollen Souveränitätsrechten 
zum .überwiegenden Teil unzutreffend als für das ganze Bundesgebiet wied,erherstellen 
"deutsches Eigentum" bezeichnete. würde. (Lebhafter Beifall bei Ov P, SPO und, 

Seit 1949 ruhen die Verhandlungen über den KdU.) �us �iesem Grunde .. ko�men für uns 
Staatsvertrag tatsächlich, und im Jänner dieses a�ch keIDerl�I Separatvertra�e ID �age, da 
Jahres kam es soweit daß eine von den west- WIr genau WIssen, daß derleI Vertrage unser 
lichen Regierungen n'ach London einberufene �id gefährden �;'ld über kur7; .oder lang zu 
Sit7;ung der Sonderbeauftragten nicht statt- eI.�el' Gefahr fur .unsere 

. 
HeImat �erden 

finden konnte, weil einer der vier Delegierten ko�nten . . So entsc�Ieden .WIr unser ZIel. der 
zur Sitzung einfach nicht erschienen war. Bis �Ieder.err�chtung eIDes freIen und ungeteIlten

. zu diesem Zeitpunkt waren es alle möglichen ost�rrelChischen S�aates verfolgen, so ent­
und unmöglichen Vorwände, mit denen der schIeden . treten � �llen Bestrebungen �nt­
Abschluß des Staatsvertrages verhindert wer- gegen, dIe den bIsherIgen Zustand vereWIgen 
den sollte. wollen und die aus rein propagandistischen 

Gründen Erfindungen in die Welt setzen, um 
die Räumung Österreichs zu verhindern. 
(Erneuter Beifall bei Ov P, SP(j und KdU.) 

Das österreichische Volk hat für diese Vor­
gänge genug Feingefühl, um zu erkennen, daß 
es nicht sachliche, in einzelnen Bestimmungen 
des Vertragsentwurfes begründete Einwände 
sind, die den V�rtrag verhinderten, sondern 
rein machtpolitische Erwägungen, denen das 
Recht bisher weichen mußte. Der Rücken des 
österreichischen Volkes ist aber nicht breit 
und stark genug, um die materiellen Folgen 
eines solchen Zustandes länger tragen zu 
können. Und sein Rechtsgefühl wehrt sich 
entschieden dagegen, daß auf seinem Rücken 
weltpolitische Konflikte zu seinem Schaden 
ausgetragen werden. Wir glauben, daß es an 
der Zeit ist, diesem Zustand ein Ende zu 
bereiten, einem Zustand, der nicht nur für 
Österreich, sondern vor allem auch für die vier 
großen Mächte, die dieses kleine Land noch 
immer militärisch besetzt halten, unwürdig ist. 

Eine der tollsten Erfindungen auf diesem 
Ge biet ist wohl das Märchen von der Remilitari­
sierung Österreichs. Man muß nur über die 
Grenzen schauep. und die Aufrüstung ver­
schiedener Nachbarstaaten betrachten, die 
heute schon über zahlenmäßig bedeutende und 
wohlausgerüstete Armeen verfügen. Wenn 
man im Vergleich da7;u unsere bescheidenen 
Polizei- und Gendarmeriekräfte als Zeichen 
einer Remilitarisierung bezeichnet, dann kann 
man dies bestenfalls als Witz be7;eichnen. Es 
ist bedauerlich, daß Österreicher versuchen, 
mit derartigen Märchen den Abschluß des 
Staatsvertrages hintanzuhalten. (Lebhafte Zu­
s timmun,g bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube als Chef der Österreichischen 
Bundesregierung, aber auch persönlich be­

Die Westmächte haben einen neuen Versuch rechtigt zu sein, an die vier Besat7;ungsmächte 
unternommen, Österreich die Freiheit wieder- einmal ein sehr offenes Wort zU richten . Man 
zugeben. Wir selbst waren bisher keine Ver- möge dieses offene Wort nicht als Vorwurf, 
handlungspartner, wir können auf den sach- sondern bloß als Feststellung betrachten. In 
lichen Inhalt eines Abkommens über Österreich wenigen Tagen jährt sich zum siebentenmal 
keinen allzu großen Einfluß nehmen, aber das Datum der Befreiung Österreichs. Damals. 
eines können wir, und das wollen wir heute wurde auch auf österreichischem Boden der 
tun - hier vom Forum der österreichischen, Krieg beendet, und unser Volk erhoffte und 
demokratisch gewählten Volksvertretung aus: ersehnte nach Jahren des Leidens, endlich 
unsere Stimme erheben gegen das. Unrecht, wieder Freiheit und Unabhängigkeit zu er­
das dem österreichischen Volk angetan wird, halten. Vor wenigen Tagen aber waren es 
gegen die Nichterfüllung des feierlichen Ver- genau 14 Jahre, da die ersten österreichischen 
sprechens, das mit der Moskauer Deklaration Häftlinge in den Kon7;entrationslagern Hitlers 
vom Jahre 1943 Österreich gegeben und im eingetroffen sind. Damals, als Österreich 
Jahre 1945 feierlich wiederholt wurde! Es besetzt wurde, waren sich die vier Großmächte 
ist die Stimme eines Volkes, das sieben Jahre über ihre Haltung nicht einig. Und so ist 
nach Kriegsende durch seine Leiden und durch niemand dem kleinen Österreich zu Hilfe 
sein mustergültiges Verhalten ein Anrecht geeilt, das Unrecht wurde nicht verhindert. 
darauf erworben hat, als europäisches Kultur- Wir Österreicher waren die ersten auslän­
volk mit einer jahrhundertealten Tradition dischen Gäste in Hitlers Zwangslagern. 
behandelt zu werden. Tausende star ben, die Überlebenden aber 
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hofften auf Befreiung. Die Staatsmänner, die 
damals die Geschicke der vier Großmächte 
leiteten und die die Besetzung Österreichs 
ruhig hinnahmen, waren der Meinung, ihr 

, Bestes zu tun, wenn sich auch nachher heraus­
stellte, daß gerade durch ihr Verhalten der 
Weltbrand nur noch mehr entfacht wurde und 
das Menschenmorden ins Gigantische wuchs. 

Aber warum soll Österreich diese Irrtümer 
büßen-1 Warum sollen wir, die ersten Opfer, 
am längsten leiden 1 Ist es nicht ein Hohn 
auf jede Gerechtigkeit, wenn das Verbrechen 
Hitlers an Österreich durch die, die sich die 
Befreier von diesem- Tun nennen, verewigt 
wird 1 Ich will jetzt keine Staaten nennen, die 
an der Seite Hitlers marschiert sind und schon 

'längst ihre Freiheit erhalten haben. Wir 
neiden niemandem seine Freiheit, wir wünschen 
sie der ga�en Welt, aber wir beanspruchen 
sie mit vollem Recht auch für uns. (Starker 
Beifall bei OVP, SPO und KdU.) 

Von dieser Tribüne des Parlamentes aus 
rufe ich in die Welt: Macht dem schmachvollen 
Zustand in Österreich ein Ende, befreit dieses 
kleine, arbeitsame und lebensmutige öster­
reichische Volk von seiner Knechtung und 
gebt ihm seine Freiheit! (Erneuter starker 
BeifaJ,l.) Hier, auf österreichischem Boden, ist 
die einmalige Gelegenheit gegeben, den viel­
fachen Demonstrationen' für den Frieden eine 
Tat des Friedens folgen zu lassen. (Lebhafte 
Zustimmung bei O VP, SPO und KdU.) Voll­
bringt sie, ihr Großen der Welt, diese Tat, 
und Österreich wird in seiner künftigen Politik 
beweisen, daß es nichts anderes will, als- �t 
allen Völkern, die guten Willens sind, in 
Freundschaft und in Frieden leben. (Stür­
mischer anhaltender, sich immer wieder er­
neuernder Beifall bei OVP, SPO und KdU.) 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich 
der Herr Bundesminister für die Auswärtigen 
Angelegenheiten Dr. Gruber. Ich erteile es 
ihm. 

Bundesminister für die Auswärtigen Ange­
legenheiten Dr. Karl Gruber: Hohes Haus! Wie 
dem Hohen Hause bekannt ist, hat die Bundes­
regierung im Herbst des vergangenen Jahres 
die Initiative ergriffen, um die vollkommen 
ins Stocken geratenen Verhandlungen über 
den Abschluß eines österreichischen Staats­
vertrages wieder in Gang zu bringen. Zu 
diesem Behufe hat sie unter dem 31. Oktober 
eine Note an die amerikanische Regierung 
als diejenige Macht, die turnusmäßig eine neue 
Sitzung der Stellvertretenden Außenminister 
zur Beratung des Staatsvertrages einberufen 
hatte, gerichtet. 

Dem Wunsche der Bundesregierung ent­
sprechend, berief der USA-Vertreter bei der 

Stellvertretenden Außenminister-Konferen7f mit 
Note vom 28. Dezember eine Sitzung für den 
21. Järiner in London ein. Die sowjetische 
Antwortnote vom 18. Jänner 1952 auf diese 
Einladung hatte folgenden Wortlaut : 

"Sehr geehrter Herr Passant! 
Indem ich den Empfang Ihres Schreibens 

vom 28. Dezember über die Frage der Ein­
berufung einer Konferenz der Stellvertretenden 
Außenminister zur Vorbereitung eines Staats­
vertrages mit Österreich, die am 21. Jänner 
in London stattfinden soll, bestätige, halte 
ich es für notwendig, Nachstehendes fest­
zustellen: 

Bekanntlich. hat die Sowjetdelegation bei 
der letzten Konferenz der Stellvertreter den 
Vorschlag eingebracht, in allen vier Zonen 
Österreichs eine Untersuchung über die Durch­
führung der Beschlüsse der vier Mächte, be­
treffend die Demilitarisierung und Denazi­
fizierung durch die österreichische Regierung 
zu veranlassen, damit der Alliierte Rat einen 
Bericht über die Resultate dieser Unter­
suchung vorlegen kann. 

Eine derartige Untersuohung ist in der 
gegenwärtigen Zeit noch wichtiger geworden 
als früher. 

Die Sowjetdelegation hat bei der Stell­
vertreterkonferen7f auch mehrfach darauf hin­
gewiesen, daß unter den obwaltenden Um­
ständen die Frage eines Vertrages mit 
Österreich nicht unabhängig von der Frage 
der Durchführung der Verpflichtungen der 
Regierungen von England, den Vereinigten 
Staaten und Frankreich aus dem Friedens­
vertrag mit - Italien, soweit diese die Er­
richtung eines Freistaates Triest betreffen, 
betrachtet werden kann. 

Dies wurde bis jet7ft nicht getan wegen der 
Opposition der Vereinigten Staaten, Englands 
und Frankreichs, während Triest in eine anglo­
amerikanische Militärbasis umgewandelt wurde. 
Welche Garantie gibt es unter derartigen Um­
ständen für die Durchführung eines Vertrages 
mit Österreich 1 

Im Zusammenhang mit dem Vorschlag, 
eine neue Konferen7f der Stellvertreter einzu­
berufen, verlangt die sowjetische Delegation, 
von dem Einverständnis der britischen Re­
gierung und auch der amerikanischen und 
französischen Regierung unterrich tet zu 
werden, bei dieser Stellvertreterkonferenz die 
obgenannten Vorschläge der sowjetischen 
Delegation zu prüfen, betreffend die Aus­
führung einer Viermächteuntersuchung in 
Österreich und die Durchführung des Be­
schlusses über das Freie Territorium von 
Triest. 

Kopien dieses Schreibens wurden von mir 
auch den Vertretern der Vereinigten Staaten 
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und Fmnkrcichs l)eider Stellivertreterkonferenz leistung ihre; umfangreichen militärischen! In � 
für die Vorbereitung '. eines österreicl;tischen stallationen iil ihrer �one JZU zerstören haben. 
Ver.tragsentwurfes übednittelt. '; :. ' . Nehmen wir nun di� zweite der s�jetiscJi�n 

Ihr aturichtider · .. " '3 ',,' 
, I: Beh�tiptung�n, Österreich ::habe sem�. Ge,-*-

::1 C:.'� !f1�, tJro.Jfn,e)elV �:t' p.l ' !i ;\; aartnene' "iii: �kriegel:ischer:'��bsicht vei>Stärkt, 
I:: (,'Charge 4.'iff. ��, int�� ',d

\
'�r udssIi ja.diese Gendarnierie·sei sOgar-' schon zu'einer 

, ' 
a �,. �r,ol)britannien" -I' �a.hrdUng :1ies ; Fri�dens �worderi. tJGesetzt 

, a-en'Fall, lalte vier ::Mächte Würden sich!diese, 
,Die Sowjetunio!i. niachte also ihre Teilnahme ernstlich wbhl ltaum: vert'Ntbare' russische 

an weiteren Verhandlungen über den öster;, Auffassung zu eigeri! ,tnacheli' und Österreich 
reicbischen Staatsvertrag von zwei Be� verpflichten, derifStand der Gendarmerie von 
dingungen abhängig, die ·wohl einer näheren 11.304 Manu wieder auf 10.000 herabzusetzen. 
Beleuchtung, wert erscheinen. ' 

' 
'. Was hätte ein solbhes:'Begehren für einen Sinn, 

BeginIle;y. wir mit der sogenannten "Remili� wenn ÖSterreich auf..Qrund der Bestimmungen 
tarisierung Österreichs". Diese immer wieder des Vertragseritwurfes befugt wäre, 58.000 
abgew�ndelte und vollkommen grundlose Be� Mann Militär:einschließlich Gendarmerie auf­
schuldigung läßt sich auf zwei Behauptungen zustellen � 'Kann es der russischen Diplomatie 
reduzieren : ,  r als wichtiges Ziel vorschweben, den Stand 

l'� Die' Westmächte errichten in Österreich der. österreichischen Gendarmerie für. ein>paar 
eme Alpenfestung. ; , Monate 'um einige Prozente zli vermindern 

�2. Österreich' 'werde remilitarisiert. I und gleichzeitig zuzustimmen;:' daß dieser 
" ,� Selbst nach der zur Stützung dieser Be; Stand später auf das Verttagssoll erhöht wird 1 
hauptun.gen im, Auftrltge der K�minfomi ver)� Wo liegt· da 4ie �ogik 1, 
r�ßten Propagandasch:rift, die sich hoqhtrabend Aber: selbst wenrr es gelingen würde, das 
f,Weißbuch" nfmnt, beschränkt sich die Er� ProbletlI· der". sogeiuinnten Remilitarisierung 
rfchtupg. diese� .Alp'enfestu·ng ' hauptsachlich auf irgendeine;Weise 'aus der Welt zu schaffen, 
auf 'den' Bau angepuc1;t -f;lttllitegi,ß'cher 'Stfaßen. dann harrte die zweite Frage, nämlich Triest, 
So wird zum �eispieI"eme' Verbind1,i:ng�straße ihrer Lösung, die' den Weg zum Staatsvertrag 
von Wels nach Braunau, über deren' Not,- verban;-ikadiert. . '  

' 
, "

'
" 

wendigkeit sich seit Jahren jeder Straßen: . :WiJ; müsse,n. hier ,frage:q: Was hat Triest 
fachmann klar ist, in den Rang einer "Panzer- mit" dem' Staatsve:.:tr;ag"überhaupt zu tun,.? 
raUbahri'" e�hoben. (Heiterkeit.) Die Neu� (Zustimmung.) Der"Freistaat Triestwrirde 
ttassierupg del' StraßeWaiäririg�St. J ohami bekaIlntlich gescl\aff�!l,' weil sich Italien,' und 
in Tirol;' eines �besohders" schmalen, kurven� �u�o�)a�en be��ehungsweise die" sie 'prote­
reichen ,und gefährlichen; Sträßenstuckes: der gierendep. l',Jachte: nicht itber' die territoriale 
österreichischeIi 'nllndesstraße Nr: I, avanciert Abgre���ng �inig{m konnten� 
e�enfal�s zum,stra�egischen ;S,traßepbau.' N�eq��� �ir 'null an, daß :,sich morgen 
".:Step�n,(� ,Ins n�n ein,maJ vor� die·t�mdoner Italien ,und: Jugoslawien über. Triest einigen, 
�tellvertr,et�konferehz. wiirde gemäß den einlVorgang, der,d9ch yon jede;tp. friedliebenden 
sp:wjetischen Vorschlägen beauftragt werden, Mensc�n begrüßt werden � .. müßte. Könnten 
eiI?-!3 JJnter�uchung üb,erdie behauptete Rer wir dann hoffen, daß die s9.tvjetische Diplomatie 
militarisier�ng Österreichs durchzuführen. Ich erklären würde, die,J?rage Triest habe sich 
überlasse es Ihrer eIgenen "Phantasie, Berech- damite,rledigt uqd;' der Weg zum Staa:ts­
nungen darüber anzustellen, wie viele Jahr� vertrag sei frei ,geworden, oder �,de .dann 
wohl ve1;gehen, würden, bis sich diese Kom- nicht Wiieder, eipe andere Sache, vi�lleicht die 
mi�ion . auf • einen' gemein,.l;Iam,en Bericht J3Tage von fFo�mosa oder ��e Frage von 
�gen w:ürder _ ' . , .

.. Kaschmir, mit dem.Österreiphischen Sta8tff;l-
'�;Nßhm!3n wir immerhin an, 'ein, solcher vertrag 'in Konnex gebF-ac,ht wer9.en � (Er­
Besch�ß käm� irgendeinmal zustande: Was neute Zustimmung bej(JV:P, 8P(J u� KdU.) 
w�e.i fJ!'line, praktische ,Folge 1 D,ie Straße ��Was:'soll man v(i)ll.Uer' sowjetischen: Argu­
W-els-,-:-Brallnau ,müßte viellei(lht .wiede:r. zer- mentation, daß ,(erst, die Räumung Triests 
sijört undjn Ackerland. rückverwa.ndelt werden. eine Garantie ·fü:rdie �Räumung,· Osterrei,ch$ 
1),8.S gleiche Sc,hicksal träfe die Straßen in Bchaffe, halten 1 Triest ist nur von einer Mij,ch '00'­
W:�idring, in _Kundl ,usw. Die., .berühmte gruppe besetzt. "Ob sie dieses. Gebiet:räumt, 
MjJitärstadt bei Sal�burg, 'von tier wp- alle hängt also von ihr allein ab. Qa,nz arid,ers aber 
hQ'ffen, da.ß .. &i� recht blo\ild der' österreichische:n in Osterreich •. Beide ,vertragsentwürfe sehen 
BevölkeJ:ung; für Wohnzweck� zur·Verfiigung die. gleichzeitige RäuInWlg durch die westli�h� 
st��n,'wird,:würde' a.uc.h :'dem,Erdboden und, die östlichen Ttu.ppell vor. ,Militäri$�he 
gleicbgemlWht <,.iWerd�n·{' müssen.', Die!: SQ- Einriohtungen ,in! Österr�ich .gärbe �ft : «;la n� 
wje!i1lchE:f;ßesat�ungf!imacht würd�! als· Gegen:� nur!�oohdm RoolIlen ,«Ws küDft:i'gei\'tBundes� 
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heeres. Niemand mutet den Sowjets zu, das 
Land auch nur einen einzigen Tag vor den 
Truppen der anderen Mächte zu verlassen. 
Und gerade darin, daß alle Mächte gehalten 
sind, Österreich gleichzeitig zu räumen, liegt 
die Garantie für die Erfüllung des Vertrages, 
nicht aber in dem Begehren, die Erfüllung 
des Vertrages durch den Abschluß eines 
anderen Vertrages zu sichern. Entweder hat 
man das Vertrauen zur Vertragserfullung, 
dann bedarf es keines Vertragsvertrages, oder 
man hat es nicht, dann nützt auch kein zweiter 
Vertrag, um den ersten zu stützen. Nur wäre 
es dann aufrichtiger und wohl auch nützlicher, 
klar zu erklären: Wir wollen den österreichi­
sclien Staatsvertrag ni�ht! (Zustimmung.) 

Es ist gerade heute angemessen, rüok­
blickend den Weg der Vertragsgeschichte zu 
verfolgen. Jahrelang kreisten die Bestrebungen 
der sowjetischen Delegierten um die Erfüllung 

-ihrer Forderungen aus dem Titel des Deutschen 
Eigentums. Es war alles eher als leicht, 
diese Forderungen zu erfüllen, weil sie von 
vielen für unberechtigt und übertrieben an­
gesehen wurden. Im Interesse unserer Freiheit 
und des Weltfriedens haben wir es trotzdem 
für riohtig befunden, einem entsprechenden 
Kompromiß das Wort zu reden, in der Hoff­
nung, daß damit ein wichtiger Schritt zur 
Herstellung friedlicher Nachkriegsbeziehungen 
getan werde.. In dieser Hoffnung wurden wir 
durch sehr eindeutige sowjetische Zusicherungen 
bestärkt. Sowjetischerseits wurde mir persön­
lich, aber auch den Vertretern der Westmächte, 
wiederholt erklärt, die letzten Hindernisse 
für den Vertragsabschluß würden wegfallen, 
sobald die sowjetischen Ansprüche aus dem 
Deuts�en Eigentum erfüllt. seien. Außen­
ministerWyschinski setzte seine Unterschrift 
unter das Pariser Protokoll vom Juni 1949, 
das als Gegenleistung der Erfüllung der sowje­
tischen Forderungen den raschen Abschluß 
des Staatsvertrages vorsah. 

Recht behielten freilich jene, die von allem 
Anbeginn den sowjetischen Zusicherungen 
skeptisch gegenüberstanden. Wir haben ver­
sucht, diesem Pessimismus immer wieder ent­
gegenzutreten, weil man Vereinbarungen auf 
keinen Fall durch pessimistische Meinungen 
entwerten darf, selbst auf die Gefahr hin, 
durch Tatsachen desavouiert zu werden. ,So 
sind wir bis zu einem gewissen Grad das 
Opfer unseres Vertrauens in die sowjetische 
Außenpolitik geworden. 

Ich bin mir sehr wohl dessen bewußt, daß 
die N aohkriegswelt heute vielleich t auf einem 
Scheidewege steht. Nichts liegt uns ferner, 
als in dieser neuen Phase der internationalen 
Beziehungen Schwierigkeiten zu machen oder 
gar Öl ins Feuer zu gießen. Wenn ich trotzdem 
meine auf Grund jahrelanger Verhandlungen 

mit russisohen Diplomaten gesammelten Er­
fahrungen in der Feststellung zusammenfasse, 
daß die russisohen Unterhändler es bisher 
meisterhaft verstanden haben, einer Ver­
ständigung aus dem Wege zu gehen, so tue ioh 
es deshalb, weil ein realistischer Rückblick auf 
die bisherigen Verhandlungen erst die Grund­
lage für unsere weitere Einstellung geben kann. 

Freilich muß man sich die Frage vorlegen, ob 
die bisherige Politik wirklich im Interesse der 
Sowjetul)ion gelegen war. Angenommen, der 
Staatsvertrag wäre 1949 abgeschlossen worden 
und die Welt wäre in den folgenden Jahren 
statt der Abenteuer in Korea Zeuge der ein­
vernehmlichen Räumung unseres Landes ge. 
worden. Dann würden in den Vereinigten 
Staaten heute vielleioht. nur 16 Milliarden 
Dollar für die Rüstung ausgegeben werden. 
Von einer deutschen' Aufrüstung wäre wahr­
scheinlich überhaupt niemals die Rede ge­
wesen. Der Anreiz für die deutsche Öffentlich­
keit, einen energischen Versuch zur Wieder .. 
vereinigung Deutschlands unter einet gemein. 
samen Regierung zu unternehmen, wäre viel­
leicht überwältigend. Vor allem aber gäbe es 
heute eine breite öffentliche Weltmeinung, die 
weitere Verhandlungen zwischen den Mächten 
mit Optimismus stützen würde. 

Vergleioht man diese mögliche und wahr­
scheinliche Entwicklung mit dem, was tat­
sächlich eingetreten ist, so muß man sich die 
Frage vorlegen, ob nicht eine rechtzeitige 
gründliohe Revision der sowjetischen Außen­
politik ihr größere Vorteile für die Konsolidie­
rung ihrer durch die Leistungen der Roten 
Armee erzielten Erfolge gebracht hätte. 

Die Sowjetunion hat sicherlich im letzten 
Kriege schwere Opfer gebracht. Sie hat aber 
auch aus dem Sieg die größten Vorteile ge­
zogen. Wenn man bedenkt, daß Großbritannien 
lange Zeit den Krieg völlig allein geführt und 
seine ganzen finanziellen Reserven geopfert 
hatte, ohne irgend etwas Konkretes zu ge­
winnen, so wird es besonders augenfällig, in 
welch verschiedener Weise sich die Erfolge 
des Krieges verteilt haben. Die Sowjetunion 
ha t sich Ostpolen, die' baltischen Staaten, 
Bessarabien, einen Teil der Tschechoslowakei, 
Teile Finnlands und Deutschlands, Süd­
Sachalin und andere Inseln des Pazifischen 
Ozeans eingeg�iedert. Im Westen und Osten 
der Sowjetunion sind riesige Gebiete in ein 
starkes Bündnissystem eingegliedert worden. 
Entgegen den Beschlüssen von Jalta wurde 
in diesen Bündnisländern die freie Demokratie 
beseitigt und jeglicher westliche Einfluß aus­
geschaltet. Die politische Reaktion hierauf 
ist das tiefverwurzelte und einmütige Miß­
trauen der westlichen Völker gegen die kom­
munistische Welt. Mag sein, daß man im 
Osten diese politische Entwicklung als Gegen-
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posten zu den territorialen Gewinnen nicht Zebhafter Beifall.) Bräche der Krieg aber 
besonders hoch einschätzt. nach der Räumung des Landes aus, so würde 

Nach Kriegsschluß hat es auch im Westen das österreichische Parlament sicher nicht 
nicht wenige gegeben, die jedermann davon bereit sein, sich für eine KriegsteiInahme zu 
zu überzeugen versuchten, es sei ein berech- entschließen, solange das Land nicht selbst 
tigtes Begehren der sowjetischen Politik, sich überfallen wird. Ubrigens hat die Bundes­
ein Glacis sogenannter "freundschaftlicher" regierung wiederholt, zuletzt in der Anfrage­
Regierungen zu schaffen. Heute ist freilich beantwortung an den Abg. Koplenig, erklärt, 
von jenem Glacis keine Rede mehr. Jene daß sie nicht beabsichtige, sich irgendeinem 
Glacisvölker gehören zum festen Bestand des aggressiven Mächteblock anzuschließen. 
östlichen Bündnissystems. Heute ist schon Die kommunistische Propaganda meint 
von einem neuen Glacis neutraler Staaten in aber, wenn sie von Neutralität spricht, nicht 
Mitteleuropa die Rede. die Neutralität im völkerrechtlichen Sinne, 

Lassen Sie mich wiederum dieses Programm also einen klar umschriebenen, völkerrecht­
mit . den Tatsachen konfrontieren. Die uns in lichen Normen unterworfenen Zustand, sie 
diesem Zusammenhang warm empfohlene Neu- versucht vielmehr, unter dem Begriff "Neu­
tralität hat zunächst einen internationalen tralität" uns die Verpflichtung einzuwirt­
politischen Aspekt, und zwar insoweit, als ihre schaften, den militanten Kommunismus in 
Funktion darin bestehen soll, als eine Art Österreich zu tolerieren, ihm neue Aktions­
Puffer zwischen zwei Welten zu wirken. Von möglichkeiten einzuräumen, ihn an der Macht 
diesem Gesichtspunkte aus gesehen, müßte zu beteiligen und . ihm in der Politik eine 
jeder vernünftige Men�ch wohl der Ansicht unserer Verfassung fremde Stellung einzu­
sein, daß eine neutrale Tschechoslowakei genau räumen. Der Zweck einer solchen Machina­
so nützlich wäre wie ein neutrales Österreich. tion liegt klar auf der Hand, nämlich uns 
Wie würden aber die kommunistischen Propa- aller Widerstandsmöglichkeiten gegen die 
gandisten aufschreien, wenn man das Ver- aggressive kommunistische Minorität zu be­
langen stellen wollte, die Tschechoslowakei rauben. 
müsse ihre östliche Orientierung aufgeben und Als Beispiel für Neutralität wird uns oft 
fernerhin einer Zone neutraler Staaten in die Politik der Schweiz vor Augen geführt. 
Europa angehören. Dabei wird jedoch gerne verschwiegen, daß 

Diese Feststellung ist von großer Bedeutung, die Schweiz über eine erstklassige Wehrmacht 
weil aus ihr hervorgeht, daß den Kommunisten verfügt, für die das Land beispiellose Opfer 
die Neutralität nicht als friedensförderndes bringt, und daß sie den Wehrwillen ihrer 
System, als Element eines fairen Gleichge- Bürger ständig stärkt, um gegen einen etwaigen 
wichtes dienen soll, sondern als ein Trojanisches Angriff gerüstet zu sein. Die neutrale Schweiz 
Pferd, um die Volksdemokratie in heute noch ist also nach der Phraseologie der Kommu­
freie Gebiete einzuschmuggeln. Das ist noch nisten ein remilitarisierter Staat. Beweist 
viel klarer erkennbar, wenn wir den Begriff man also nicht durch die Propaganda gegen 
der Neutralität vom völkerrechtlichen Stand- jede Wehrmöglichkeit unseres Landes, daß 
punkt aus näher betrachten; er hat bestimmte man nicht ein neutrales Österreich, sondern 
Verhaltensnormen zum Inhalt, zum Beispiel ein wehrloses Österreich im Sinne hat 1 Neben­
kann ein neutrales Land nicht Kriegsteil- bei bemerkt ist die Schweiz Mitglied der 
nehmer sein und darf keinem anderen Staate Organisation für Europäische Zusammen­
militärische Vorteile einräumen. Diese völker- arbeit in Paris. Sie wissen selbst, daß einer 
rechtliche Neutralität ist für uns 8Itls ver- der Hauptvorwürfe gegen unser Land darin 
schiedenen Gründen eine Selbstverständlich- besteht, daß wir gleichfalls in dieser Organi­
keit. sation mitarbeiten. Wer übrige.ns die offizielle 

Unser Volk ist wohl bereit, seinen Heimat- außenpolitische Zeitschrift der Sowjetunion 
boden nötigenfalls zu verteidigen, aber nicht, "Die neue Zeit" aufmerksam verfolgt, wird 

. sich an kriegerischen Unternehmungen anderer wissen, welche Würdigung die Schweizer Neu­
'zu beteiligen. (Lebhafter "Beifall bei (JV P, tralität in Moskau findet. 

8P(J und KdU.) Bräche nun morgen ein Man spricht aber auch von Finnland. Was 
Krieg aus, ohne daß Österreich schon geräumt hatte dieses Land aber für seine relative 
ist, und würden die Besatzungsmächte, anstatt Freiheit zu be�ahlen, die es als unmittelbarer 
aufeinander zu schießen, friedlich gegenseitig Nachbar der Sowjetunion genießt 1 Im 
Trinksprüche austauschen, dann würde bei Friedensvertrag mußte es nicht nur Teile 
uns wohl niemand so töricht sein, diesen seines Staatsgebietes an die Sowjetunion ab­
paradiesischen Zustand dadurch zu unter- treten. Es mußte außerdem mit der Sowjet­
brechen, daß er mit einer der uns verbliebenen union einen Schutz- und Beistandsvertrag 
Jagdflinten auf eine der Besatzungsmächte zu abschließen, der es im Falle eines Krieges 
schießen beginnen würde. (Heiterkeit und leicht verpflichten ltönnte? an der Seite der 
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S0.!Vjetuni� in den lKrieg zu ··atehen. All das 
sind füp ,Sie keine oN euigkeiten. Aber es ist 
doch. vtel1eicht nützlich,- diese Tatsachen zu­
sam:rnenzufassen, um-den demagogischen und 
intriganten Charakteil� jener Propaganda zu 
enthüllen, die uns veranlassen möchte, unsere 
Politik zu änder:rl;,"eine Politik, die 'J�difgli<Jh 
darin besteht,,; :}idelt\ l\T ersuch. ,en�rgisck'; abzu­
wehren" uns;' durch 'aueer:veifassungsmäßige 
Mittel ,unter Druck zu;,.'setzen. Eine solche 
Politik heißt bekanntlich im Jargon der 
Kommunisten " einseitige westliche Orien­
tierung" . Wer sich.' Moskau nicht freiwillig 
unterweufen will, wird zum Knecht anderer 
Staaten' gestempelt'.. ·Freilich sind wir gegen 
derartiges G:erede längst abgehärtat:, .Die 
österreichische- Politik bleibt, was �Jie' ist: der 
Ausdruck des Freiheitswillens unseres Volkes. 
(Lebhafter Beifall beiOV P, 8P(J 'und KdU:) 

machte, 11ach neuen Verhandlungswegen zu 
suchen. 1,1.: 
; Di� Westmächte haben am 13.: März 1952 

c1l� ,sowjetuniön �irren neuen V�rtr�gsentwuif 
iib'erreiclft, detfolgenden Wortlaut'; hat.; . 

Ich Übergehe die Präam\)el und ge:h.i: sofort 
in die. Verlesung der einzelnen Artikel des 
Vertragsentwurfes ein. 

,;Artikel 1 

Die Alliierten und Assoziierten Mächte an­
erkennen.,·,daß, Österreich als ein souveräner, 
unabhängiger und demokratischer Staat 
wiederhergestellt ist. " 

Artikel 2 . .  ; .' 

" L  Die Alliierten und Assozllerten )Iächte 
erklären, daß sie die Unabhängigkeit un4 
territoriale Unversehrtheit Österreichs, .wie sie 
gemäß dem vorliegenden ,Vertrag festgelegt 
sind, achten werden. " . ', 

2. Diß Alliierten und' As�oziierten Mächte 
erldären, daß, eine" ,politische oder wirtschaft. 
liehe Vereinigung zwischen Österreich und 
Deutschland verboten ist. Österreich an· 
erkennt voll und ganz seine Ver�twort­
lichkeiten' auf diesem Gebiet. 

Artikel 3 

Vor einiger Zeit habe ich ,dem Hause: den 
alten Staatsvertrags- und heute, den' abge­
kürzten Vertragstext· vorgelegt. Der bisherige, 
so lang und vergeblich verhandelte Staats­
vertragsentwurf enthält Bestimmungen, die 
(;)sterreich' schwerste", Lasten auf bürden 
würden. Innerhalb sechs Jahren vom Tag.e 
des Räumungsbeginnes an hätte Österreich 
150 Millionen Dollar . Ablöse: für daS. durch 
einseitiges· Begehren in Anspruch genommene 
Deutsche Eigentum zu bezahlen. iDie gesamten Die Grenzen Österreichs, �ind :j�ne, die. "\1) 
Aktiven der DDSG. in der östlichen Besatzungs- 1. iJänner 1938 bestanden haben. 
zone:und der größere Teil der Ölfelder�jißten 
für Jalrrzehnte der Sowjetunion zur: Aus- Artikel 4 
heutung überlassen werden. J. Das Übereinkommen über den Kontroll-

Wir sinq '-seinerzeit diese Verpflichtungen apparat in Österreich vom 28. Juni 1946 
eingegangen in der.·Annah:ine, daß der Vertrag verliert mit dem Inkrafttreten des vorliegenden 
unverzüglich urlterzeiohnet und -die Räumung Vertrages seine Wirksamkeit. 
(;}stenrOtichs durelfalle 'vier ,Großmächte durch- 2. Mit dem Inkrafttreten des vorliegendeIJ 
geführt würde. In dieser' ,Hötfnung wurden V�rtrages hört die gemäß § 4 des,.Ahlro�jne� 
wir enttäuscht. Unsere Ölfelder werden von über Beset�ungszonen in Österreich ,und' d,ie 
der,1 Besatzungsmacht schon selttJalu;e.n auS- VQrwaltung der ,Stadt Wien vom 9. Juli 1945 
gebeutet,. @hne; daß wir heutetwissen, wi0� errichtete interallijer,te ßegierungsbehörde 
lange dieser Zustand noch andauern wird.. WJr (Komendatura) :auf,; irgt;}n(lwelphe Funktionen 
müssen uns daher vorbehalten, bei der, ,end� hinsichtlich der. Verwaltung der; Stadt:'W�en 
gültigen Abrechnung über diesen Punkt; noch auszuti'ten. Das, Übereinkommen über . die 
sehr,eingehend zu spreohen; (Lebhafter 'Beifall Besetzungszonen in Österreich, tritt, ,mit der 
beiOVP, SP(j und KdU.) , Beendigung der Räumung Österreichs d,urcl) 

Sie ''\jVissen selbst, wie die Verhand�ungen di� StJ:�itkrä.ft� �er Alliiert,en unq. AssQziier�en 
'Über den' Staatsvertrag immer schleppender Mi,i,chte und jedenfalls mit dem Ablau{ vt>Ii 
wurden, um schließlicp durch sowjetische 90: Tagen, angefangen vom Inkrafttreten dee 
Weigerung, an, weiteren, Besprechungen teil- vorliegenden Ve:r"ages,atU.ß,� �aJt. ',_ ; � 
zuiiehmen"vol�mmen!i.ns Stock{3� zu,'ge.raten. 3., Die Streitkrji,fte ,', de� Alliierte:p. :un.4 

Ari -dieser Stelle möllhte· ich bekanntgeb": ,Asso.ziierten Mächte und" die Mitglied,er der 
daß dieWestmächtehereitwaren,bei.d�r im! 'A1liiert�n Kommission für Österreich ,werde:q. 

Jänner gepla:q.ten Sitzung der. Stellvertretenden so' bald,.; wie. mögliQh., und jedenfia,11ß ipw:'�hal1:, 
-AußenminisUfu die noch, wenigen: .offenen Punkte von 90, �l'age�, . ange.f�ngen '. V:91n, ,Ipkrafttrete� 
im Sinne der' rUssischen Vorschläge im.weSßnt- des vorli�genden ,Vertrages,\.>a.llS österreich 
lichen anzunehmen und den Vertrag zu, unter- zurückgezogen., " 

.' I. , ,; ' , ' 
schreiben. ,Erst di-e •. sowjetische Weigerung, 4. Die österreichisc1;y3 RegieI'Ullg" wird d� 
sich an weiteren Disk1llssionent zu beteiligen, Str�i$räften. �:der Nlli�rten un,c,l Ass�e�n 
hat eine Lage � ges,chaffeli, die es erfQrderlich, Mächte und 'q.en Mitgliedern :der Alliierten 
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.�ommission f.ür Österreich bis zu ihrer Zu- der Regierung der Union der Sozialistischen 
rqck�ehung a.us ÖsterxEtlch alle; Rechte, Sowjetrepu�likenhint�legt werden. 

Imtnun,itäten und Erleichter,Qngen g�ähren, Der Vertrag soll' b"ezüglich jeder Allüerten 
die ihne� unmit.telbar vor denJ,.Inkrafttreten oder Assoziierten Macht! ,die gemäß Artikel:7 
des v..or�legen��n lV'ertrages zus��nden. ' �. ' dem Vel'tr�ge beitr�tt und ?�r�ll Ra;tifik�ti�Iiß-

5 • . Dle Alliier:ten und .A.sso�.llerte� �achte urkunde hlenach hmterlegt iWIrd, amrI'agder ver�ßichten. ,'sIch, der osterrelChisch?n Hinterlegung in Kraft treten.'" . .  1 
RegIerung' .mnerhalb des festgesetzten Zelt- Der vorliegende Vertrag soll in den Archiven raumes von 90 Tagen zurückzustellen: d R '  d U ' d S . li ,.' h ) ·11 Z hl . tt I d' d All" t er egmrung er mon er OZla stlSC en a a e a U��SmI e ,  

"
le en . llef en Sowjetrepubliken hinterlegt werden, die jedem un� Assoznerten Machten fü.r ?kku- der Signatarstaaten beglaubigte Abschriften patIOnszwecke kostenlos zur Verfugung "be 'tt 1 Wl' d" 

11 d d· Z' nk d u rml e n r . geste t wor en un 1m eltpu t er " 
Beendigung der Zurückziehung unver- D�r ab�ekurzte E?twu:f des Staatsvertrages, 
ausgabt geblieben sind; de� ICh lie�.er als eIn R�umungsprotokoll b�-

b) alles österreichische Eigentum, das von zelChn�n moc�te, ste!lt .eme VerhandlungsbasIs 
alliierten Streitkräften oder von der dar, die das osterrelChlsche Problem von dEm 
Allüerten Kommission requiriert wurde Wir�arr ungelöster untergeordneter Fragen 
und sich noch in deren Besit2; befindet. befreIt. 

Artikel 5 

Von Österreich werden keine Reparationen 
verlangt, die sich aus dem Bestehen eines 
Kriegszustandes in Europa nach dem 1. Sep­
tember 1939 ergeben. 

Artikel 6 
Jede der Alliierten und Assoziierten Mächte 

soll innerhalb des in Artikel 4 festgesetzten 
Zeitraumes von 90 Tagen alles Eigentum -
unbewegliches und bewegliches jeder Art -, 
das sich als deutsches Eigentum oder Kriegs­
beute in Österreich in ihrem Besitz befindet 
oder von ihr beansprucht wird, an Österreich 
zurückgeben. 

Artikel 7 
l. Jedes Mitglied der Vereinten Nationen, 

das sich mit Deutschland im Kriegszustand 
befunden hat, den Status einer Vereinten 
Na.tion am 8. Mai 1945 besaß und nicht 
Signatar des vorliegenden Vertrages ist, kann 

. dem Vertrag beitreten und ist nach Beitritt 
für die Zwecke des Vertrages als Assoziierte 
Macht anzusehen. 

2. Die Beitrittsurkunden sollen bei der 
Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken hinterlegt werden und treten 
mit der Hinterlegung in Kraft. 

Artikel 8 
Der vorliegende Vertrag, dessen russischttr, 

englischer und französischer Text authentisch 
ist, soll ratifiziert werden. Er tritt unmittelbar 
nach Hinterlegung der Ratifikationsurkundßn 
durch die Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken, durch das Vereinigte Königreiph 
von Großbritannien und Nordirland, durch die 
Vereinigten Staaten von Amerika und dur�h 
Frankreich einerseits und durch ÖsterreiElh 
andererseits in Kraft. Die Ratifikation'ß­
urkunden sollen in möglichst kurz� Zeit bei 

Es ist heutp ziemlich klar geworden, daß 
nur allgemeinJ politische Umstände, wie sie 
sich aus der fortschreitenden Entwicklung der 
Weltlage ergeben werden, die Sowjetunion 
bewegen können, die allen Grundsätzen inter­
nationaler Moral hohnsprechende Besetzung 
des Landes gleichzeitig mit den anderen 
Besatzungen aufzuheben. Es versteht sich, 
daß wir heute noch nicht den Preis bestimmen 
können, der bei Unterzeichnung des Vertrages 
als Gegenleistung für die Räumung als ange­
messen zu betrachten sein wird. Diese Frage 
wird unter Berücksichtigung aller die inter­
nationale Lage bestimmenden. Faktoren das 
Parlament zu entscheiden haben. Der neue 
Vertragsentwurf der Westmächte ist jedenfalls 
ein Verhandlungsinstrument, das geeignet 
scheint, uns die Entscheidungsfreiheit wieder. 
zugeben. Dieser Vertragsentwurf ist kein 
Diktat, sondern eine Verhandlungsgrundlage. 

Die Sowjetunion ist eingeladen, ihrerseits 
positive und konkrete Vorschläge zu unter­
breiten. Wir wisstm nicht, ob und wann 
Rußland den Weg echter Verständigung be­
schreiten wird. Dem Osten mag es als kluge 
Diplomatie erscheinen, einmal erreichte Kon­
zessionen in den Eisschrank zu legen und sich 
den Zeitpunkt der Gegenleistung selbst vor­
zubehalten. Diesen Standpunkt können w;ir 
nicht akzeptieren; denn der' Zeitpunkt ger 
Gegenleistung ist an den Zeitpunkt <let 
Leistung gebunden, außer es. is,t darüber 
etwas Besonderes v�:reinbart.Je ,:länger die 
Besatzung andau�rt, ein d�to gIiÖßerer Posten 
"Ausbeutung unseres L�ndes',' muß in di� 
Endabrechnupg eingestellt ;werden. (Lebhahe 
Z�Jim.mUf/,{J/Jei Gv P, 81'/J und KdU.) Ein 
Y;ertragsentwurf mit .Qere�ts ,einseitig i�iv.An­
spruch genommenen "Konz�ssionen"p'ad "nicht 
zum Mühlstein werden, d"er llI\S �m.' Halse 
hängen bleibt," Qhne heute �tiliten "�Zweck zu 
erfüllen. ": . .  i :- . /,r �� 

86. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 9 von 56

www.parlament.gv.at



3262 86. Sitzung des Na.tiona.lrates · der Republik Österreich - VI. GP. - 2. April 1952 

Die Bundesregierung war immer der Nationen anzurufen. (Lebhafter Beifall bei 
Meinung, daß ein dem Friedensvertrag ähn- den Regierungsparteien.) Ich bitte Sie daher 
lieher Staatsvertrag nicht einer rechten schon heute um prinzipielle Kenntnisnahme 
Wertung der österreichischen Haltung ent- unserer Absicht, zum gegebenen Zeitpunkt 
spricht. Wir waren schon 1945 der Ansicht, die notwendigen vorbereitenden Schritte bei 
daß Österreich auf dieselbe Behandlung An- den Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen 
spruch habe wie die Tschechoslowakei oder einzuleiten. Eine formelle Bitte an die Ver. 
andere besetzte Länder. Wenn sich j�tzt die einten Nationen um Vermittlung würde jedoch 
Westmächte zum Standpunkt der vorbehalt- dem Hause zur Beschlußfassung vorgelegt 
losen Anerkennung der österreichischen werden. 
Souveränität bekennen, so kehren sie nur Wenn das Forum so vieler Nationen seine 
dorthin zurück, wo die Politik der Groß- Aufmerksamkeit auf das österreichische 
mächte immer hätte ihren Ausgang nehmen Problem konzentrieren sollte, dann wird man 
sollen. Hoffen wir, daß sich auch die Sowjet- dies nicht gering einschät2;en dürfen. Ich 
union zu derselben großzügigen Auffassung glaube, daß wir damit nicht nur die besten 
entschließen kann. Aussichten haben werden, zu dem fruhest-

Das österreichische Volk erhofft darüber möglichen Zeitpunkt die Räumung unseres 
hinaus von allen Besatzungsmächten, solange Landes zu erreichen, sondern daß auch bis 
die aufgezwungene Besetzung dauert, weitere dahin das permanente Interesse der Ver­
Maßnahmen zur Verbesserung der örtlichen einten Nationen an den Vorgängen in Österreich 
Verhältnisse. Solche Maßnahmen werden ins- der beste · Schutz unserer Bevölkerung gegen 
besondere bei den Besatzungskosten und der Übergriffe seitens der Besatzungsmächte sein 
Anpassung ihrer Wohnungsansprüche an die wird. 
Lage der betroffenen Bevölkerung erwartet. Wenn sich die Überzeugung vieler Staaten 
Ich möchte bei diesem Anlaß das leuchtende in der Welt in augenscheinlicher Weise kund­
Beispiel der kanadischen Besatzungstruppen gibt, d&ß das Verhalten einer Macht gegen­
in Deutschland hervorheben, die kundge- über einem Volke unserer geschichtlichen 
macht haben, daß zugunsten von Familien- Reputation jeglichem �chtsempfinden Hohn 
mitgliedern grundsätzlich kein Wohnraum spricht, dann kann ich mir nicht gut vor­
im Wege von Requirierungen in Anspruch stellen, daß es die Sowjetunion a la longue 
genommen wird. (Lebhafter Beifall.) Nur vorzieht, dem Urteil der Weltmeinung hart­
eine solche großzügige und gerechte Politik näckig zu widersprechen um der nicht allzu 
kann die Unabhängigkeit Österreichs wirklich großen Vorteile willen, die ihnen die öster­
fördern. reichische Position bringt und die Jahr für 

Was Österreich und ein friedliches Europa Jahr mehr durch die Bildung eines neuen 
braucht, ist vor allem eine Viermächte- Weltgleichgewichtes für die Sowjetunion an 
einigung über die Räumung unseres Landes. Gewicht verlieren. 
Es wurde schon oben betont, <.laß das Tor Wir Österreicher sind die letzten, die nicht 
zu Verhandlungen weit offen steht. Aber bereit wären, alles beizutragen, um eine 
dem Frieden dienen nicht länger unsub- internationale Verständigung möglich zu 
stantiierte Vorwürfe, endlos sich hinziehende machen. Ich glaube aber nicht, daß wir 
Debatten mit der langen Klaviatur der Ver- dieser Verständigung durch flachen Oppor­
tragsprozedur. Nur kl�re, unzweideutige und tunismus dienen können. Wie sollen die 
präzise Vorschläge können . nunmehr als Bei- östlichen Machthaber jemals einsehen, daß 
trag zum Frieden gewertet werden. Vor- ihre Methoden für die Lösung europäischer 
schläge, deren Tragweite offen zutage liegt Probleme inadäquat sind. wenn wir unge­
und die Garantien für die völlige Räumung rechte und maßlose, ja rechtswidrige Eingriffe 
zu einem bestimmten Zeitpunkte geben. in unsere Lebenssphäre mit Verbeugungen 

Eine Vereinbarung über die ehebaldigste quittieren würden ? 
Räumung unseres Landes ist natürlich. An- Der erste Verbündete unseres Kampfes 
gelegenheit der vier Besatzungsmächte. Ich um die Freiheit ist der Glaube an das Recht ! 
möchte aber heute schon die Forderung an- (Starker Beifall bei den . Regierungsparleien 
melden, daß jegliche Bestimmungen, die meri- und beim Kd U.) Ich weiß sehr gut, daß 
torisch Angelegenheiten in Österreich regeln, manche aus ihrem bequemen Behagen ge­
mit der österreichischen Regierung verhandelt rissen werden, wenn wir den Mut haben, die 
werden. Ich möchte heute nochmals klar Dinge beim richtigen Namen zu nennen� 
aussprechen, daß man uns nicht 9<umuten kann, Aber der wichtigste Hebel zur Wiederge­
unbegrenzt und untätig der weiteren Ver- winnung der österreichisclien Freiheit ifJt 
schleppung der Räumung unseres Landes zu- und bleibt der Wille unseres Volkes selbst. 
zusehen. Ich halte es vielmehr für erforderlich, Nur wenn die Besatzungsmächte damit 
nötigenfalls die Vermittlung der Vereinten rechnen müssen, daß die Besatzung von Jahr 
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zu Jahr mehr auf den steigenden Unwillen 
des österreichischen Volkes stößt, ja daß die 
Gegner der österreichischen Freiheit mehr 
und mehr mit der Verachtung der gesamten 
Bevölkerung rechnen müssen, dann wird die 
Einsicht Platz greifen, daß eine ehrenvolle 
Räumung des Landes geringere Nachteile 
für die Reputation und für die Interessen der 
Okkupanten bedeutet. (Zustirrvmung.) 

Es ist unsere Aufgabe, die Willensäußerungen 
unseres Volkes in Einklang mit den inter­
nationalen Möglichkeiten 2fU halten. Unser 
Volk ist trot2f der äußeren Unfreiheit sieben 
Jahre lang innerlich frei und einig geblieben. 
Die Wiedergewinnung unserer vollen 
Souveränität und die Bewahrung unserer 
Einheit sind und bleiben der Hauptinhalt 
unserer Politik. Die innere Freiheit ist das 
Fundament, auf dem wir Stein um Stein das 
.GebäuQe unserer äußeren Freiheit aufbauen 
können ! (Lebhafter 8ich immer Wieder 
erneuernder Beifall bei G v  P, spG 'u/lul KaU.) 

Präsident Dr. Gorbach (der inzwischen den 
Vorsitz übernommen hat) : Zur Stellung eines 
formalen Antrages hat sich der Herr Abg. 
Ing. Raab zum Wort gemeldet. Ich erteile 
es ihm. 

Abg. Ing. Raab: Ich beantrage, über beide 
Regierungserklärungen sofort die Debatte zu 
eröffnen. 

Der Antrag wird a'll-genommen. 

Wirtschaftlich gesehen steht Österreich 
heute vor einer Katastrophe. Die Regierungs­
parteien selbst sprechen von einem J?ilemma 
zwischen Massenarbeitslosigkeit und Inflation. 
In Wirklichkeit werden wir bei Fortsetzung 
dieser Politik beides haben, sowohl steigende 
Massenarbeitslosigkeit als auch die Inflation. 
Das ist die Bilanz der Regierungspolitik, 
die auf das engste mit den außenpolitischen 
Fragen zusammenhängt, die heute auf der 
Tagesordnung stehen. 

Der unmittelbare Anlaß zur heutigen 
Sitzung, zur Großkundgebung, wie sie das 
Koalitionsblatt "Neues Österreich" gestern 
bezeichnet hat, ist die Note der Westmächte 
an die Sowjetunion mit dem Vorschlag eines 
Skelettvertrags an SteUe des Staatsvertrags. 
Sinn und Inhalt des amerikanischen Vor­
schlags, der auch die Unterschriften von 
England und Frankreich trägt, ist es, alles 
für null und nichtig zu erklären, was bisher 
mit der Sowjetunion über Österreich ver­
einbart wurde. 

Die Westmächte, sekundiert von der öster­
reichischen Regierung, von Schä..rf und Gruper, 
begründen ihren neuen Vorschlag damit, daß 
die bisherigen Ergebnisse der Verh.andlungen 
über den österreich ischen Staatsvertrag über­
holt sind. Der Sinn dieser Behauptungen 
liegt darin, daß sie im Rahmen ihrer Politik 
der Kriegsvorbereitungen, der militärischen 
Aufrüstung Europas, der Bildung der soge­
nannten Europa-Armee jede Verständigung Abg. Koplenig: Meine Damen und Herren ! mit der Sowjetunion ablehnen und sich Es ist in Österreich schon zur Gewohnheit auch in Österreich die Hände freimachen geworden, die Fragen der Außenpolitik in wollen zur Beschleunigung ihrer Kriegs­diesem Hause nur dann zur Diskussion zu vorbereitungen. stellen, wenn die Regierung das Parlament 

als Forum für ihre allgemeinen Deklarationen Charakteristisch für den ganzen Vorschlag 
verwenden will. Es wäre aber wahrhaft dieses Skelettvertrages ist, daß sowohl die 
notwendig, daß die Abgeordneten des Westmächte als auch die führenden öster­
Parlaments sich gründlich mit den Ergebnissen reichischen Regierungspolitiker von Anfang 
der Außenpolitik der Regierung Figl-Schärf an

. 
erklärt 

.
haben, daß die�er .neue Vorschlag 

beschäftigten und sich auch über die ver- k�lDe AUSSICht habe, v�rWIrkhch� zu werden. 
hängnisvollen Folgen dieser Außenpolitik klar Dlese� Vertragsentwurf 1S� dahe� D1�hts a�deres 
werden. als eIn �etrug ? denn In WIrklIchkeIt be-

Die Regierung hat wiederholt versprochen graben SIe damIt den Gedanken des Staats­

daß sie eine Außenpolitik durchführen wird: vertrages und des 
.
Abz�gs der Besatzu�gs­

die Österreich den Staatsvertrag und die truppen aus ÖsterreIch uberh�upt. �er SlDn 
Unabhängigkeit bringt, eine Politik, die des ':orschlages

. 
der Westmachte . lst also, 

unserem Lande wirtschaftliche Sicherheit ja auch In ÖsterreIch den Kalten KrIeg gegen 
den Aufschwung der Volkswirtschaft garantiert. die.. Sowjetunion

.. 
z",?, versc�ärfen und die 

Zieht man aber heute die Bilanz der Re- Brucke zur Verstandlgung zWIsohen den Groß­
gierungspolitik, so zeigt sich ein ganz anderes mächten abzubrechen. 
Bild. Der Staatsvertrag ist heute weiter Es ist unbestritten, daß die Welt und damit 
in die Ferne gerückt als je zuvor. Mehr noch, auch Österreich heute im Zeichen des Kalten 
der sogenannte Skelettvertrag, dessen Ent- Krieges stehen. Dieser Kalte Krieg hat im 
wurf an die Abgeordneten verteilt wurde, Jahre 1946 begonnen, als der Führer der 
bedeutet nichts anderes als die Annullierung englischen Konservativen Winston Churchill 
aller bisherigen Ergebnisse der Verhandlungen in seiner Rede in Fulton zum antikommunisti­
über den Staatsvertrag. sehen Kreuzzug aufrief ,und kurz darauf 
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der a:61etikan,iSche Präsiden,t " diE� � sogim�hnt� . }DieB�s ZiEH v:erfo1gt die 'Politik der Sowjet­
Trtunan-Doktfin prokla�erte. _J. ," , I  union; die inihrer bekaI;lntenNote übetDeutsch-
/ Dbr KaltEt Kri� bedeutet den:: ;B�bh aller ' la��' zu.m �usdruck gekowme.n ist. Was die 

,�
o­

�nterp.ationaren V �reinbarungen dürch �Amerika �J�u.mon III bezug a�fDeu�s���a�� vor�hlag�, 
und die Ersetzung des Grundsa&es der Ver- ' 1st dIe Schaffung ellles emhelt1when, tlemO­
ständigung! der ,�Großm:ächte dut.ch �aen 'f/er- I kratischen und souveränen Deut'schlands, Al)­
such Amerikas" den anderen seinen Willen z�g aller fremden Truppen aus Deutschlai'l�, 
aufz.�zwiIjgen� ,)lan , br�ucht ���h nur an die Bildu?-� einer deutschen Nationalarmee ZfIr 
��litigsten ye!tr��e �� �rinp�tn, die Ameri�a Vert�ldlg1in� der deutschen Grenzen, vef­
m den letzten JanreIi" 'gebrpchen hat, an dl(� tr�ghche . Bmdung des neuen Deutschlands, 
Annullierung des Potsdamer Abkomthens, den daß es an keiner Koalition oder Militär­
Abschluß eines einseitigen Vertrages 'mit Japa� kQmbinati�n g��en einen d�r lrl:ie�fü�end�n 
unter Bruch internationaler Vereii.ibani.ngen; Staaten des zweIten WeltkrIeges teilmmmt. 
die Verletzung des italienischen ' Frit:!dens- 'Die Wes"tmächte ' haben bekanntlich diesen 
vertrages durch " die Wiederaufrüsturig Itälieris weitgehenden Vorschlag der Sowjetunion brüsk 
und insbesondere dutch diei fortdauernde angelehnt. Amerika führt seine Politik der 
Besetzung von TrieBt� Ich erinnere an den Zerreißung Deutschlands fort, die es mit 
Bruch d�r VereinMrungen über Deutschland drem Bruch des Pot�damer Abkommens be­
durch die Zerre,ißung' , des 'Landes, die Re- gonnen hat. Es besteht darauf, daß Deutschland 
militarisierung Westdeutschlands' und ' die in den 'aggressiven Atlantikblock eingebaut 
Wiedereinsetzung der Rüstungskapitalisten, WjId und den entscheidenden 'Teil , für die 
Kriegsverbrecher und Ritler-Generäle und Europa-Armee, für den Krieg gegen die 
die Verewigung der Besetzung Westdeutsch- SQwjetunion , stellt . 
lands. Amerika braucht für seinen Aggressionsplan 

Kalter Krieg, das bedeutet fieberhaft von den , deutschen Imperalismus als seinen wich­
Monat zu Monat gesteigerte Kriegsrüstung tigsten Gehilfen in Europa. Es ist daher bereit, 
auf Kosten der Lebenshaltung der arbeitenden dem Imperialismus in Westdeutschland wieder 
Menschen. Das Ergebnis dieses Kalten Krieges ähnliche Zugeständnisse zu machen, wie sie die 
sind steigende Preise und Sinken der J.Jöhne:. Westmächte seinerzeit lIitler gemacht haben, 
Das Ergelinis ist, daß sowohl die große� um ihn zum IU'ieg gegen die Sowjetunion. 
als auch die kleinen kapitalistischen , Länder zu stärken. 
Europas vor " dem Bankrott stehen. 

. 
Wenn heute die sogenannte Bonner Regie-

Kalter Krieg, dfi,'S , bedeutet :, 4ie Errichtung rung mit einer solchen Frechheit von der 
von Militärstützpunkten rund um den Erdball. Integration Europas, von der Ausdehnung 
Amerikanische Stützpunkte sind heute bereits der Grenze Westeuropas bis zum Ural spricht, 
in fast allen kapitalistischen Ländern der so ist das nichts anderes als die Wiederholung 
Welt errichtet. Kalter Krieg, das bedeutet der von der Geschichte auf den Misthaufen 
die Stärkung der reaktionären und faschi- geworfenen Neuordnung Europas durch Ritler. 
stischen Kräfte in allen kapitalistischen Die Hitler-Neuordnung hat damit begonnen, 
Ländern, Sammlung und Mobilisierung aller daß Österreich an die deutschen Imperialisten 
Kriegsverbrecher und faschistischen über- preisgegeben wurde. Es ist bekannt, daß die 
bleib seI für die Kriegszi�le der amerikanischen amerikanischen Imperialisten den Ruhrmag­
Im,perialisten. Kalter Krieg, das bedeutet naten die Übergabe des sogenannten Deut­
die Wiederbelebung des japanischen und vor , schen Eigentums in Westösterreich zugesichert 
allem des deutschen Imperialismus als Werk- haben. Es ist bekannt, daß die A.merikaner 
zeug der Amerikaner im Kampf gegen die mit aktiver Unterstützung der österreichischen 
Sowjetunion und gegen die zur Freiheit Regierung in im1:l!er stärkerem Maß eine 
strebenden Völker. Politik verfolgen, die zur Eingliederung und 

Es besteht kein Zweifel,. daß die Frage Unterordnung der Wirtschaft in Westösterreich 
peutschland heute zur zentr�len Frage unter die westdeutsche Kriegsindustrie führt. 
d�r Weltpolitik geworden ist.)', ES- gibt auch Es ist klar, daß ein geteiltes Deutschland, 
krunen Zweifel, daß öhne die., Lösung der das heißt der wiedererstandene Imperialismus 
deutschen Fragen, die den Interessen des in Westdeutschland für Österreich die ständige 
deutschen Volkes ' und aer Völker Europas Gefahr der Zerreißung unseres Landes bedeutet. 
entspricht, ein wirklicher E!iede nicht errungen Es ist klar, daß die Amerikaner, die sich 
-werden ·kann. Es ist ' aber ebenso klar, daß nur dann bereit erklären, den sogenannten 
durch die Bildung eines g�inten 'uU:d 'fried- Generalvertrag mit Westdeutschland abzu­
lielrenden ' Deutschlands die !� entscheidmwen schließen, wenn ihre Truppen auf unbestimmte 
Vorätissetzungen für dEin Friede.n in Europa Zeit in Westdeutschland bleiben, auch nicht die 
geschaffen werdeti. J .  �l. l�, Absicht haben, diese ihre Truppen aus West .. 
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österreich zurückzu�ehen. Daraus ergibt sich 
ganz eindeutig, daß der sogenannte Skelett­
vertrag, den man zum Betrug des Volkes 
Räumungsprotokoll nennt, eine eminente 
Gefahr für die · Einheit Österreichs und der 
Versuch der Verewigung der Besetzung 
Österreichs ist. (Abg. Frühwirth : Die wollt 
ihr ja !) 

Es ist auf der anderen Seite aber ebenso 
klar, daß die Errichtung eines einheitlichen 
demokratischen Deutschlands auf · der Basis 
der Verständigung der Großmächte die Lösung 
der österreichischen Frage mit sich bringt, 
die endgültige Sicherung der Einheit Öster­
reichs, den raschen Abzug der Besatzungs­
truppen und den wirtschaftlichen Aufschwung 
Österreichs bedeutet. Die Politik einer 
Regierung, die . wirklich Österreichs Interessen 
vertritt, müßte es daher sein, eine solche 
Lösung der deutschen Frage zu befürworten 
und mit allen Kräften zur Verständigung 
der Großmächte beizutragen. 

Aber die Regierung Figl-Schärf tut das 
Gegenteil ; denn sie hat alles auf die Karte 
des Kalten Krieges gesetzt. Die beiden 
Regierungsparteien versuchen sich bei der 
aktiven Teilnahme an dem von Amerika 
entfesselten Kalten Krieg gegenseitig zu über­
trumpfen. Ich erinnere nur an die Reden, 
die hier im Hause gehalten wurden, an die 
Erklärung des Abg. Dr. Pittermanil, daß 
derjenige, der nicht bereit ist, Opfer für den 
Kalten Krieg zu bringen, ein Deserteur ist. 
Die österreichische Regierung nimmt deswegen 
mit einer solchen Dienstbeflissenheit am Kalten 
Krieg teil, weil sie, wie sie im übrigen selbst 
oft erklärt hat, sich der Hoffnung hingibt, 
daß Amerika das übergewicht bekommen und 
dann der Sowjetunion seinen Willen auf­
zwingen werde. (Zwi8chenrufe.) 

Aber, meine Herren und Damen, (die Tat­
sachen zeigen, daß diese Spekulation eine 
Fehlspekulation ist. Die Sowjetunion ist heute 
wirtschaftlich und politisch stärker als je in 
der Geschichte. Die jetzt durchgeführte neuer­
liche fünfte Preissenkung bestätigt, daß ihre 
Friedenspolitik eine Friedenswirtschaft ist, 
das heißt der ständigen Hebung der Lebens­
haltung der Volksmassen entspricht. ( Abg. 
Dr. Pitterm a n n :  Und der RÜBtung8au8gaben !) 
Der Versuch, die Sowjetunion zu isolieren, ist 
kläglich gescheitert. Im Gegenteil ! Die Politik 
der Sowjetunion gewinnt immer mehr Freunde 
und Unterstützung unter den Völkern der 
ganzen Erde, was sich sogar in der Ab­
stimmungsmaschinerie der UNO zeigt. Die 
amerikanische Atombombendiplomatie h at 
kläglich Schiffbruch erlitten, und seitde m 
die ganze Welt weiß, daß die Sowjetunion über 
Atombomben verfügt, haben es selbst ameri-

kanische Senatoren aufgegeben, täglich mit 
der Atombombe zu drohen. 

Noch kläglicher erwiesen hat sich die Politik 
der westlichen Imperialisten in den Kolonial­
und Halbkolonialländern. Schon mehr als 
zwei Jahre ist das chinesische Volk unter 
den Fahnen der Volksrepublik geeint. Der 
weltgeschichtliche Sieg des chinesischen Volkes 
hat dem Freiheitskampf Vietnams, Malayas, 
Birmas, Ägyptens und Tunesiens unwider­
stehliche Kräfte gegeben. 

Auf den Sohlachtfeldern Koreas wurde die 
prahlerische Prophezeihung von der - militäri­
schen Unbesiegbarkeit Amerikas zerstört und 
zerschlagen. Der Krieg in Korea hat aber 
auch enthüllt, 'wie der amerikanische Tmperialis­
mus die UNO zu ihrem Werkzeug erniedrigt 
hat. Sie haben den Krieg in Korea begonnen 
und das Firmenschild der UNO für ihren Krieg 
genommen. Sie haben ihre europäischen Ver­
bündeten immer · wieder vor vollzogene Tat­
sachen gestellt. Sie verhandeln . neun Monate 
in Korea über einen Waffenstillstand und 
halten es nicht einmal für notwendig, selbst 
ihre Verbündeten darüber zu informieren. 

Und schließlich kann doch wohl nicht einmal 
der Herr Außenminister Gruber bestreiten, 
daß in den letzten Jahren die Gegensätze 
zwischen den westlichen kapitalistischen 
Ländern gewachsen sind, und vor allem kann 
wohl von niemandem geleugnet werden, daß 
der Widerwille und der Widerstand der Volks­
massen gegen die amerikanischen Kriegstreiber 
gewaltig angewachsen ist. 

Dieser Widerstand hat schon nicht wenige 
Opfer unter den Anhängern des Kalten Krieges 
gefunden. Der Marshall des Marshallplans 
ist in der Versenkung versunken. Sein Kollege 
Forrestal endete iin Irrenhaus. Der Korea­
General Mac Arthur wurde . mit Schimpf 
und Schande in Pension geschickt. Der Ini­
tiator des Korea>-Krieges Foster DuUes hat 
abgedankt . Der amerikanische Rüstungs­
direktor Wilson hat sich ins Privatleben 
zurückgezogen, und von Präsident Truman, 
dem Führer des Kalten Krieges, wird vielleicht 
bald nur mehr die Photographie mit Auto­
gramm auf dem Schreibtisch des Vizekanzlers 
Schärf bleiben. (Heiterkeit. - Zwischenrufe. -
Abg. Oerny: Bei euch �ind alle umgebracht 
worden !) 

Es ist also klar, daß Amerika · den Kalten 
Krieg verloren hat und daß die Politik der 
Stärke Banktott gemacht hat. Auf diese 
Politik ist aber in den letzten Jahren die 
Außenpolitik der Koalitionsregierung · orien-
tiert. 

. 

Das Ergebnis der vollkommen verfehlten 
Außenpolitik der österreichischen Regierung 
haben wir nun vor uns. Mit -aller Klarheit 
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muß a.aher gesagt werden, daß es auf diesem 
Weg nicht weitergeht und die Existenz unseres 
Landes mit jedem Tag mehr gefährdet wird, 
wenn diese Regierung im Namen Österreichs 
weiterwirtschaften kann. Darum fordern wir 
in diesem ernsten Augenblick mit allem 
�achdruck, daß die österreichische Außen­
politik grundlegend geändert wird. (Zwi8chen­
rufe.) 

'Österreichs Existenz hat zur Voraussetzung, 
daß Europa nicht in Kriegshysterie und Furcht 
lebt, daß bei uns nicht an der Zerreißung 
in zwei Teile, sondern an der Verst ändigung 
gearbeitet wird. Deswegen halten wir es für 
notwendig, daß das österreichische Parlament 
dem Friedenswillen des österreichischen Volkes 
in einem eindringlichen Appell an die Groß­
mächte Ausdruck gibt . 

Die Abgeordneten des Linksblocks unter­
breiten daher dem Parla :m,ent folgende En t­
s c h li e ß u ng, die ich hiemit zur Verlesung 
bringe. (Abg. Oerny:  Brauchst gar nicht ver­
lesen ! - Heiterkeit.) 

. Der Nationalrat wolle beschließen : 
Im Namen des österreichischen Volkes, 

das in Frieden , Freiheit und Unabhängigkeit 
zU leben wünscht und nicht zum Opfer 
eines neuen Krieges werden will, wendet 
sich das österreichische Parlament mit dem 
eindringlichen Appell . an die Großmächte : 

den unheilvollen Kalten Krieg zu be enden ; 
keinerlei milit ärische Stützpunkte in 

Europa zu errichten ; 
ihre Truppen aus allen fremden Ländern 

zurückzuziehen ; 
die deutsche Frage, die zur zentralen 

Frage von Krieg und Frieden geworden 
ist, in der Weise zu lösen, daß das deutsche 
Volk in einem geeinigten und demokra ­
tischen Deutschland. das sich von allen 
politischen und milit ärischen Kriegskom­
binationen freihält; selbst über sein Schicksal 
entscheidet ; 

unserem österreichischen Volk als Ergeb­
nis einer Verst ändigung einen Staatsvertrag. 
zu geben, der ein unabhängiges, ungeteiltes, 
demokratisches Österreich in Frieden und 
Freiheit garantiert. 

Das Parlament fordert die Bundesregie­
rung auf, alles Erdenkliche zu tun, um eine 
weltpolitische Verständigung zu erleichtern, 
im Interesse Österreichs jede Parteinahme 
im Kalten Krieg zu vermeiden und darauf 
zu bestehen, daß der Staatsvertrag nicht 
durch einen die Lage gefährlich verschärfen­
den "Skelettvertrag" umgebracht werde. 
Ich ersuche den Herrn Präsidenten , die 

Unterstützungsfrage zu stellen , und appelliere 
an die Abgeordneten, für diese Entschließung 
zu stimmen. (Zwischenrufe.) 

Wir sind überzeugt, daß diese Entschließung 
den einzigen Weg zeigt , der zur Freiheit 
Österreichs führt. Wir sind aber ebenso über­
zeugt , und die Erfahrungen haben es bewiesen, 
daß unsere gegenwärtige Regierung weder 
imstande noch gewillt ist , diesen Weg zu gehen. 
Es ist daher die Pflicht aller verantwortungs­
bewußten Männer und Frauen in Österreich, 
sich zusammenzuschließen und eine Regierung 
des Friedens zu erkämpfen, die Österreich 
allein die Freiheit bringen wird. 

Bei der Unterstützungsfrage wird der Antrag 
nicht genügend unterstützt und steht daher 
nicht in Verhandlung. 

Abg. Dr. Koref: Hohes Haus ! Ich glaube, 
es dürfte kein Mitglied des Hauses geben� das 
nicht unter dem Eindruck der Würde und 
der Bedeutung der heutigen Sitzung 8t�ht, 
abgesehen von den paar Linksblockabge­
ordneten, die ja längst nicht mehr die Ehre 
verdienen, sich Österreicher 24U nennen (Zu­
stimmung bei den Regierungsparteien), sondern 
die wir am liebsten, je eher desto besser , als 
Exösterreicher hinauskomplimentieren würden. 
(Beifall bei der SP(). - Abg. H onner :  Sie 
amerikanischer Hausknecht ! - Abg. Dr. Pitter­
mann : Honner, die Volksstimme des M oskauer 
Kuriers !) 

Hohes Haus ! Wir stehen unter dem Ein­
druck dieser heutigen bedeutenden Sitzung. 
Wir wissen, daß der in Lissabon ausgearbeitete 
und am 13. März der Sowjetunion pr äsentierte 
sogena nnte Kurzvertrag für das Leben, für 
die Entwicklung und die Wirtschaft des 
österreichischen Volkes und Staates von 
gan24 entscheidender Bedeutung sein kann. 

Wenn der Herr Abg. Koplenig - ich will 
in dieser Stunde wahrhaftig nicht weiter mit 
ihm polemisieren - eine Liste von amerikani­
schen Politikern und Funktionären aufgezählt 
hat,  die meistens aus irgend einem privaten 
Grund, immer aber freiwillig aus der Politik 
ausgeschieden sind, so wäre es ein leichtes, 
dem Herrn Abg. Koplenig und seinen Partei­
freunden einen ganzen Katalog von Politikern 
aus den Volksdemokratien entgegen24uhalten , 
die allerdings unfreiwillig ausgeschieden sind 
und denen man dann plötzlich über Nacht den 
Prozeß und mitunter auch den Garaus ge­
macht hat .  Ich möchte ihn erinnern an die 
Slanskys und Clementis in der Tschecho­
slowakei, an die Gomolkas in Polen, an die 
Rajks in Ungarn, und wie alle diese an sieh 
bedauernswerten Existenzen heißen mögen , 
von denen man nicht mehr weiß, ob sie über­
haupt noch und wo sie ihr Dasein fristen. 
(Abg. Frühwirth:  Von den LOSDwskis, 
Sinowjews und Bucharins gar nicht zu reden !) 
Darüber hinaus aber möchte ich mich nicht 
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mehr weiter mit dem Linksblock beschäftigen, 
der keine Gelegenheit . vorübergehen läßt, um 
nicht österreichische, sondern um russische 
Politik in diesem Saale zu vertreten und zu 
betreiben. (Abg. Oerny: Die werden ja 
ohnehin auch bald ge8äubert ! - Heiterkeit.) 

Es darf im Zusammenhang mit dem so­
genannten Kurzvertrag oder ;Rä'umungsproto­
koll nicht ganz übersehen werden, daß Rußland 
drei Tage vorher an die Westmächte ein so­
genanntes deutsches Friedensangebot gerichtet 
hat und daß mit diesem Friedensangebot, 
man könnte sagen, der Kalte Krieg - von 
dem heute der Herr Abg. Koplenig schon ein 
paarmal gesprochen hat - in einen psycho­
logischen Krieg übergegangen ist. Die russische 
Sphinx gibt wieder einmal ernste und schwere 
Rätsel zu lösen auf. 

In diesem Zusammenhang ist begreiflicher­
weise schon wiederholt das Wort vom Trojani­
schen Pferd und vom Danaergeschenk in 
der deutschen Presse gefallen. Timeo Danaos, 
et dona ferentes l - Ich fürchte die Danaer, 
auch wenn sie Geschenke bringen 1 Auf jeden 
Fall aber ist zu erkennen, daß Moskau bereit 
ist, einen sehr hohen Preis zu bezahlen, um 
Deutschland aus dem westlichen Verteidigungs­
system herauszumanövrieren. Wir begreifen 
vollständig, daß in Deutschland die große 
Masse der Bewohner den Standpunkt vertritt, 

. alle Verhandlungsmöglichkeiten müßten aus­
genützt werden. Diesen Standpunkt würden 
in der ·gleichen Lage selbstverständlich auch 
wir vertreten. Interessanterweise sind auch 
schon schwere Bedenken und ernste Befürch­
tungen aufgetaucht, der Vorschlag sei seitens 
der Sowjetunion gemacht worden, um eine 
Grundlage für eine russische Verschleppungs­
taktik a la österreichischer Staatsvertrag zu 
schaffen. Kein Geringerer als der Zweite 
Vorsitzende der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, Ollenhauer , hat ja erklärt, man 
müsse eine Lösung nach dem Muster Öster­
reich ablehnen, und das wird niemand besser 
verstehen als wir Österreicher selbst. 

Seit 14 Jahren ist dieses gequälte Land von 
fremden Mächten okkupiert ; wir werden eine 
Okkupation nicht los, die gegen alles Völker­
recht verstößt und die Menschenrechte ständig 
in brutalster Weise verletzt. Alle unsere 
Appelle, alle unsere N ot- und Verzweiflungs­
schreie sind bisher ohne Erfolg geblieben. Es 
ist wahrhaftig eine starke Zumutung an das 
österreichische Volk, weiterhin diese Zustände 
zu ertragen. 

Mein Parteifreund Vizekanzler Dr. Schärf 
ha t erst unlängst vor Pressevertretern 
Amerikas, wie ich glaube, mit Fug und Recht, 
die große moralische Widerstandskraft des 
österreichischen Volkes rühmend hervor-

gehoben. Herr Bundeskanzler lng. Figl hat 
heute einen Hinweis gemacht auf die echten, 
unverfalschten demokratischen Grundlagen 
unseres staatlichen Lebens und auf die Dis­
ziplin, die das österreichische Volk in allen 
diesen beklagenswerten und schwierigen Situa­
tionen an den Tag gelegt hat. 

Hohes Haus ! Ein Kolonialvolk nach dem 
anderen wirft sein imperialistisches Fremdjoch 
ab oder beginnt an den Ketten zu rütteln. 
Die Frage ist erlaubt : Was haben wir Öster­
reicher verbrochen, daß man unsere Nerven 
auf solche Zerreißproben stellt (lebhafter Bei­
fall bei den Regierungsparteien und dem KdU) 
und daß man uns schlechter behandelt, als 
heute sogenannte Kolonialvölker behandelt 
werden können 1 

Ich darf einen ganz kleinen geschichtlichen 
Rückblick machen. 'Am 1. November 1943 
wurde von den Außenministern der Ver­
einigten Staaten von Amerika, Großbritanniens 
und der Sowjetunion die Moskauer Deklaration 
beschlossen und der Weltöffentlichkeit be­
kanntgegeben. Wir haben die Aufgabe, ver­
ehrte Damen und Herren, immer wieder die. 
Weltöffentlichkeit daran zu erinnern, daß man 
in der Moskauer Deklaration darüber überein­
gekommen ist, daß Österreich, das erste freie 
Land, das der Aggression Hitlers zum · Opfer 
fiel, von der deutschen Herrschaft befreit 
werden solle und daß das Ziel die Wieder­
herstellung eines freien und unabhängigen 
Österreichs sei. . 

Seither, seit der Publikation der Moskauer 
Deklaration, sind nun fast neun Jahre ver­
gangen. Hohes Haus 1 Es ist keine Über­
treibung - denn nur allzusehr neigen die 
Menschen leider zur Vergeßlichkeit -, wenn 
ich sage, daß ein unsagbar:es Martyrium, daß 
eine unschilder bare Kette von Leid und von 
Elend in diesen neun Jahren über das öster­
reichische Volk hinweggegangen ist. Seit 1938 
flossen nicht bloß Hekatomben Blutes, sondern 
auch die Ströme von Tränen sind noch nicht 
versiegt, die aus all diesem schrecklichen Leid 
resultieren. Es ist ein Zustand, der zum 
Himmel schreit, und Wir haben nicht bloß das 
moralische Recht, sondern wir haben die 
moralische Verpflichtung, bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit an das , Weltgewissen 7;U 
appellieren und die Weltöffentlichkeit auf7;u­
rütteln. 

Wir dürfen die Nerven nicht verlieren ! Das 
ist richtig. Aber auch unsere Anklage darf 
und soll nicht verstummen. Und wenn ich da 
wieder ganz kurz in dieser denkwürdigen 
Sitzung rekapituliere, was man dem öster­
reichischen Volk in diesen Jahren zugemutet 
hat und zumutet, dann glaube ich, daß das 
in Ordnung ist und daß wir dazu Berech-
tigung haben. 

. 

• 
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Ich erwähne nur ganz kurz die schamlosen 
Verschleppungell von Menschen, denen man 
nicht einmal ein ordentliches Verfahren macht, 
von denen man nicht einmal erfährt, was man 
ihnen überhaupt zur Last legt, die einfach 
eines schönen Tages verschwinden, und nicht 
einmal ihre Angehörigen erfahren, was aus 
ihren Leuten, die da verschleppt wurden, ge­
worden ist. Es werden Österreicher vor 
fremde Militärgerichte zitiert ; manchmal 
werden sie in geheimen Verhandlungen ohne 
Beistellung eines Verteidigers einfach abge­
Urteilt und verschwinden irgendwo, meistens 
vermutlich hinter dem Eisernen Vorhang. 
(Abg. Frükwirtk : Das ist die Freiheit, die 
sie meinen !) Wie oft haben wir in diesem Hause 
schon gegen die verfassungswidrige Brief- und 
Telephonzensur protestiert, gegen gewalt­
same, durch nichts zu rechtfertigende Delo­
gierungen, gegen die Kontrollen an den Zonen­
grenzen, die gegen die gesetzlich verbürgte 
Freizügigkeit im eigenen Lande verstoßen und 
die eine sehr erhebliche Schädigung unseres 
Fremdenverkehrs darstellen. 

Darf ich auch noch daran erinnern, daß man 
politischen Flüchtlingen, die unter Einsatz 
ihres Lebens aus irgendeinem volksdemo­
kratischen Staate nach Österreich kommen, 
um die Luft der Freiheit genießen zu können, 
um den Schergen der Volksdemokratie zu ent­
gehen, entgegen einem jahrtausendealten 
Brauche aller Kulturvölker hier das Asyh'echt 
verweigern muß und verweigert, weil eine Be­
satzungsmacht dies einfach von uns brutal 
verlangt ! Fast täglich melden unsere Zeitungen 
- Sie brauchen nur heute wieder die Tages­
presse aufzuschlagen ..;... Gewalttaten von Uni­
formierten, die Furcht und Schrecken um sich 
verbreiten. Ob . diese Schreckenstaten, ob 
diese Gewaltakte jemals eine Sühne finden, 
wofern man es überhaupt der Mühe wert 
findet, einzuschreiten, das erfährt die Öffent­
lichkeit in unserem Lande niemals. 

Hohes Haus t Es ist so : Der Österreicher 
gleioht einer hilflosen Kreatur, deren Schrei 
förmlich ungehört im Äther verhallt. Die 
Hoffnungen auf Befreiung, auf Erlösung, sind 
bi&her imm�r enttäuscht, sind bisher immer 
betrogen worden. Ich darf an , die bewegte 
Geschichte unserer Staatsvertragsverhand­
lungen erinnern. Der Herr Außenminister 
Dr. Gruber hat heute schon in eingehender Dar­
stellung darau:(Bezug genommen. Am 14. Jän­
ner 1947 begannen auf der Round-Table­
Konferenz in London diese Verhandlungen, 
und sie haben sich seither fortgesetzt. 258 sol­
cher Sitzungen haben stattgefunden : in Lon­
don, in Paris, in Washington, in New York, in 
'Moskau und auch hier in Wien. Die Außen­
minister sind zusammengekommen, die Stell­
vertretenden Außenminister , eigens dazu be-

fugte und bevollmächtigte Sonderbeauftragte, 
haben sich zusammengefunden. Von den ur­
sprünglich 59 Artikeln konnte man in müh­
seligen Verhandlungen und Auseinander­
setzungen schließlich und endlich den ganzen 
Inhalt dieses Staatsvertrages ' auf 47 Artikel 
reduz.ieren, von denen bis zum Sommer 1949 
alle . bis auf fünf, die offengebliehen sind, ver· 
abschiedet wurden. 

Ich möchte auch noch auf die Tatsache ver­
weisen, die der Herr Außenminister Dr. Gruber 
heute hier schon erwähnt hat, daß die drei 
Westmächte für den 21.  Jänner dieses Jahres 
abermals eine Verhandlung in London über den 
österreichischen Staatsvertrag anberaumt 
haben und daß der Sowjetvertret.er einfach 
nicht erschienen ist, sodaß die Verhandlungen 
nicht aufgenommen werden konnten . .  Ich 
glaube, die ganze österreichische Öffentlichkeit 
ist sich trotz all der demagogischen Dar­
stellungen und Entstellungen seitens der 
Kommunistischen Partei Österreichs darüber 
im klaren, daß einzig und allein das immer 
wiederkehrende Nein, das immer wieder. 
kehrende Njet der sowjetrussischen Staats. 
macht schuld daran ist, daß wir bisher noch zu 
keinem Endergebnis in dieser für Österreich so 
wiclitigen Angelegenheit gekommen sind. 
Ich brauche die Serie a11 dieser lächerlichen 
Ausreden, die da ins Treffen geführt wurden, 
nicht zu wiederholen, es sind lächerliche Propa­
gandakniffe, deren sich leider auch die Kom­
munistische Partei Österreichs entgegen ihrer 
moralischen und patriotischen Verpflichtung 
bedient. Herr Kanzler Dr. Figl hat heute hier 
erklärt, daß rein machtpolitische Erwägungen 
dafür maßgebend waren und es noch sind, 
und , ich glaube, daß das die einzig richtige 
Darstellung der Dinge ist. 

Seit der Zeit, als diese Ausreden nicht mehr 
zogen, geht die Kommunistische Partei Öster­
reichs einen sehr gefährlichen Weg. Sie ist 
zu Denunziationen und sonstigen sehr bedenk­
lichen Machinationen übergegangen. Ohne 
Rücksichtnahme auf das Wohl Österreichs 
werden Behauptungen aufgestellt, die sehr ge­
fährlicher Natur sind und die sehr gefährliche 
Konsequenzen nach sich ziehen können. Öster­
reich habe die Absicht, heißt es da, ein Sonder­
abkommen mit der einen oder anderen Groß­
macht oder mit den Westmächten abzu­
schließen, Österreich arbeite auf die Zer­
reißung des Landes hin. Wir haben heute 
wieder aus dem Munde des Herrn Abg. Ko­
plenig dieselbe unerhörte, infame Behauptung 
gehört, die unserem Land so schweren Schaden 
bereiten kann. 

Erst vor ganz 1rur24er Zeit hat unser Herr 
Bundespräsident auf die denkwürdigen Länder­
konferen24en des Jahres 1945 hingewiesen, die 
über alle damaligen Schwierigkeiten hinweg 
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die Wiederherstellung der Einheit dieses Landes 
zum Ziele hatten. Hohes Haus, dies war das 
große Konzept unseres unvergeßlichen Bundes. 
präsidenten Dr. Karl Renner. Das im No. 
vember 1945 frei gewählte österreichische 
Parlament und die rechtmäßig eingesetzte 
Bundesregierung haben bisher unentwegt an 
dem Ziele festgehalten, die Einheit Österreichs 
aufrechtzuerhalten. (Lebhafter Beifall bei SPO 
und OVP.) Ich darf hier wohl feierlich er· 
klären, daß die Begriffe Ostösterreich und 
Westösterreich in den Herzen und Hirnen der 
Österreicher überhaupt nicht existieren ! 
(Stürmischer Beifall bei O v P, SPO u.nd KdU. ­
Abg. Dr. Pit terman n :  Leider aber bei 
gewissen Pre8seorganen !) Sie sind erst durch 
die unseligen Demarkationslinien entstanden, 
deren Beseitigung unser aller Sehnsucht gilt. 
Österreich ist eine Einheit, Volk und Staat 
bilden diese unzertrennliche Einheit, und wir 
werden uns niemals mit der derzeit bestehenden 
Zoneneinteilung abfinden. (Lebhafter Bei/all 
bei SPO und OV P.) 

Der Objektivität und Gerechtigkeit halber 
muß hier festgestellt werden, daß drei Groß. 
mächte von ihrer Seite aus schon manches, 
ja, man kann sagen, das Mögliche getan hab-en, 
um diese unwürdigen Zustände auf ein Mini. 
mum zu reduzieren. Für diesen Beweis der 
Respektierung unserer Gefühle und unserer 
Interessen sind wir dankbar. (Abg. Früh· 
wirth : Wir würden nur wünschen, daß Ruß· 
land folgt ! - ZU8timmung.) 

Hohes Haus ! Ich möchte heute noch eine 
weitere Feststellung machen. Wir sind eine 
Bastion der Demokratie und eine Bastion 
der Freiheit in Mitteleuropa und wollen es 
auch bleiben (lebhafter Bei/all bei den 
Soziali8ten und der (J V P), eine Bastion, die 
uneinnehmbar ist, allen Schikanen zoum Trotz. 
Hohes Haus ! Wir sind uns darüber klar, daß 
unser Kampf um die Erhaltung der , Einheit 
und um die Erringung der Freiheit des Landes 
der ganzen Welt zugute kommt. Wir stehen 
dort, wo es gilt, die Demokratie und die 
Freiheit zu verteidigen und die abendländische 
Kultur zu schützen und zu stärken. 

Wir sind nicht waffenlos im geistigen Sinne 
des Wortes - nur in diesem Sinne sind wir 
es nicht -, aber wir wissen, wie armselig 
unsere bescheidene Exekutive in dieser Be· 

. ziehung aussieht, wie hilflos sie eigentlich 
dasteht, wenn sie zum Beispiel da und dort 
einmal Anlaß hätte, gegen Ex�esse seitens 
der einen oder anderen Besat�ungsmacht ein· 
zuschreiten. Im militärischen Sinne des Wortes 
sind wir völlig waffenlos. Aber wir sind 
nicht gesinnungslos ! Wir sind wohl wehrlos, 
aber wir sind nicht ehrlos ! ( Beifall.) 
Auch aus unserem Bekenntnis �ur westlichen 

Kultur, zu der unser Volk BO viele wertvolle, 
ja wertvollste Beiträge auf allen Sektoren 
geleistet hat, machen wir kein Hehl : Wir 
sind und bleiben der westlichen Kultur, der 
Kultur des Abendlandes zugeneigt und ver­
bunden. 

Verehrte Damen und HeITen ! Wie schwierig 
auch immer unsere geographische Situation 
hier in diesem Mitteleuropa sein mag, wie sehr 
wir uns dessen auch bewußt sind, daß wir an 
einem · neuralgischen, an einem sehr nerven­
schwachen Punkt gelegen sind, so lehnen wir 
doch auf jeden Fall einen Neutralitätsbegriff 
und eine neutrale Haltung ab, die so verstanden 
wird, daß wir uns gefügig und willenlos zum 
Willkürobjekt sowjetrussischer Machtpolitik 
erniedrigen lassen. (Lebhafter Bei/all bei SP(J 
und OVP.) 

Durch unsere unbeugsame Haltung und 
durch unser unerschrockenes Beispiel ver· 
teidigen wir auf eigener Scholle im Rahmen 
der sozialen Gemeinschaft ein kostbares, ja 
vielleicht das kostbarste Gut, über das der 
Mensch verfügt, das Gut der persönlichen 
Freiheit. "Vas Ministerpräsident Attlee von 
der Labour Party Englands einmal gesagt 
hat, gilt auch für die Sozialistische Partei 
Österreichs und sollte meiner Meinung nach 
für alle patriotisch gesinnten Österreicher im 
gleichen Maße gelten : Wir kämpfen für - eine 
Welt, die individuelle Freiheit mit geplanter 
Wirtschaft und D,!3mokratie mit sozialer Ge· 
rechtigkeit verbindet ! 

Kein Österreicher, soweit er den Namen 
Österreicher verdient, denkt in Wahrheit an 
die Teilung seines Landes. Das Märchen vom 
Sonderabkommen ist auf der Miststätte der 
kommunistischen Propaganda gewachsen und 
dient dazou, Verwirrung �u stiften und dem 
politischen und wirtschaftlichen Kredit unseres 
Landes Schaden zuzufügen. Wir verwahren 
uns vor aller Welt gegen solche Unterstellungen. 
Die Zerreißung Österreichs ist eher ein Wunsch. 
traum auf der anderen Seite. Er wird aber 
nie Wirklichkeit werden I (Lebhafter Beifall bei 
SPO und O VP.) Es ist nach meiner festen 
überzeugung dafür gesorgt, daß die Bäume 
nicht in den Himmel wachsen und daß solche 
Wunschträume nicht in Erfüllung gehen. 

Der Kurzvertrag, von dem wir heute 
sprechen, leitet vielleicht eine neue Etappe in 
der Geschichte Österreichs ein. Er bringt 
eine neue außenpolitische Wendung ; zumindest 
möchten wir Osterreicher dies aus ganzem 
Herzen wünschen. 

Von den acht Artikeln, die uns heute der 
Herr ' Bundesminister Dr. Gruber vorgelesen 
hat, enthält eigentlich nur der sechste ein 
Novum. Er dürfte daher �um Angelpunkt der 
Verhandlungen - wenn es �u solchen kommt 
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- �nd zum Drehpunkt der Sowjettaktik 
werden. Woher aber der Herr Abg. Koplenig 
das weiß, vermag ich nicht llU beurteilen. Er 
hat von dieser Stelle aus eigentlich bereits die 
Erklärung abgegeben, daß der Kurzvertrag, 
der Skelettvertrag, wie er auch offiziell heißt, 
keine Grundlage für Verhandlungen bilden 
werde. Wir wissen nicht, von welcher Seite 
diese Eingebung kommt. Es ist aber jedenfalls 
sehr bezeichnend, daß Herr Koplenig hier 
Dinge enunziert, die gegen die Interessen von 
mindestens 95 Prozent der österreichischen 
Bevölkerung verstoßen. (Zustimmung. 
Abg. Koplenig:  Ich werde Ihnen beweisen, 
von wem diese Dinge stammen ! - Abg. Früh­
wirth :  Koplenig ist für den Abzug aller Be­
satzungstruppen, nur nicht der russischen !) 

Das Potsdamer Abkommen vom 2. August 
1945 erklärt, daß von Österreich keine Re­
parationen gefordert werden sollen, ermächtigt 
jedoch die Sowjetunion, Reparationsansprüche, 
die sie gegen Deutschland erhebt, aus der be­
setzten deutschen Zone und aus entspre­
chenden deutschen Aktiven im Ausland zu be­
streiten. 

In dieser unglückseligen und, ich darf wohl 
sagen, unbedachten Formulierung liegt der 
Schlüssel zu allem weiteren Unheil für uns 
Österreicher. Die von der Sowjetunion -
freilich eigenmächtig - vorgenommene Inter­
pretation des Begriffes "deutsche Aktiven" oder 
"deutsches Eigentum" ist zur Tragödie des 
österreichischen V olkes un� zur Katastrophe 
der österreichischen Wirtschaft geworden. So 
wurde ein sehr erheblicher Teil des öster­
reichischen Nationalvermögens unter den ver­
schiedensten Vorwänden, Verklausulierungen 
und gewaltsamen AuslegungskÜDsten dem Zu­
griff der sowjetrussischen Besatzungsmacht 
willkürlich ausgesetzt und unterworfen. Ein 
Musterbeispiel dafür ist die seit 1829 be­
stehende Donau-Dampfschiffahrtsgesellschaft, 
die vo� der sowjetrussischen Besatzungsmacht 
mit Beschlag belegt und als Deutsches Eigentum 
erklärt wurde. Seither ist der für Österreich 
und schließlich für ganz Europa so lebens­
wichtige Donauverkehr im großen und ganzen 
eigentlich lahmgelegt. 

Die Artikel 5 und 6 des Räumungsprotokolls 
setzen fest, daß von Österreich nicht nur keine 
Reparationen gefordert werden, sondern daß 
an Österreich alle Eigentumswerte an Liegen­
schaften und beweglichem Vermögen zurück­
gestellt werden sollen, die, unter welcher Be­
zeichnung immer, als deutsches Eigentum oder 
als Kriegsbeute in Österreich in Besit24 ge­
halten oder beansprucht werden. 

Gegen diese so positiv und vorteilhaft in das 
österrei�ische Lebensinteresse einschneidend 

. einzige neue Bestimmung des österreichisc,hen 

Kurzvertrages hat hier von dieser Stelle aus der 
Führer der Kommunistischen Partei Öster­
reichs polemisiert. (Abg. K oplenig :  Sie sind 
ein Lügner !) Man kann nur sagen : Schande 
über sein Haupt und Schande über seine Partei ! 
(Lebhafte Zustimmung bei SPO und O VP. -
Abg. Koplenig : So ein Lügner ! Beweisen 
Sie, daß ich das gesagt habe ! - Anhaltende 
Zwischenrufe. - Präsident Böhm, der in­
zwischen den Vorsitz übernommen hat, gibt das 
Glockenzeichen.) 

Wir rufen es in alle Welt hinaus : Zistersdorf . 
gehört Österreich ! (Starker Bei/all bei den 
Regierungsparteien.) Es ist österreichischer 
Boden, es ist österreichisches Öl und es ist 
österreichisches Volksvermögen. (Erneuter Bei­
fall.) Im Jahre 1949 wurde eine Ablösesumme 
von 150 Millionen Dollar für das sogenannte 
Deutsche Eigentum vereinbart. Seither sind 
drei Jahre schrankenlosester Ausbeutung vor­
übergegangen. Man schätzt das Ausbeutungs­
erträgnis pro Jahr - es · ist das eine Roh­
schätzung - auf 50 Millionen Dollar. Das sind 
seit 1947 insgesamt 250 Millionen Dollar ! 
(Rufe : Hört ! Hört ! - Abg. Geis8linger: 
Ist das auch eine Lüge, Herr Koplenig ?) 
Hohes Haus ! Es ist sonach der neue Vorschlag 
nach jeder Richtung hin - wirtschaftlich und 
moralisch - vollauf gerechtfertigt. Wir haben 
mit dieser rohen Schätzung, die ein Privat­
institut vorgenommen hat, allein · schon um 
100 Millionen Dollar mehr bezahlt, als die im 
Jahre 1949 zwischen den vier Großmächten 
paktierte Ablösesumme ausmacht. 
. Es ergibt sich eine drastische Situation. Wir 
empfirigen und empfangen im reichsten Maße 
im Wege des Marshallplanes seit vier Jahren 
wirksamste Hilfe zum Wiederaufbau unserer 
Wirtschaft. Die amerikanischen Staatsbürger 
zahlen hohe Steuern. Die Kommunisten Öster­
reichs verdächtigen und verhöhnen diese Hilfe. 
(Zwischenrufe.) Die mehr als 300 in der so­
wjetischen Zone demontierten Fabriksanlagen 
wurden �us diesen Geldern wieder mit neuen 
modernen Maschinen ausgestattet. Die Russen 
sind so die Nutznießer dieser gewaltigen In-:­
vestitionen und dieser kostspieligen Be­
mühungen ! Ich habe unlängst einen Aus­
spruch gehört, der eigentlich in zwei kurzen 
Zeilen in recht einprägsamer Form die Situa­
tion in dieser Hinsicht kennzeichnet und 
geißelt : "Rußland melkt die Kuh, die Amerika 
füttert !"  (Zustimmung bei SPO und OV P.) 
Dieser Ausspruch, glaube ich, kennzeichnet so 
richtig die Situation. Und wenn die Herren 
vom Linksblock nur üher ein kleines Quantum 
moralischen Schamgefühls verfügen würden, 
dann würden sie das Wort "Marshallplan" 
nicht mehr in den Mund nehmen. (Erneute 
Zustimmung. - Abg. Bonner :  Die Stimme 
Amerikas ! - Gegenru/e bei der SPO. ---- Abg . 
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Koplenig :  Wir haben aber Arbeitslosigkeit esse der österreiohischen Volkswirtschaft fest­
und Inflation !) stellen : " Die Besatzungsmächte haben die 

Rußland will nicht nur die strategische Pflicht, die völkerrechtlich fundierte Pflicht, 
Position Österreich nicht räumen, es will alle Schäden zu ersetzen, die unserem Land aus 
auch die wirtschaftliche Position, die ihm hier der Fortdauer der Besetzung erwachsen. (Zu-
in Österreich gegeben ist, nicht preisgeben, stimmung bei SPlJ, lJ vp und KdU.) " 
auf sie nicht verzichten. Eine Gegenüber- Zu den ärgsten Schäden, die Österreich 
stellung der befruchtenden Wirkung des Mar- bisher völlig ungerechtfertigterweise auf sich 
shallplanes auf die österreichische Volkswirt- nehmen mußte, gehört die beispiellose Wirt­
schaft, der befruchtenden Wirkung der ameri- schaftspiraterie, die wir mit dem Begriff USIA 
kanischen Hilfsaktionen einerseits (Abg. Ernst verbinden und selbstverständlich mit tiefster 
Fische r :  Ihr seid die Bastarde dieser Be- Entrüstung und Empörung ablehnen müssen. 
jrucktung !) und auf der anderen Seite der dau- Wir erklären feierlich, daß diese Zustände 
ernden Schädigung der österreichischen Wirt- untragbar, unmoralisch und völkerrechts­
schaft durch die Plünderungen, die Demon- widrig sind. Wir fordern die Regierung auf, 
tagen, die Güterkonfiskationen und nicht zu- ernstlich zu prüfen, ob gegen diese völkerrechts­
letzt durch die USIA-Betriebe müßte wohl widrigen Zustände nicht vor einem internatio­
den letzten Angehörigen der Kommunistischen nalen Forum Beschwerde zu erheben sein 
Partei Österreichs eines Besseren belehren und wird. Wir fordern ferner die Regierung auf, 
ihm die Augen öffnen, sofern überhaupt noch dafür zu sorgen, daß sich das Finanzministe­
ein Rest guten Willens vorhanden ist. (Zu- rium endlich ermannt, die Steuerschulden der 
stimmung. - Abg. Koplenig : Das hören wir Besatzungsbetriebe festzustellen und auch ein­
jeden Tag in der "Stimme Amerikas", und es zutreiben . (Zustimmung bei den Sozialisten.) 
hilft trotzdem nichts !) Wir verlangen, daß es zumindest ernstlich 

Hohes Haus ! Man vernimmt im übrigen da den Versuch macht. (Abg. Fr ü hwirth : Das 
und dort Stimmen, die Österreich an die Ein- ist ein vergebliches Bemühen, denn Gewalt ist 
lösung gewisser Verträge mahnen. Was die nach ihrer Auffassung Recht ! .,...- Abg. K 0-

Verhandlungen über die Tilgung der öster- plenig : Raab geht mit der Fahne f ü r  die 
reichischen Vorkriegsschulden anbelangt, so Freiheit Osterreicks voraus ! - Weitere Zwi8chen­
erkläre ich namens meiner Partei folgendes : rufe.) 

Man hat Österreich das feierliche Ver- Präsident Böhm (das Glockenzeichen gebend) : 
sprechen gegeben, es als selbständigen und un- Ich bitte um Ruhe, meine Herren ! Der Redner 
abhängigen Staat wiederherzustellen. Solange kann sich ja nicht verständlich machen. 
dieses Versprechen nicht eingelöst ist, sind Abg. Dr. Koref (fortsetzend) : Objektive 
auch Verhandlungen über solche Vorkriegs- und genaue Erhebungen aller dieser schweren 
schulden nicht am Platze, die seinerzeit ein wirtschaftlichen Schäden werden bei künftigen 
selbständiges und unabhängiges Österreich Verhandlungen sicherlich eine sehr entschei­
gemacht hat. Zunächst soll diese feierliche dende Rolle spielen. Wir verwahren uns jeden­
Zusage eingelöst werden, dann werden wir falls - das möchte ich mit aller Emphase 
und dann wollen wir über unsere diesbezüg- und allem Nachdruck betonen - dagegen, als 
lichen Verpflichtungen verhandeln. - Kolonialvolk nach der Manier des 19. Jahr-

Das gleiche gilt bezüglich der Besatzungs- hunderts behandelt zu werden ! Diese Zeiten 
kosten . .  Die Alliierten haben jedes moralische sind in Asien und Mrika vorbei, und es ist 
und faktische Recht verloren, von Österreich eine Schmach, daß sich das österreichische Volk 
Besatzungskosten zu verlangen. (Beifall bei so etwas bieten lassen muß. Wo ist da die 
SPO, Ov P und KdU.) Ich muß mich wieder Kommunistische Partei Österreichs, die in der . 
der Gefahr aussetzen, daß mir der Zwischen- Lage wäie, dagegen feierlich Protest zu er­
ruf "Stimme Amerikas" entgegentönt, der heben, die in der Lage wäre, ihren Einfluß in 
jetzt schon etwas abgeleiert ist. Der Objek- dieser Richtung geltend zu machen � Ich 
tivität und der Gerechtigkeit halber muß ich glaube, daß dieser Einfluß in Wirklichkeit gar 
denn doch feststellen , daß, wenn ich mich nicht besteht, weil in der Kominform die 
nicht irre, seit 1947 die amerikanische Be- Kommunistische Partei Österreichs ohnehin 
satzung von uns keine Besatzungsgelder mehr als eine quantite negligeable betrachtet wird. 
verlangt, im Gegenteil, die hier auflaufenden (Abg. H onner : Aber die ganze Zeit beschäftigt 
Kosten selbst trägt und bezahlt. (Abg. Ho n- ihr euch nur mit den Kommunisten !) 
n e r :  Schuldig bleibt ! - Ironische Heiterkeit Herr Abg. Honner ! Die Brandweiner, die 
bei den Regierungsparteien. - Abg. SeidE :  Er bereit sind, jeden Beweis gegen die West­
ist wider seinen Willen naiv !) mächte und gegen Österreich promptest zu 

Ich möchte · mit allem Nachdruck hier im liefern, gegen besseres Wissen, gegen bessere 
Interesse des österreichischen Volkes, im Inter- Einsicht und gegen die nackten Tatsachen, 
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verdienen unsere. volle Verachtung. (Beifall ' Ungarn, Polen, Rumänien und Bulgarien, ent­
bei SPO und OVP.) Es bleibt eine una:us- fallen". Im Jahre 1951 betrugen diese Anteile 
löschliche Schande, daß sich solche Verräter nur mehr 10 bzw. 1 3  Pro2<ent. Der Außen­
an der " österreichischen Sache und an den handel mit diesen Staaten ist also wirklich 
Interessen der österreichischen Unabhängigkeit sehr stark zurückgegangen ; aber ich betone 
überhaupt finden. noch einmal : Nicht durch unsere S�huld 1 Er 

Die Kommunistische Partei macht Öster- wird nicht von unserer Regierung gedrosselt, 
reich gelegentlich auch heftige Vorwürfe, daß sondern da sind versohiedene Ursachen maß­
es den Osthandel vernachlässige und so selbst gebend, über die sich die Herren selbst im 
seine eigene Handelsbilanz schwer schädige. stillen Kämmerl.ein völlig im klaren sind. Ein 
Hohes Haus ! Wie sieht ' es in dieser Beziehung Handel setzt freie Grenzen voraus, einen freien 
in Wirklichkeit aus ? Verzeihen Sie mir, Verkehr. Heute sind die Volksdemokratien 
wenn ich Ihnen jetzt "einige Zahlen präsentiere. a�gesperrt mit Stacheldraht, abgesperrt mit 
Die Prozentsätze, die ich hier nenne, beziehen l\fmenfel?-ern ;  Handelsvert�eter werden über­
sich " auf den Anteil der Importländer an der haupt mcht zugelassen. DIe Furcht vor der 
betreffenden Warengruppe nach ihrem Werte. Denunziation, die Furcht, in ein Spionage-

" Wir haben im Jahre 1935 aus Polen 3.2 Pro- verfahren zu geraten, läßt überhaupt eine 
zent unseres Getreideimportes bezogen, im A.ussprache�?glichkeit nicht .. z� und lähmt 
Jahre' " 1950 überhaupt nichts. Aus Ungarn dIe gegenseItIge Aussprache vollIg. 
haben wir im Jahre 1935 29 Prozent unseres Das Agrarland Ungarn ist in einem starken 
gesamten Getreideimportbedarfes gedeckt, im Industrialisierungsprozeß begriffen. Das Land, 
Jahre 1950 0· 1 Prozent. Ferner haben wir das einmal blühendes Agrarland gewesen ist, 
im Jahre 1935 97·4 Prozent unseres Mehl- vermag heute nicht einmal mehr seine eigene 
importbedarfes aus Ungarn gedeckt, im Jahre Bevölkerung zu ernähren. (Abg. H onne r :  
1950 haben wir 0·0 Prozent von dort bezogen. Das ist �ieder eine !Alge ! - Heiterkeit. -
Wir haben im Jahre 1935 unseren Eierbedarf Abg. Pnn ke : Leg etne andere Platte auf ! -
zu 26 Prozent aus Polen gedeckt, im Jahr 1 950 Abg. Bonner : Die ganze Rede ist nichts als 

mir zu 13·6 Prozent, aus Ungarn 1935 �u e.ine einzige infame Lüge und Verdrehung ! -
59 Prozent - immer, was das Gesamtquantum Präsident !3öhrr: gibt das Glockenzeichen.) 
des Importes anbelangt -, im Jahre 1950 Jedenfalls SInd dIe kompetenten Stellen Öster­
nur zu 12·3 Prozent. An die Stelle dieser volks- reichs nicht gewillt, Steyr-Traktoren gegen 
demokratischen Staaten als Eierlieferanten ist Paprika oder Paradeismark in das volks­
im Jahre 1950 die Türkei getreten, die 57·5 Pro- demokratische Ausland auszuführen. (Abg. 
zent unseres Eierimportbedarfes gedeckt hat, Dr. P�tte r"!,,ann:  Oder gegen Friedenstauben ! 
während wir im Jahre 1935 von der Türkei - Hetterke'tt.) 
überhaupt keine Eier bezogen haben. Die Vorwürfe der Kommunistischen Partei 

Ich könnte Ihnen noch mit einer ganzen in dieser Beziehung sind also in keiner Weise 
Reihe solcher eindrucksvoller Zahlen dienen, stichhältig, sie fallen vielmehr auf das volks­
die eine · sehr beredte Sprache sprechen. Aber demokratisch-kommunistische System in seiner 
nicht wir sind daran schuld, nicht die öster- geistigen Grundstruktur zurück. 
reichische Regierung ist daran schuld, daß Hohes Haus! Österreich braucht dringend 
sich die Verhältnisse so gewendet und so einen Schlußstrich unter diese traurige Epoche 
geändert haben, sondern schuld daran sind seiner Geschichte. Wie sind nun die Aussichten " die volksdemokratischen Staaten selber, die für diesen Kurzvertrag � Darf ich darüber sich völlig Rußland ausgeliefert haben, die noch ein paar Worte verlieren. Die "Neue 
unter dem stärksten Druck stehen und nach Zeit", das kommunistische Landesorgan Ober-
Rußland Lebensmittel liefern müssen, während österreichs, schreibt in ihrer Nummer vom die eigenen Leute in · der Tschechoslowakei, in 25. März : "Die große Chance für Österreich 
Ungarn, in " Bulgarien und in Rumänien argen liegt" _ bitte, Herr Abg. Koplenig, passen 
Lebensmittelmangel leiden. Es herrschen dort Sie sehr gut auf! - "nun darin, auf dieser 
Bewirtschaftungsmaßnahmen, die wir in diesem Linie" _ gemeint ist das russisch-deutsche 
Ausmaß nicht einmal während der Zeit des Friedensangebot - "auch die Sache des 
Krieges gekannt haben. (Abg. Honn e r :  Das österreichischen Staatsvertrages vorwärts­ist wieder eine Lüge ! � Ruf bei den Sozialisten : zutreiben. Wenn von Österreich eine ent­Wir habe� den Fischer im Osthandel bezogen ! - sprechende Initiative ausginge, wäre mit einem­Anhaltende lebhafte Zwischenrufe. - Präsident mal eine Pla'ttform geschaffen, auf der die Böhm gibt das Glockenzeichen.) Frage des österreichischen Staatsvertrages neu 

lni. Jahre 1937 sind 31 Prozent aller Einfuhren ins Rollen g�bracht werden könnte, sogar 
und 26 Prozent aller Ausfuhren " Österreichs bevor es zu Abmachungen und Entscheidungen 
auf die Oststaaten, die Tschechoslowakei, über den deutschen Friedensvertrag kommt." 
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Man kann sagen : Soviel Worte, soviel 
Heuchelei I Der Kurzvertrag wäre eine solche 
Initiative. Der Linksblock hat aber in seiner 
an die Regierung gerichteten parlamenta.rischen 
Anfrage vom 19. Mär� den Kur�vertrag als 
einen einseitigen Akt der Westmächte be­
�eichnet. 

Im übrigen ist die Wiener "Volksstimme", 
das offiziöse oder offizielle Organ der Kommu· 
nistischen Partei Österreichs, entgegenge­
setzter Meinung. Sie, die "Volksstimme", 
verweist ausdrücklich auf den Passus der 
sowjetrussischen Deutschlandnote, daß nach 
Abschluß eines deutschen Friedensvertrages 
alle europäischen Probleme leichter zu lösen 
seien, darunter auch der österreichische Staats­
vertrag. 

Wir meinen, Hohes Haus, die Haltung 
Rußlands gegenüber dem österreichischen 
Kurzvertrag wird ein Prüfstein für den guten 
Willen Sowjetrllßlands sein. Sie könnte jeden­
falls ein höchst eindrucksvoller Beweis für 
die russische Friedensbereitschaft sein. 

Die Friedensschalmeien und die Friedens­
propagandaaktionen der Kominform be­
ziehungsweise der von ihr aufgezogenen zahl­
reichen getarnten Organisationen stehen aUer­
dings einigermaßen im Widerspruch zum Stand 
der russischen Rüstungen. Während die West­
mächte 1945 sofort abgerüstet haben, war dies 
bei Rußland nicht annähernd der Fall. Seither 
aber erfolgte auf russischer Seite eine stark 

, forcierte Wiederaufrüstung. Die "Neue Zürcher 
Zeitung" vom 8. März dieses Jahres bringt 
- ebenso übrigens auch die "Berichte und 
Informationen" - ,Daten über das russische 
Rüstungsbudget, die ich dem Hohen Hause 
nicht vorenthalten möchte. 

Rußland gibt offiziell nach eigenen Angaben 
24 Prozent der Gesamtausgaben für Rüstungs­
zwecke aus, nämlich 114 Milliarden Rubel 
gegenüber 96 Milliarden Rubel im Vorjahr. 
Dabei darf aber nicht übersehen werden, daß 
im Budget weitere 30 Milliarden Rubel ent­
halten sind, deren Verwendungszweck nicht 
genannt wird - (Abg. Dr. Pitterman n :  
Das ist für Überb1'ückungshilf� ! - Heiterkeit) 
ja, für militärische überbrückungshilfe I -, 
und daß der Großteil des sogenannten Investi­
tionsprogramms mit 143 Milliarden Rubel 
gegenüber 106 Milliarden des Vorjahres eben­
falls wahrscheinlich zu den Rüstungsausgaben 
zählt. Die genannte Zeitung schreibt : Fach­
leute schätzen demgemäß, daß über 50 Prozent 
des Gesamtbudgets Rußlands für militärische 
Zwecke, für Rüstungsaufgaben, bestimmt sind. 
Dazu muß noch bemerkt werden, daß die Preise 
für strategische Giiter von · Staats wegen sehr 
tief gehalten werden. 

All dies läßt die kommunistischen Friedens­
tauben in einem entsprechenden Licht er­
scheinen. Sie sind wie so viele andere Aktionen 
auf der kommunistischen Seite dazu bestimmt, 
die Dummen, die leider nicht alle werden, 
zu Werkzeugen gefahrlicher Tarnungsmanöver 
zu machen. (Abg. Slavik:  Dort sitzt ein 
ganzes Quintett !) Das Geschrei von der Re­
militarisierung Österreichs mutet angesichts 
solcher Zahlen und der Tatsache, daß man 
Deutschland nunmehr die Rüstungsfreiheit 
zurückzugeben geneigt ist, geradezu als heraus­
fordernd komisch an. 

Der Herr Abg. Koplenig hat heute erklärt, 
Amerika brauche den deutschen ImperialisTIlUs. 
Wir erkennen an dem deutschen Friedens­
angebot, daß Rußland recht gern mit einem 
neutralisierten Deutschland auf seinem Schach­
brett rechnen möchte, das dann nach dem 
Abzug der westlichen Besatzungsmächte von 
dem östlichen Nachbarn entsprechend be­
handelt und bearbeitet werden könnte. 

Ich darf nur noch daran erinnern, um zum 
Abschluß zu kommen, daß noch vor · einem 
Jahre in Eurt.pa auf russischer Seite zusammen 
mit den Satellitenstaaten 120 bis 150 Divisionen 
zur Verfügung standen. Diesem ungeheuren 
militärischen Aufgebot standen 12 westliche 
Divisionen gegenüber. Bekanntlich ist es das . 
Ziel des Westens, der sogenannten Atlantik­
pakt-Länder, alles in allem 50 bis 60 Divisionen 
aufzustellen - aber nicht aus irgendwelchen 
Aggressionsabsichten heraus, sondern um 
einigermaßen ein Gleichgewicht her�ustellen, 
wenn davon überhaupt die Rede sein kann. 

Die "Österreichische Volksstimme" läßt in 
ihrer Nummer vom 12. März einen russischen 
Funktionär - ich weiß nicht, welche hohe 
Stelle er bekleidet - namens Swerew sagen : 
"Die Sowjetunion betreibt unveränderlich und 
konsequent eine Politik des Friedens und der 
Zusammenarbeit zwischen den Völkern. "  Es 
ist nicht schwer �u sagen, ob die Rüstungs­
daten eine Bestätigung für diese Behauptung 
oder für deren Gegenteil darstellen. 

Der Herr Abg. Koplenig hat den Kurzvertrag 
heute als unannehmbar bezeichnet, aber nicht 
aus Gründen, die im Interesse Österreichs 
gelegen sind, sondern er hat sich - gewiß 
nicht zum erstenmal, vermutlich auch nicht 
�um let�tenmal - zum Anwalt der russischen 
Politik und ihrer "Njet"-Taktik gemacht. 
(Abg. Ge i sslinger:  Aber es tragt ihn, Gott sei 
Dank, ohnedies niemand!) 

Hohes Haus ! Viel Anlaß zu Optimismus 
besteht ja vielleicht angesichts all dieser vor­
gebrachten Fakten und Tatsachen nicht. Wir 
wollen aber die Hoffnung und den Glauben an 
den Sieg der Vernunft und nicht �uletzt die 
Hoffnung' und den Glauben an den Sieg des ' 
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Rechtes nicht aufgeben und nicht verlieren. 
Ich sage es gan� offen : Je stärker sich der 
Westen rallüert, festigt und seine Abwehr -
ich unterstreiche dieses Wörtchen Abwehr -
organisiert, je eindeutiger dieser Wille zum 
Ausdruck kommt, umsomehr wird die kühle 
Berechnung auf der anderen Seite die Oberhand 
behalten ! ·  Und darin allein liegt Jür uns ein 
Grund �um Optimismus und ein Grund zum 
Glauben an den kommenden Frieden. (Abg. 
Kop lenig : Amerikanisch bis auf die Knochen ! 
- Abg. Dr. Pitte rmann : Sie leiden an volks­
demokratischer Gehirnerweichung / Abg. 
H onner:  Boogie- Woogie-Sozialisten ! 
Heiterkeit.) Kollege Honner, Sie sind ein be­
dauernswerter Machol'ka-Sozialist ! 

Der bekannte französische Journalist Ernest 
Pezet hat. vorgestern in der Zeitung "Le 
Monde", die in der Welt viel gelesen wird, ge­
schrieben : "Die Sowjetunion wird den abge­
kür�ten Vertrag ablehnen, und der Westen 
wird sich weigern, auf das alte Konzept zu­
rückzukommen. Beide Teile hoffen, auf diese 
Art und Weise später �u einem mit weniger 
drastischen Hypotheken belasteted Abkommen 
zu gelangen. "  

Es ist schwer zu sagen, welchem von beiden 
großen, augenblicklich unser aller Interesse 
in Anspruch nehmenden Problemen, dem 
deutschen Friedensvertrag oder dem öster­
reichischen Kurzvertrag, die Prioritä.t der Be­
handlung zukommen wird. Der deutsche 
Friedensvertrag stellt jedenfalls einen viel 
uIllfassenderen und schwierigeren, einen viel 
heikleren Komplex dar. Der österreichische 
Kur�vertrag könnte bei einigem gutem Willen 
in wenigen Stunden abgeschlossen sein. Wir 
teilen die Auffassung unseres Herrn Außen­
ministers, der hier heute erklärt hat, daß der 
Kur�vertrag ohne weiteres eine akzeptable 
Verhandlungsbasis darstellt. Wir schließen 
uns vollinhaltlich der Forderung an, daß die 
österreichische Regierung bei allen wichtigen 
Belangen gehört werden müsse. 

Ich möchte nur noch eine die Sachlage -
wie ich glaube - zutiefst kennzeichnende Be. 
merkung machen. Sie ist nicht neu, sie muß 
aber in diesem Zusammenhang doch wieder 
gemacht und der Weltöffentlichkeit wieder vor 
Augen gehalten werden. Staaten, die an der 
Seite Hitler-Deutschlands, an der Seite der 
Hitler-Armeen gekämpft haben, haben schon 
längst ihre Friedensverträge. Es ist richtig, 
wie es der Herr Bundesminister Dr. Gruber 
gesagt hat : Wir gönnen allen Völkern die Frei­
heit ; wir könnten höchstens den Wunsch an­
fügen, daß diese Völker, die zum Teil an der 
Seite Hitlers gekämpft haben und die schon 
den Friedensvertrag haben, die Freiheit besser 
hätten hüten mögen, als sie es getaI\ haben. 

Wir müssen aber für unser Österreich dasselbe 
Recht reklamieren, das einfach ein primitives 
Naturrecht darstellt. Wir fordern die eheste 
Räumung unseres Landes von sämtlichen 
fremden Truppen ! (Lebhafter Beifall.) Wir 
fordern unsere Freiheit ! ( Neuerlicher lebhafter 
Beifall.) 

Tausende von Gräbern, die in Österreich 
und auoh in fremder Erde die Leichname von 
Österreichern bergen, bere<;lhtigen uns zu diesem 
Ruf und zu dieser Forderung, tausende Men­
schen, die in Konzentrationsl�gern, in Arbeits­
zwangslagern, in Gestapogefangnissen und 
Kerkern ihr Leben für die Freiheit dieses 
Landes geopfert haben. Ihr Geist und der 
Geist der vielen Zehntausende, die schwere 
und schwerste Haft überstanden haben, be­
rechtigt uns �u dieser Forderung. Die Groß­
mächte, vor allem die Sowjetunion, mögen 
unseren Schrei hören. Es ist der Ruf nach Ge­
rechtigkeit, nach Freiheit und Selbständigkeit. 
Wer ihn nicht hört, wer ihn nioht hören will, 
belastet sich vor dem Forum der Geschichte 
mit einer großen Verantwortung und nicht 
�uletzt auch mit der Schande, ein altes Kultur­
volk in einem unerträglichen Zustand belassen 
zu haben. 

Das in der Moskauer Deklaration gegebene 
Versprechen harrt also der dringenden Ein­
lösung. Das Anbot des deutschen Friedens­
vertrages würde eine Farce bleiben, wenn 
nicht auch raschest der Wille sichtbar würde, 
dem kleinen Österreich die Souveränitäts­
rechte zurückzugeben. Man schaffe ein mün­
diges, ein souveränes Österreich, man stelle 
das alte österreich im Bestande der Ersten 
Republik wieder her, und die Welt wird wieder 
aufatmen mit uns ! Sie wird, wenn auch 
Deutschland als ein einiges und befriedetes 
Deutschland wiedererstanden sein wird, Wege 
einer gesunden und friedsamen Entwicklung 
gehen können. 

Wenn heute das österreichisohe Parlament 
und morgen die Landtage der österreichisohen 
Bundesländer diesen heißen Wunsch an die 
Verantwortlichen dieser Erde richten, dann 
mögen sie Gehör finden, weil die Stunde dafür 
wahrhaftig überreif ist ! (Lebhafter Beifall.) 

Hohes Haus ! Ich überreiche Wemit dem 
Hohen Präsidium den Antrag der Abg. Ing. 
Raab, Dr. Pittermann und Dr. Herbert Kraus, 
der folgenden W ortIaut hat : 

Der Nationalrat nimmt den Bericht der 
Bundesregierung zur Kenntnis. 

Der Nationalrat gibt der tiefen Empörung 
des österreichischen Volkes Ausdruck und · 
protestiert neuerlich gegen die völkerrechts­
widrige Fortsetzung der Besetzung Öster­
reichs durch fremde Armeen, gegen die Auf­
rechterhaltung der Militärgerichtsbarkeit in 
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allen Zonen, gegen die Ausbeutung der einer antisowjetischeri Hetze gemacht hat. Die 
wirtschaftlichen Hilfsquellen und gegen die österreichische Regierung hat sich geweigert, 
fortgesetzte Einmischung der Besatzungs- Verhandlungen über den Vorschlag zu führen, 
mächte in die inneren Angelegenheiten Oster- und die Forderung aufgestellt, daß von allen 
rerchs. vier Besatzungsmächten über diese Frage ent-

Der Nationalrat protestiert leidenschaft- schieden werden muß, Die Entscheidung, die 
lich gegen das Unwesen alliierter Geschäfts- von diesen vier Besatzungsmächten getroffen 
betriebe innerhalb der Republik Österreich, wurde, ist im österreichischen Staatsvertrags­
welche die Wirtschaftsgesetze mißachten entwurf festgehalten, und nach dieser Ent­
und die österreichischen Steuern schuldig scheidung soll die Sowjetunion 60 Prozent des 
bleiben. österreichischen Ols und das westliche Kapital 
Ich bitte um Annahme dieses Antrages. 40 Prozent bekommen. 

(Starker Beifall bei den Regierungsparteien.) . Wir sehen, daß der Kampf, den die öster-
Präsident Böhm: Der vom Abg. Dr. Koref reich ische Regierung gegen den sowjetischen 

eingebrachte Antrag ist genügend unterstützt. Vorschlag geführt hat, nicht im geringsten 
Er steht deshalb zur Verhandlung. mit dem Kampf für österreichische lnteressen 
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betrieben hat, Es ist bezeichnend, daß man In eine,r ähnlichen Weise wie in der Frage 
im ' Gegensatz dazu hier die Reise des Bundes- des Zistersdorfer Öls wird auch die Hetze in 
kanzlers zum Anlaß genommen hat, um wieder der Frage der USIA-Be�iebe geführt, und in 
einmal alle Register der Hetze zu ziehen und der letzten Parlamentssitzung ist man sogar 
mit einer Reihe von Provokationen diese Reise dazu übergegangen, den verfassungsmäßigen 
vorzubereiten. Grundsatz des gleichen Rechtes aller Staats-

Eine solche Politik, die auf Provokationen bürger vor dem Gesetz ZU brüskieren. Die 
und einseitigen Bindungen aufgebaut ist, kann Begründung, die für diese Hetze heute wieder 
niemals den Interessen des österreichischen angeführt wurde, sind die angeblichen Steuer­
Volkes und höchstens den Interessen der hinterziehungen der USIA-Betriebe. In Wahr- , 
imperialistischen Politik Amerikas dienen. Die heit aber ist es auch hier so, daß die öster- · 
Bindungen gegenüber dieser amerikanischen reichische Regierung die Eintragung der USIA­
Politik sind in den vergangenen Jahren so weit Betriebe in das Handelsregister verhindert 
gegangen und gehen auch heute noch so weit, und damit die Vorschreibung �ewisser Steuern, . 
daß man bereit ist, für sie auf österreichische wie der Körperschaftsteuer, unmöglich macht. 
Interessen zu verzichten. Der Außenminister Die österreichische Regierung will auf der einen 
Dr. Gruber hat hier darauf hil!gewiesen, daß Seite die l!SIA-Betriebe etwa als ein ges�ohlenes ' 
seit Jahren das österreichische 01 ausgebeutet Gut bezeIchnen, auf der anderen Seite aber 
wird, ohne daß Österreich ·davon etwas hat. von diesem Diebstahl wie Hehler die Steuern 
Ich muß in diesem Zusammenhang daran er- einziehen, 
innern, daß der österreichischen Regierung der Auf dem Parteitag der Sozialistischen Partei 
Vorschlag gemacht worden ist, das österreich i- im Jahre 1947 ist ein Vorschlag eingebracht 

. sehe Öl, die Zistersdorfer Betriebe gemeinsam worden, der zur Lösung der Frage des Deutschen 
zu führen, und daß die österreichische Regierung Eigentums hätte dienen können. In dem 
diesen Vorschlag schon seinerzeit zum Anlaß Antrag, der von der Tiroler Landesorgamsation 
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der SPÖ eingebracht wurde, heißt es : "Eine' 
der Hauptschwierigkeiten für den Abschluß 
des Staatsvertrages bedeutet die Frage des 
Deutschen Eigentums. Die Sowjetunion, sicht­
lich in der Besorgnis, daß die österreichische 
Volkswirtschaft in die Hände des amerikani­
schen Kapitals gerät, besteht auf dem Eigen­
tumsrecht der von ihr als Deutsches Eigentum 
bezeichneten Betriebe und Unternehmungen." 

Und nun weist dieser Antrag der Landes­
organisation Tirol einen Ausweg : "Österreich 
verpflichtet sich, alle Betriebe und Unter­
nehmungen, die ' schließlich als Deutsches 
Eigentum von den Alliierten erklärt werden, 
zU verstaatlichen, und verpflichtet sich ferner, 
in aller Zukunft kein Auslandskapital für diese 
verstaatlichten Betriebe in Anspruch zu 
nehmen." 

Dieser Vorschlag ist von der rechtssozialisti­
schen Führung abgelehnt worden, weil sich 
die Vertreter der Regierungspolitik weigern, 
eine Verständigung mit der sowjetischen Be­
sa.tzungsmacht herbeizuführen, weil sie an der 
gegenwärtigen Situation im Interesse der 
imperialistischen amerikanischen Politik fest­
halten wollen. Es ist die amerikanische 
imperialistische Politik, die nicht duldet, daß 
es zwischen der österreichischen Regierung 
und der Sowjetunion zu einer Verständigung 
kommt. 

Der Abg. Raab hat in der letzten Parlam,ents­
sitzung gegen die USIA-Betriebe Stellung 
genommen und unter anderem erklärt : Wenn 
man versucht, durch die USIA eine , wirtschaft­
liche Infiltration des ganzen österreichischen 
Wirtschaftslebens zu erreichen, ist es unsere 
heilige Pflicht, dagegen aufzutreten. Wir sehen, 
der Abg. Raab versucht sich als Kämpfer für 
die österreichlsche Unabhängigkeit hinzustellen. 
Wie einseitig und unaufrichtig seine Erklärung 
ist, geht jedoch daraus hervor, daß gerade 
diese Wirtschaft, die von der ÖVP und dem 
Herrn Raab beherrschte Wirtschaft Österreichs, 
der amerikanischen Ilifiltration, dem ameri­
kanischen Einfluß vollkommen widerstandslos 
ausgeliefert worden ist. 

Ich spreche nicht nur von den Einflüssen 
des amerikanischen Kapitals auf österreichische 
Betriebe ; ich spreche davon, daß die gesamte 
Wirtschaft, soweit sie den österreichischen 
Wirtschaftspolitikern untersteht, durch den 
Marshallplan dem amerikanischen Einfluß aus­
geliefert worden ist. Die Amerikaner be­
stimmen, welche Investitionen in Österreich 
durchgeführt werden müssen, wie die Währungs­
politik geführt werden muß, welchen Wechsel­
kurs der Schilling gegenüber anderen 
Währungen halten soll. Sie bestimmen über 
unsere Zollpolitik, über die Produktion aer 
Rohstoffe, über den österreichlschen Außen-

handel. Diese Politik, die die österreichlsche 
Wirtschaft dem amerikanischen Einfluß aus­
liefert, hat mit dem Kampf für die Freiheit 
Österreichs aber schon nicht das geringste zu 
tun. Hier werden Phrasen vertreten von 
denen, die selber das Gegenteil von dem tun, 
was sie verkünden. 

Der Herr Abg. Dr. Koref hat hier davon 
gesproohen, daß Österreioh eine Bastion der 
Freiheit in Europa ist. Die Wahrheit ist, daß 
das österreichische Volk unter den gegen­
wärtigen Umständen nicht das Gefühl hat, daß 
es in Freiheit lebt. Das österreichisohe Volk 
weiß ganz genau, daß es die Freiheit nur im 
Kampf gegen diese Regierungspolitik wird 
erringen können. Wenn in Österreich heute 
von Freiheit geredet wird, dann kann sie nur 
in dem Sinn verstanden werden, daß die 
Amerikaner in Österreich die Freiheit haben, 
über unsere Wirtschaft und unsere politischen 
Fragen zu entscheiden. 

Die Auslieferung Österreichs durch den 
Marshallplan hat Österreich eine Reihe von 
Schädigungen gebracht : die Exportschwierig­
keiten, den Raubbau an den österreichischen 
Rohstoffen, die Verpflichtung zu Rohstoff­
exporten zu Schleuderpreisen, die wachsende 
Arbeitslosigkeit und den sinkenden Lebens­
standard der werktätigen Bevölkerung. Das 
sind die Wohltaten des sogenannten Marshall­
plans ! In Wahrh�it sind es Kriegstribute, die 
die werktätige Bevölkerung für die amerikani­
schen Kriegsvorbereitungen zu leisten hat. 

Die Folgen dieser Bindungen, die die oster­
reichische Regierung eingegangen ist, haben die 
Schwierigkeiten in Österreich leider immer nur 
vergrößert. Wir müssen es hier klar und ein­
deutig ausspreohen : Für alle · Schäden, die 
aus diesen einseitigen Bindungen Österreichs 
entstehen, wird die österreichische Regierung 
sich dereinst zu verantworten haben. Was wir 
in Österreich brauchen, sind nicht einseitige 
Bindungen, sondern Handelsbeziehungen, 
freundschaftliche Beziehungen zu allen · N ach­
barstaaten ; was wir nötig haben, ist eine 
Politik der Neutralität, die uns die Möglichkeit 
gibt, die Lebenshaltung unserer Bevölkerung 
zu verbessern und die Unabhängigkeit und 
Selbständigkeit unseres Staates zu erringen. 

Überall ' in Europa beginnen sich die werk­
tätigen Menschen gegen die . amerikanische 
Kriegspolitik zur Wehr zu setzen. Der Wider­
standswille ist bereits so mächtig geworden, 
daß selbst rechtssozialistisohe Politiker, die 
sich sonst widerstandslos der amerikanischen 
Politik unterwerfen, da und dort gezwungen 
sind, gegen den amerikanischen Kurs Stellung 
zu nehmen. Da war es Jules Moch in 
Frankreich, der mit zwanzig Abgeordneten 
gegen die Europa-Atmee-Resolution, die von 
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der französischen Regierung eingebracht wurde, 
Stellung bezog. Da sind es selbst die Rechts­
sozialisten in Italien, die Saragat auf die Seite 
gedrängt haben, der bedingungslos die Atlantik­
Politik der Regierung De Gasperi unterstützt 
hat. In England ist es der ehemalige Gesund­
heitsminister Bevan, der mit einer Gruppe 
von 60 Abgeordneten gegen das Budget der 
Aufrüstung Stellung genommen hat. Und 
schließlich hat sich auch die deutsche Sozial­
demokratische Partei gegen die Ablehnung 
der sowjetischen Friedensvorschläge durch 
Amerika ausgesprochen und sich dagegen 
gewehrt, daß man Deutschland zwingt, nur 
einseitige Bindungen mit dem Westen ein­
zugehen. 

Wie aber sieht es diesen Tatsachen gegen­
über mit den Vertretern der Rechtssozialisten 
in Österreich aus 1 Sie haben sich bisher be­
dingungslos der Politik der amerikanisch orien­
tierten ÖVP angeschlossen, sie haben bedin­
gungslos den amerikanischen Kriegskurs mit­
gemacht. Die Bourgeoisie, die kapitalistischen 
Klassen haben in der Vergangenheit immer 
wieder versucht, die werktätige Bevölkerung 
durch außenpolitische Probleme von wirklich 
lebenswichtigen Fragen abzulenken und sie für 
die Pläne der kapitalistischen Politik gefügig 
zu machen. Wir müssen feststellen, daß heute 
in Österreich von der rechten SP-Führung 
eine solche Politik mitgemacht und gefördert 
wird. Die SP stellt sich damit an die Seite der 
Hetzer gegen die Sowjetunion, um die werk­
tätige Bevölkerung dazu zu bringen, die 
Lasten, die man ihr für die Kriegsvorberei­
tungen aufhalsen will, zu übernehmen. Die 
amerikanische Besatzungsmacht in Österreich 
kann treiben, was sie will, man wird nie ein 
Wort des Protestes hören. Da werden Bauern­
austreibungen durchgeführt, um militärische 
Festungsanlagen und Festungsstätten aufzu­
bauen, wie das in Wals und Siezenheim der 
Fall ist, da werden ganze Berge abgeholzt, 
weil irgendwelche militärischen Anlagen ange­
legt werden sollen, wie zum Beispiel am Kreu7;­
berg bei Salz burg, es können was für Aus­
schreitungen immer erfolgen, die Regierung 
wird keine Stimme dagegen erheben. Sie 
schweigt darüber. Aber wenn der Regierung 
irgendeine Falschmeldung über die sowjetische 
Besatzungsmacht oder Teile von ihr zukommen, 
dann wird sie zum Anlaß für große Protest­
erklärungen und Regierungsresolutionen ge­
macht. 

Bezeichnend für diese Haltung der Re­
gierungspolitiker ist wehl die Erklärung des 
Innenministers ReImer vom 2. März, in der er 
zur Ablenkung· von der Stadl Paura-Explo­
sionskatastrophe plötzlich ein Manöver der 
sowjetischen Besatzungsmacht im Raum 
Scheibbs-Amstetten �rfand, an dem sich 

220 Pan7;er beteiligt haben sollen. Die ganze 
Skrupellosigkeit und Verlogenheit dieser Pro­
paganda geht vor allem aus den Methoden her­
vor, mit denen versucht wurde, diese Lüge 
aufrechtzuerhalten : Der sowjetische Infor­
mationsdienst hatte mitgeteilt, daß im Raum 
Scheibbs-Amstetten überhaupt keine 
Übungen der sowjetischen Besatzungsmacht 
stattgefunden haben, geschweige denn, daß 
sich daran irgend welche Panzer beteiligt hätten. 
Was erklärt nun der Innenminister ReImer 
dazu 1 Daß er durch Beschwerden der Zivil­
bevölkerung, die über Flurschäden und ähn­
liches berichtet hätte, von diesen Manövern 
Kenntnis erhalten habe. 

Es hat sich nun eine Delegation des Friedens­
rates (Heiterkeit) an Ort und Stelle begeben 
und mit einer Reihe von Leuten gesprochen, 
so mit dem Bezirkshauptmann von Amstetten, 
Hofrat Hentl, dem Kontrollinspektor der -Gen­
darmerie Geretschläger vom Bezirksgendar­
meriekommando Amstetten, mit Vizebürger­
meister Soukup, der gleichzeitig Obmann der 
Bezirksorganisation der Sozialistischen Partei 
ist, mit Amtsdirektor Ellböck sowie mit dem 
sowjetischen Stadtkommandanten. Alle diese 
Personen haben einhellig mitgeteilt, daß ihnen 
von sowjetischen Manövern in diesem Gebiet 
nichts bekannt ist und daß sie auch keine 
Panzer in der Gegend feststellen konnten. Das 
sind die Tatsachen. 

Die Delegation des Friedensrates, die das er­
mittelt hat, wollte natürlich die festgestellten 
Widersprüche gegenüber der Erklärung des 
Innenministers Helmer aufklären und hat um 
einen Empfang bei ihm angesucht. Aber der 
Herr Innenminister war an der Klärung der 
Angelegenheit nicht interessiert, denn er wäre 
dabei einer Lüge überführt worden. Wie hat 
doch heute Herr Bundeskanzler Figl hier er­
klärt : "Es ist bedauerlich, daß Österreicher 
versuchen, mit derartigen Märchen den Ab­
schluß ·des Staatsvertrag.es hintanzuhalten. " 
Ja, hieher paßt es ! Mit solchen Märchen wird 
in Österreich die Atmosphäre geschaffen, die 
dem Abschluß des Staatsvertrages so ent­
g_egensteht. So sieht der Kampf für die Freiheit 
Osterreichs aus. Er dient, in dieser Weise ge­
führt, weder dem Ansehen noch der Freiheit 
des österreichischen Staates, sondern einzig 
und allein dem Kriegskonzept der ameri­
kanischen Imperialisten. 

Österreich und · das ÖBterreichische Volk 
haben kein Interesse an der Zuspitzung der 
weltpolitischen Konflikte, Österreich und das 
österreichische Volk sind nicht daran interes­
siert, an einen feindlichen Kriegsblock ange­
schlossen zu werden, das österreichische Volk 
verlangt eine Politik der Freundschaft und 
der Neutralität nach allen Seiten. Es war ein 
so:t:ialistischer Schriftsteller und Redakteur des 
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"N euen Österreich", der auf diese Tatsache 
in einem Artikel am 25. Jänner sehr klar auf­
merksam gemacht hat. In seinem Artikel 
he!ßt es :. "Solange der eine Block sich zn dem 
Verdacht berechtigt glaubt, w4' würden, so­
bald wir den Staatsvertrag haben, sofort mit 
fliegenden Fahnen zum andern Block � über­
gehen, solange können wir kaum erwarten, 
daß unsere Wünsche in Erfüllung gehen. Das 
ist der wahre und innerste Grund, weshalb wir 
den Vertrag bisher nicht bekommen haben . . . .  
Aus dieser negativen Betrachtung können wir 
aber auch positive Schlüsse ziehen. Wenn es 
uns - gelingt, den Verdacht der einseitigen 
:Bindung und Verpflichtung zu entkräften 
und der Welt öffentlichkeit die Überzeugung 
beizubringen, daß wir jetzt und in aller Zukunft 
keinem der Blöcke Land, Menschen und Waffen 
ausliefern werden, dann brauchen wir nicht 
auf den sternenweiten Zeitpunkt der General­
bereinigung zu warten, dann wird durch unsere 
Freiheit und Unabhängigkeit niemandem ein 
Machtverlust oder ein Machtgewinn verur­
sacht. " 

Das sind konkrete Worte, hier wird klar 
ein Weg gezeigt, und auf den kommt es an. 
Nicht das Jammern über die Last der Be­
setzung, nicht qJe einseitige Bindung an das 
imperialistische Amerika oder die einseitige 
Hetze gegen die sowjetische Besatzungsmacht 
hilft uns weiter. Es nützt nichts, allein davon 
�u sprechen, daß wir den Staatsvertrag wollen ; 
man muß auch die Mittel anwenden und die 
Wege gehen, die zum Abschluß des Staats­
vertrages führen. Das ist das Interesse des 
österreichischen Volkes, und deshalb verlangen 
wir von unserer Regierung nicht eine Hetz­

-propaganda, sondern eine Politik der Neu­
tralität, der Völkerfreundschaft und des 
Friedens. 

Statt dessen aber wird nun in Österreich von 
der Regierung die Propaganda für den Skelett­
vertrag eingeleitet. Man will uns einen Ver­
trag schmackhaft machen, der vollkommen 
einseitig von der amerikanischen Besatzungs­
macht, von Amerika beziehungsweise den 
westlichen Alliierten ausgearbeitet worden ist, 
und will uns weismachen, daß wir ·diesen Ver­
trag leichter bekommen könnten als etwa den 
Vertrag, an dem schon in mehr als 
250 Sitzungen beraten worden ist und der 
bereits konkrete Vereinbarungen aller vier 
Besatzungsmächte enthält. Wenn von seiten 
der westlichen Allüerten von solchen Verein­
barungen ganz einfach die Bestimmungen weg­
gelassen werden, die ihnen nicht passen, dann 
ist das sicher kein Fortschritt auf dem Wege 
zum Abschluß des Staatsvertrages. Es sind 
die amerikanischen Stellen selbst, die �ugeben, 
daß ein solcher Vertragsentwurf für die Sowjet­
union unannehmbar sei. Es sind die amerika-

nischen Stellen selbst, die das behaupten. 
Wenn sie· also trotzdem einen solchen Entwurf 
propagieren, dann kann man sich nur vor­
stellen, daß es sich hier entweder um ein 
bloßes Propagandamanöver handelt oder daß 
ein einseitiger Vertrag beabsichtigt ist, wie 
etwa der Japanvertrag, der aber auch Öster­
reich in dieselbe Situation bringen würde, 
in der sich Japan heute befindet. Japan hat 
zwar einen Friedensvertrag bekommen, aber 
nach wie vor bestimmen in Japan die Ameri­
kaner, die dort eine Besatzung auf unbe­
stimmte Dauer aufrechterhalten. 

Das ist aber nicht das, was die österreichische 
Bevölkerung will. Wir wollen nicht einen 
Skelettvertrag, der Österreich zu einem Skelett 
zu machen droht, sondern wir wollen die Ein­
heit und Unabhängigkeit unseres Landes be­
wahrt wissen. Die Gefahr der Zerreißung Öster­
reichs muß abgewehrt werden. Zu dieser "Über­
zeugung gelangen immer mehr Menschen in 
Österreich, die auch erkennen, daß der einzige 
Ausweg aus der gegenwärtigen Situation eine 
Politik der Neutralität ist. Der Herr Außen­
minister Dr. Gruber hat sich hier allerdings 
gegen die Neutralitätspolitik ausgesprochen, 
und wir müssen uns daher auch darüber im 
klaren sein, daß wir von der gegenwärtigen 
Regierung und mit dem gegenwärtigen Kurs 
der Außenpolitik den Staatsvertrag in Öster­
reich nicht bekommen werden. Wir werden 
es erleben, da.ß uns diese Regierung auch in den 
kommenden Jahren vorjammern wird über 
die Schwierigkeiten, die sie in Österreich beim 
Regieren hat, weil wir noch immer die Be­
setzung haben, weil wir noch immer den 
Staatsvertrag nicht bekommen konnten. 

Als Linkssozialist möchte ich hier auf eine 
Stelle in der programmatischen Erklärung der 
Sozialistischen Arbeiterpartei hinweisen, in der 
der Weg und die Linie für eine österreichische 
Außenpolitik aufgezeigt werden. Es heißt hier : 

"Durch seine geographische Lage an der 
Zonenschnittlinie der Weltmächte wäre Öster­
reich in einem dritten Weltkrieg besonders ge­
fährdet. Jede Verschärfung der weltpoli­
tischen Spannungen verlängert die vierfache 
Besetzung und die damit verbundene Be­
schränkung der staatlichen Unabhängigkeit 
und Souveränität. 

Das Interesse Österreichs erfordert eine Re­
gierung, die verhindert, daß sich die Gegen­
sätze der Mächte an der österreichischen Frage 
versteifen. Nur wenn sich die österreichische 
Regierung aus den Konflikten der Weltmächte 
heraushält, wenn sie eine Politik striktester 
Neutralität befolgt und freurtdschaftliche Be­
ziehungen nach allen Seiten aufbaut, werden 
der Abschluß des Staatsvertrages und der Ab­
zug der Besatzungsmächte ermöglicht. Durch 
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die einseitigen Bindungen Österreichs an das 
imperialistische Lager werden die staats­
politische Souveränität und die Interessen der 
österreichischen Wirtschaft preisgegeben, wird 
die Einheit Österreichs gefährdet. " 

Was wir in Österreich brauchen, ist eine 
Politik der Verständigung, ist eine Politik des 
Heraushaltens aus den weltpolitischen Kon­
flikten, ist eine Politik der Neutralität. Wir 
wissen, daß wir eine solche Politik von der 
österreichischen Regierung nicht mehr zu er­
warten haben. Aber die ' österreichische Be­
völkerung erkennt auch immer klarer, daß wir 
eine neue Regierung brauchen, die bereit ist, 
den Kampf zu führen, damit wir uns aus der 
Abhängigkeit gegenüber dem imperialistischen 
Westen befreien und eine Politik in Österreich 
betreiben können, die den österreichischen 
Interessen entspricht, damit wir unsere Wirt­
schaft nicht mehr den amerikanischen Kriegs­
vorbereitungen unterordnen müssen, sondern 
eine Friedenswirtschaft aufbauen können, 
durch die die Lebenshaltung aller werktätigen 
Menschen verbessert wird, damit wir in Öster­
reich eine neutrale Staatspolitik durchsetzen, 
durch die der Staatsvertrag und der Abzug der 
Besatzungsmächte herbeigeführt wird. Wir 
wollen nicht länger die Opfer der Kriegs­
vorbereitungen der imperialistischen Kräfte 
sein. Wir wollen nicht die Gefahr des Zer­
rissenwerdens auf uns nehmen. Wir wollen 
nicht, daß die knechtenden Verhältnisse, unter 
denen wir gegenwärtig leben, weiterdauern. 
Wir brauchen ein freies, unabhängiges, demo­
kratisches Österreich ! 

Abg. Dr. Gorbach: Hohes Haus ! Vierzehn 
Jahre nach der Naziinvasion, achteinhalb 
Jahre nach der Verlautbarung der Moskauer 
Deklaration vom 1 .  November 1943 und 
nicht ganz sieben Jahre nach dem Kriegsende 
überreichten vor einigen Tagen die drei 
Westmächte in Moskau eine Note, die den 
Abschluß eines ach t Artikel umfassenden 
Vertrages zur Wiederherstellung der Unab­
hängigkeit Österreichs beziehungsweise die 
Räumung des österreichischen Landes zum 
Gegenstand hat. Die Sowjets haben, wie das 
heute schon öfters ausgeführt worden ist, die 
Fortsetzung der Staatsvertragsverhandlungen 
von Umständen abhängig gemacht, die mit 
der österreichischen Frage nichts zu tun 
haben, und weiters die Weigerung ausge­
sprochen, an weiteren Beratungen teilzu­
nehmen. 

Mit diesem neuen Schritt der Westmächte 
sollen die ins Stocken geratenen Staatsver­
tragsverhandlnngen wieder in Fluß gebracht 
werden, wobei der vorgeschlagene neue Text­
entwurf die Tatsache berücksichtigt, daß sich 
die Lage seit Kriegsende so sehr verändert hat, 

daß frühere Streitfragen längst überholt er­
scheinen. Das gilt für eine Reihe von poli­
tischen Bestimmungen und wirtschaftlichen 
Zugeständnissen. Was uns noch vor vier 
Jahren an Geldopfern für das sogenannte 
Deutsche Eigentum, die überlassung der 
Erdölquellen und die Verleihung von Bohr­
konzessionen zugemutet wurde, war sicherlich 
schwer und drückend. Sie schienen uns aber 
tragbarer als die Kosten einer weiterdauernden 
mehrjährigen Besetzung dieses Landes. 

Doch unsere Hoffnungen erwiesen sich als 
trügerisch, es kam nicht zum Abschluß des 
Vertrages. Die Besetzung dauert fort, und dia 
inzwischen vergangenen Jahre haben von uns 
mehr verlangt als die Summe von 150 Millionen 
Dollar, die seinerzeit vereinba.rt w6rden wäre. 
Es sind bisher um nicht weniger als 500 Mil­
lionen Dollar Werte aus diesem österreiohischen 
Land herausgepreßt worden, und 50 Mil­
lionen Dollar kosten uns weiterhin die militä­
rischen Sorgfaltsmaßnahmen, die die Be­
satzungsmächte uns liebenswürdigerweise a.n· 
gedeihen lassen. 

Seit 1946, meine Frauen und Herren, 
schleppen sich die Verhandlungen über den 
Staatsvertrag in quälender Monotonie fort, 
und auch der in Rede stehende Versuch scheint 
nach den Ausführungen des Herrn Abg. 
Koplenig hinsichtlich eines positiven End­
erfolges außerordentlich problematisch zu sein. 
Wie oft in der Vergangenheit hat ein starres 
Nein die Einigkeit �nter den Siegermächten 
verhindert !  Das geht aus den einzelnen 
Phasen der verschiedenen Verhandlungen her­
vor, die von den Österreichern anfangs mit 
froher Zuversicht, später mit achsebuckender 
Skepsis und schließlich und endlich mit 
grimmigem Hohn verfolgt wurden. Wir fragen 
nun, ob die Großmächte den Vorschlag, 
Österreich zu einem freien, von allen Be­
satzungstruppen geräumten souveränen Land 
zu machen, finalisieren oder nicht. Es ist klar, 
daß die Anbahnung eines solchen Weges alle 
Besatzungsmächte zwingt, vor der Welt­
öffentlichkeit zu bekennen, ob ihnen die 
Freiheit und Unabhängigkeit, die Frage der 
Souveränität Österreichs eine lügenhafte 
Phrase oder wirklicher Ernst ist. 

Das österreichische Volk hat ein sehr 
gutes Gedächtnis, und es erinnert sich sehr 
wohl jener Moskauer Deklaration vom 1 .  No­
vember 1943, in der es hieß, daß Groß­
britannien, die Sowjetunion und die Ver­
einigten Staaten von Amerika . Österreich als 
das erste freie Land betrachten, das der 
brutalen Angrifi'spolitik Hitlers zum Opfer 
gefallen ist. Das österreichische Volk erinnert 
sich aber auch gut daran, daß die drei Groß­
mächte in der gleichen Deklaration ihren 
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Wunsch ' zum Ausdruck brachten, ein freies geschundene und ausgebeutete österreichische 
und ' unabhängiges Österreich wiedererrichtet Volk abzuwälzen. 
zu sehen und den. Österre�chern die Bah� zu Der Herr Abg. Fischer und der Abg. ebnen, auf der SIe und Ihre Nachbarvolker Koplenig haben in diesem Hause zum wieder­jene politische und wirtschaftliche Sicherheit holten Male behauptet, daß das österreichische fi�den k-önnen, die . die ei?zige Gru�?lage .Volk, daß die österreichische Regierung und emes ,dauernden FrIedens 1st. Das oster- daß wir Österreicher selbst daran schuld 
�eichische . Volk , erinnert �ich �ber auch an wären, daß bisher der Staatsvertrag ver­Jenen Tell der DeklaratIOn, m dem z';1m hindert worden ist. (Abg. E. Fische r :  Nur Ausdruck gebracht wurde, daß ÖsterrelCh die Regierung !) Wir wittern die Gefahr und einen Teil der Verantwortung mitzutragen wir wollen wissen, Herr Abg. Fischer, was haben würde dafür, daß es an der Seite Hitlers hinter dem Versuch steckt, uns und der frei­
in den Krieg gezogen ist. gewählten Regierung schon jet2it die , Schuld 

Ich weiß, daß diese Deklaration in bitterster aufzuhalsen, daß uns die Freiheit und Unab­Notzeit dem österreichischen Volke als ein hängigkeit noch immer vorenthalten Wird. strahlendes Licht erschien. Sie brachte damals Wir sind nicht gesonnen, diese Dinge und in die Verzweiflungskrise weiter Kreise unseres Versuche stillschweigend hinzunehmen, son­Volkes einen Schimmer gläubiger Zuversicht. dern wir sind gewillt, uns zu wehren und eine 
Wir sahen damals in den Alliierten unsere ganz offene Sprache zu führen. (Lebhafter Befreier, und wir hatten damals unbedingtes, Beifall bei der O v P.) Wer von der Remilitari­unzerstörtes und.  durchaus festes Vertrauen sierung Österreichs spricht, der ist entweder zu ihnen. Ich war damals noch unfrei, jedoch ein Naivling, ein Dummkopf oder ein Ver. innerhalb der gnadenlosen Einsamkeit des uns brecher, der wider sein besseres Wissen spricht. 
mit Stacheldraht umgebenden Raumes erfaßte (Erneuter Beifall bei der Ov P.) uns darob tiefinnere Bewegung. Keiner von . ' .. . . 
uns konnte damals damit rechnen, die Freiheit Es 1st doch la;cherlich, dIe Behauptung 
und Wiedergeburt Österreichs zu erleben. aufzuste��n, da� dIe paar tausend Ge�darmen 
Aber wir wußten eines ' daß wir nicht umsonst und PolIZIsten m unserem Lande emen Be. 
gekämpft und gelitte� hatten und daß das weis .. dafür .zu lief�r� vermöc�ten . . Die 
Ziel unseres Strebens erreicht werden würde. Ausrustung dIeser PolIzIst�n hat mch� emmal 
Ein freies und unabhängiges Österreich würde den Stand .:on !938 erreIcht, und l�e �e. 
wiedererstehen und die brutale Machtpolitik waffnung wurde Jeden Verbrecherlehrling mIt· 
ein Ende finden leidig lächeln lassen. Und dabei ist Österreich 

Aber daß letzten Endes die Moskauer nicht nur von den Truppen der mächtigsten 
Deklaration für uns ein Unterpfand war, das S�aaten dieser Welt besetzt, sondern d�üb�r 
freute uns besonders hinsichtlich der Bedeutung hma�s a�ch von Nachbar? umgebe�, dIe . bIS 
Österreichs in einem freien und friedlichen an (�he Zahne bewaffne� SInd.. Es SInd mcht 
Europa, und ebenso, daß die Allüerten zum wellIge Volks�em��atIen�. die an . uns . an­
Ausdruck gebracht haben, dieser Erkenntnis �enzen, wo dIe �anner fur den KrIegsdIenst 
auch in der praktischen Politik voll und ganz mcht mehr ausreIchen u�d man d�her sogar 
Rechnung 2iU tragen. Dieser Teil der Deklara- �auen auf Grund gesetzlIcher B�stlm�ungen 
tion aber, in dem sie Österreichs Verant- �m W�ff�nhandwerk schult. (Zusttmmung.) Es 
wortung dafür festgestellt haben, daß es an 1st �n�. mcht unbekannt gebh�hen, daß Scharf­
der Seite Hitler-Deutschlands in den Krieg s?hleßubungen und Maschl.1;lengewehrunter­
getreten wäre, diese Bemerkung war jedoch rI�ht dort .. selbst zum ErzIehungsplan der 
nicht so stark, daß sie letzten Endes die Kinder gehoren. 
leuchtenden Hoffnungsstrahlen dieser Deklara- . Bulgarien wurde durch den Friedensvertrag 
tion hätte verdunkeln können zumal weil sie eIDe bewaffnete Macht von 56.800 Mann 
uns von jenen Großmächten �uferlegt wurde, zuerkannt. Nach den Mitteilungen, die uns 
die im Jahre 1938 keinen Finger gerührt haben, zugekommen sind, unterhält Bulgarien jetzt 
uns in unserem Verzweiflungskampfe beizu- 180.000 Mann zuzüglich 100.000 Polizisten, 
stehen. und das alles unter der Dominanz einer 

Aus allen diesen Gründen erinnert sich das bekannten Großmacht. Es ist wohl klar, daß 
österreichische Volk also sehr wohl der Mos. unter solchen Umständen das bilaterale 
kauer Deklaration und aller jener Versprechun- Vertrags system 2iusammengebrochen ist. Wenn 
gen, die uns damals auch über den Äther man das alles hört und weiß, dann wagt 

" gemacht worden sind. Aus den gleichen man . . no�h. der österreichischen Regierung 
Gründen aber hat das österreichische Volk RemIlItarISIerung vorzuwerfen ? 
auch ein sehr feines Gehör für den Versuch, Ich frage, Hohes Haus : Was soll geschehen, 
die Schuld an den Folgen der Katastrophen- wenn eines Tages doch einmal der österrei­
politik der Alliierten auf dieses arme, getretene, chische Staatsvertrag abgeschlossen wird � 

• 

86. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)28 von 56

www.parlament.gv.at



86. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 2. April 1952 3281 

Binnen 90 Tagen werden dann die fremden 
Truppen das Land verlassen müssen. Ja, ist 
es denkbar, daß innerhalb der . kurzen Frist 
von 90 Tagen die zugestandenen bewaffneten 
Kräfte in der Höhe von 56.000 Mann ohne 
entsprechende Vorbereitungen aufgestellt 
werden können 1 Wenn ich an die österreichi. 
sehe Regierung eine Frage richte, dann ist 
es die : Was hat die österreichische Regierung 
getan, und wenn sie noch nichts getan hat, 
was gedenkt sie zu tun, um die Voraussetzungen 
zu schaffen, daß innerhalb jener bewußten 
90 Tage tatsächlich ein österreichisches Bundes. 
heer aufgestellt werden kann, das wenigstens 
symbolisch unsere Grenze gegen die waffen· 
starrenden Nachbarn bewacht � (Beifall bei 
den Parteigenossen.) Ich . fordere geradezu 
die Österreichische Bundesregierung auf, von 
. diesem primitiven Recht eines Volkes, die 
Grenzen seines Landes zu bewachen, Gebrauch 
zu machen und den allüerten Regierungen 
mitzuteilen, welche Schritte sie für notwendig 
hält und daher unternimmt, um jene Voraus· 
setzungen zu schaffen, die erforderlich sind, 
wenn 90 Tage nach Abschluß des Vertrages 
nicht mehr alliierte Besatzungstruppen -
- schlecht und recht - unsere Grem.en 
beschützen. Diese Aufforderung an die öster. 
reichische Regierung ist die Antwort der 
übergroßen Mehrheit dieses Parlamentes und 
damit des österreichischen Volkes an die 
Kommunisten, wenn sie ihre Lüge über die 
Remilitarisierung Österreichs als Verleumder 
ihres eigenen Vaterlandes verbreiten. (Bei/all 
bei den Regierungsparteien.) 

Das österreichische Volk hat nunmehr ganze 
sieben Jahre Zeit gehabt, die redseligen ' Ver· 
sprechungen und die papierenen Deklarationen 
mit den von den Siegermächten seither geschaf­
fenen Tatsachen zu vergleichen. Die Bilanz, 
die wir ziehen müssen, ist erschütternd, sie 
führt zu einem vernichtenden Urteil. 

Wir maßen uns sicherlich nicht an, darüber 
zu urteilen, ob die katastrophale Situation, 
in der sich die Menschheit von heute befindet, 
auf die Unfahigkeit oder auf die Machtgier ein­
zelner oder aller Siegermächte zurückzuführen 
ist oder ob sie die Ursache darin hat, daß den 
Menschen ihre eigenen Erfindungen und Organi. 
sationen über den Kopf gewachsen sind. Aber 
das österreichische Volk legt ohne gedanklichen 
Rückhalt den Siegermächten die Abrechnung 
darüber vor, was sie seinerzeit versprochen 
und was sie bis jetzt gehalten .haben. (Beifall 
bei den Regie'l'ungsparteien.) Jedenfalls weist 
das österreichische Volk jede Schuld an der 
heutigen verfahrenen Lage mit aller Ent­
schiedenheit zurück. Darin sieht es keine 
Anmaßung, sondern sein gutes Recht im 
Kampfe um die politische, wirtschaftliche und 
kulturelle Freiheit. 

Wie bereits gesagt, sind wir Österreicher 
achteinhalb Jahre nach der Verlautbarung 
der Moskauer Deklaration und fast sieben 
Jahre nach Kriegsende weder frei noch un­
abhängig und besitzen weder die wirtschaftliche 
noch die politische Sicherheit, und jedes Kind 
weiß, daß die Großmächte in der Lage wären, 
die Grundlage für eine solche Sicherheit und 
für einen solchen Frieden zu schaffen. 

Wir müssen uns fragen : Sind die Alliierten 
dieser Aufgabe nachgekommen � Hat sich ihre 
Meinung seit dem 1 .  November 1943 so grund­
legend geändert, oder sind sie nur zu unfahig, 
diese Aufgabe zu lösen � Und eines drängt 
sich im besonderen bei der Beantwortung 
dieser Frage auf: daß nach der Niederwerfung 
und Zerschlagung des preußischen Militär­
apparates in der ganzen Welt das Wettrüsten 
eine Steigerung erfahren hat wie nie zuvor. 
Militärmaschinen wurden entwickelt, die die 
deutsche bei weitem übertroffen haben. Selbst­
verständlich ist . man allerwegen um eine 
Erklärung hiefür nicht verlegen ; denn alles 
das geschieht nur zur Verteidigung, der Men­
schenrechte, zur Verteidigung des jeweiligen 
Vaterlandes gegen Angreifer, und alles das 
wurde nur geschaffen zur Befreiung der 
Menschheit von Ausbeutung und Unter­
drückung. Und weil man auf Grund des 
gegenseitigen Mißtrauens unentwegt daran 
ist, diese Machtpositionen auszubauen, neue 
Militärmaschinen zu errichten, findet man 
keine Zeit, die Grundlagen für einen dauernden 
Frieden zu schaffen. 

Und so kommt es auch, daß Österreioh 
nach dieser langen 2leit seit Kriegsende noch 
immer von Abordnungen solcher Militärmaschi­
nen besetzt ist ; so kommt es, daß trot z (' (: 
großen . stummen Händefaltens, das nach den 
Worten Wildgans' allein gerichtet ist auf 
Gerechtigkeit, noch immer, zumindest nach der 
amtlichen Statistik, 943 österreichiScPe Söhne, 
die den Waffenrock mit dem Arbeitskittel 
vertauscht haben, in der fernen Kriegsgefangen­
schaft nach erlösender Liebe lechzen. Und 
so kommt es, daß die Siegermächte aus 
Österreich ein Zentrum der Spionage und der 
Gegenspionage gemacht haben. Und so kommt 
es, daß . in unserem angeblich befreiten Lande 
Menschen wie tolle Hunde von der Straße 
weggefangen werden und auf Nimmerwieder­
sehen verschwinden. (Lebhafte Zustimmung 
bei den Regierungsparteien und beim KdU.) 
Und so kommt es, daß Menschen aus un­
geklärten oder unerklärlichen Gründen aus 
den Stockwerken der Häuser und aus fahrenden 
Zügen zu Tode stürzen. Und so kommt es, 
daß unsere Sicherheitsbehörden anläßlich 
solcher Verbrechen und Tatbestände nicht 
einmal die Möglichkeit haben, diese Verbrechen 
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aufzuklären und die Täter der Strafe zu­
zuführen. 

In den letzten Jahren wurden innerhalb des 
österreichischen Bundesgebietes von den 
Besatzungsmächten insgesamt 1779 öster­
reichische Staatsangehörige verhaftet (Hört ! 
Hört !-Rufe bei den Regierungsparteien) : vom 
amerikanischen Element 99, · vom . britischen 
Element 26, vom französischen Element 86 
und vom sowjetischen Element 1568. (Hört ! 
Hört /-Rufe bei den Regierungsparteien.) Nach 
längerer oder kürzerer Dauer wurden wieder 
in · Freiheit gesetzt : von den Amerikanern 65, 
�on den Briten 15, von den Franzosen 44 und 
von den Sowjets 722. Noch in alliiertem 
Gewahrsam sind : bei den Amerikanern 34, 
bei den Briten 1 1 ,  bei den Franzosen 42 und 
bei den Sowjets 821.  

Die Zahl der im Auftrag der sowjetischen 
Besatzungsstellen verhafteten und nach Ruß­
land gebrachten Österreicher bezieht sich nur 
auf jene, die den österreichischen Behörden 
bekannt sind. Es langen noch immer Nach­
richten über österreichische Staatsbürger ein, 
die seinerzeit nach Kriegsschluß von sowjeti­
schen Besatzungsorganen angehalten und, un­
bekannt wohin, weggebracht worden sind. 
-ober das Schicksal der verhafteten Personen 
kam den österreichischen Behörden, mit Aus­
nahme von der sowjetischen Besatzungsmacht, 
Nachricht zu. In keinem einzigen Fall wird 
der Aufenthalt der in die UdSSR gebrachten 
österreichischen Staatsbürger bekanntgegeben. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang damuf 
verweisen, daß nach den bisherigen Aus­
künften des sowjetischen Außenamtes 14 Öster­
reicher, die zur Strafverbüßung in die UdSSR 
verbracht worden sind, verstorben sind. 
19  Österreicher, die die über sie verhängten 
Strafen zum Te� schon über Jahresfrist 
verbüßt haben, können nicht in die Heimat 
zurück, trotz der Anstrengungen unserer Re­
gierung,' weil ihnen das sowjetische Auslands­
visum bisher-· verweigert worden ist. 

Und so kommt es, meine sehr verehrten 
Frauen und Berren, daß die Siegermächte 
aus Österreich ein Zentrum der politischen 
Propaganda und Gegenpropaganda gemacht 
und uns die freie Verfügung über unsere 
Radiostationen entzogen haben. Wir müssen 
ohnmächtig zusehen, wie die Großmächte 
die Sender vor allem dazu benützen, die 
geistigen Grundlagen des Friedens zwischen 
den Völkern dieser Erde immer mehr zu 
zerstören. (Ruf bei der (J V P :  Hör zu, Kollege / ) 

Und so kommt es schlitißlich, daß viele 
Jahre nach Kriegsende gewisse Sieger mächte 
nach eigenem Gutdünken über unser Eigentum 
verfügen und daß unsere wertvollsten Rohstoff­
quellen. Werkstätten und Maschinen endgültig 

in ihren Besitz übergegangen, ja auf unserem 
eigenen Grund und Boden exterritorial ge­
worden sind. Wir müssen noch immer zusehen, 
wie wertvolle Güter und unermeßliche Werte 
dauernd nach allen Seiten aus unserem Land 
strömen. 

Es ist daher begreiflich-, daß all das, was 
hier in diesem Land Verantwortung trägt, sich 
mit aller Entschiedenheit gegen die Methoden 
der USIA-Geschäfte wendet, · die ja ein Dorn 
in unserer Volkswirtschaft sind und für unsere 
Wirtschaft auf die Dauer eine Gefahr bedeuten. 
(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) In 
Wien haben wir allein 92 USIA-Verkaufs­
geschäfte, die Weinhallen gar nicht inbegriffen. 
in Niederösterreich 48, im Mühlviertel 3 und 
im Burgenland 4. 

Meine Frauen und Herren ! Nicht die 
Gerechtigkeit ist für diese Entscheidungen 
und für diese Tatsachen, die die Alliierten 
in diesem Land gesetzt haben, ausschlaggebend 
und nicht der Wille, die Existenzmöglichkeit 
eines unabhängigen Österreich zu sichern 
oder gar die Grundlagen für einen dauernden 
Frieden zu schaffen. Nein ! Für diese Dinge 
ist eine Politik bestimmend, die darauf aus­
geht, die eigene militärische, politische und 
wirtschaftliche Machtposition in diesem Land 
immer mehr auszudehnen und zu stärken. 

Und so kommt es auch, daß wir unter der 
Last der Besatzungskosten ächzen und von einer 
alliierten Kontrollkommission regiert werden, 
die sich in alle Dinge unseres staatlichen und 
wirtschaftlichen Lebens einmengt, dies, obwohl 
sich ihre Vertreter kaum jemals einigen können, 
sondern sichin Todfeindschaft gegenüberstehen. 

Eine der schlimmsten Einschränkungen der 
österreichischen Souveränität besteht in der 
Kontrolle der Gesetzgebung. Seit fünf Jahren 
- um nur einen Fall zu nennen - ist das 
Randgemeindengesetz noch nicht in Rechts­
kraft erwachsen, weil es immer wieder am 
Veto der sowjetischen Besatzungsmacht 
soheitert. 

Ich möchte aber, um nicht einseitig zu 
erscheinen, darauf verweisen, daß es unver­
ständliche Maßnahmen auch seitens des 
amerikanischen Elementes gibt. Ich meine 
hier den Fall des Krankenhauses in der 
Peter Jordan-Straße. Das Kaufmännische 
Krankenhaus umfaßt einschließlich eines 
Altersheimes fünf Gebäude. In dem Haupt­
gebäude allein ist für 400 Krankenbetten 
Platz ; das Altersheim kann nach seiner 
Widmung ungefähr 140 Kaufleuten die Mög­
lichkeit bieten, dort ihren Lebensabend zu 
verbringen. Diese gesamte Anlage des Kauf­
männischen Krankenhauses hält das ameri. 
kanische Element weiterhin - allerdings 
gegen .Bezahlung einer Miete - in Benützung · 
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obwohl dieses Gebäude vom amerikanischen 
Element offenkundig nicht zur Gänze benötigt 
wird. In den letzten beiden Jahren betrug 
der Belag im Krankenhaus durchschnittlich 
nur 15 bis 20, maximal 35 Patienten. Es ist 
wohl auch hier der Appell an die zuständige 
Besatzungsmacht am Platze, das Kaufmänni­
sche Krankenhaus möglichst umgehend, zu­
mindest aber den Teil �u räumen, der nicht 
unbedingt von der Besat�ungsmacht benötigt 
wird. 

Wenn wir uns nunmehr fragen : Worin liegt 
das Ergebnis dieser sieben Jahre seit Kriegs­
ende 1, so fällt die Antwort darauf nicht schwer. 
Es besteht darin, daß die Befreiung 'unseres 
Landes von den allüerten Mächten wohl 
mit schweren Opfern des Blutes und Gutes 
erkämpft worden ist, daß dieser wehrhafte 
Beitrag zu unserer Befreiung aber nicht 
die logische und notwendige Fortsetzung 
in einer wahren Friedenspolitik finden konnte, 
weil sich, wie schon gesagt, die in der Moskauer 
Deklaration noch einigen Allüerten sofort 
nach Niederwerfung des gemeinsamen Gegners 
in einander feindliche Siegermächte verwandel­
ten. Das Ergebnis dieser sieben Jahre besteht 
darin, daß man uns entgegen der Moskauer 
Deklaration das vorenthält, was als wesentlich 
für ein freies und unabhängiges Gemeinwesen 
notwendig . ist. Man verfügt dann und wann 
über uns und man verfährt mit uns, als ob 
wir halbwilde Einwohner eines Korallen­
eilandes wären. Statt der Freiheit und der 
Unabhängigkeit hat man uns ein Statut 
beschert, daß deswegen das schlechteste in der 
ganzen Welt ist, weil es gleichzeitig von vier 
einander widerstreitenden Kolonialherren mit 
entgegengesetzten Zielen gehandhabt wird. 

Wir Österreicher wissen sehr wohl, daß die 
feierliche Moskauer Deklaration nicht den 
Charakter eines verbindlichen Vertrages be­
sitzt, doch in ihrer offi.�iellen und kategorisch 
gefaßten Stellungnahme stellt sie eine mora­
lische Verpflichtung großen Ausmaßes dar, 
die nicht ungestraft gebr�chen werden kann. 
Wenn man diese verhältnismäßig einfache 
österreichische Frage nicht zu lösen vermag, 
wie werden dann die Großmächte mit den 
schwierigeren Problemen in der Welt fertig 
werden � In dieser Beziehung ist das Versagen 
der Siegermächte in der österreichischen Frage 
ein böses Omen und trägt entsetzliche Un­
sicherheit und Ungewißheit in alle Welt, weil 
dieses Versagen de:r sichtbarste Ausdruck 
eines grundsätzlichen Nichtwollens oder Nicht-
könnens ist. . 

Es gibt nach unserer Auffassung kein 
, österreichisches Problem, aber es gibt leider 

ein .Großmächte�Problem in Österreich. Nichts 
ist unproblematischer . als die österreichische 

Frage. Wir Österreicher wissen, daß die 
internationale Politik mehr denn je ein großes 
Schachbrett darstellt. Wir sind uns darüber 
natürlich im klaren, daß auf Grund der 
geographischen Lage eine Einigung über den 
Staatsvertrag nur im Rahmen einer allgemeinen 
Regelung zwischen den Großmächten möglich 
ist. Der bisherige Verlauf der Staatsvertrags­
verhandlungen hat diese Einsicht und Erkennt­
nis nur allzusehr bestätigt. Die Staatsvertrags­
verhandlungen stocken regelmäßig, wenn sich 
die internationale Situation verschärft, und 
sie kommen in Fluß, wenn eine gewisse Ent­
spannung eingetreten ist oder gewünscht 
wird. Wenn nun die Verhandlungen seit 
einiger Zeit überhaupt nicht mehr in Fluß 
gebraoht werden können und ins Stocken 
geraten sind, können nur naive Gemüter 
glauben, daß dies seine Ursache in der Triester 
Frage oder in der Erbsenschuld hat. 

Der Umstand, daß Österr�ich das Opfer 
internationaler Spannungen i�t, kommt uns sehr 
teuer 7<U stehen, ja so teuer, daß dadurch die 
Grundlage unserer Wirtschaft und unserer 
Existenz bedroht erscheint. Seit sieben Jahren 
werden die Gegensätze der Großmächte auf 
unserem Rücken und auch auf unsere Kosten 
ausgetragen . .  Sieben Jahre lang haben wir 
das ausgehalten und werden es auch noch 
länger aushalten müssen ; denn wir wissen : 
Wenn Österreich fällt, fällt mit ihm Europa 
und mit Europa der Frieden der Menschheit ! 

Befreit und doch in drückendstem Maße 
unfrei, immer zwischen Krieg und Frieden 
und stets zwischen Sein und Nichtsein dahin­
vegetierend - das ist die Tragik dieses armen 
Landes I 

Wir haben doch bei Gott seit langer Zeit 
bewiesen. daß wir über die moralischen 
Qualitäten und die demokratischen Voraus­
setzungen verfügen, selbst Herr in unserem 
Hause sein zu können. Keine Drohungen, 
keine Verhetzung, keine ' Schädigung unserer 
Lebensinteressen hat es vermocht, uns irgend­
welchen extremen Bewegungen zu verschreiben 
und gefährlichen Experimenten in die Arme 
zu treiben. Selbst die wegen lächerlicher 
Formaldelikte zu Unrecht Verfolgten haben 
mehr Besonnenheit und Verantwortungsgefühl 
bewiesen als diejenigen, die diese Gesetze 
erzwangen. 

Nur ein Teil dieser maßvollen Besonnenheit 
und moralischen Qualitäten, die das öster­
reichische Volk in den vergangenen sieben 
Jahren unter Beweis gestellt hat, würde aus­
reichen, um eine endgültige Befriedung der 
weltpolitischen Situation herbeizuführen. 

Die Menschen aller Völker im Westen und 
Osten, sie rufen nach dem Frieden - ich will 
es glauben, daß es ihnen Herzenssache ist -, 
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sie rüsten aber, weil keiner den Krieg verlieren 
will. Das ist die Formel, die am ehesten 
und überzeugendsten zum Ausdruck bringt, 
welcher Art die Beziehungen der Völker unter­
einander sind. Wir glauben daher nicht mehr 
an salbungsvolle Phrasen und auch nicht an 
verschiedene Friedensoffensiven, die mit ver­
dächtigem Eifer und größter Aufdringlichkeit 
vorgetragen werden. Wir erinnern uns nur 
zu gut daran, daß Hitler gerade in jenen Jahren 
am meisten vom Frieden sprach, �ls er den 
Krieg am eifrigsten vorzubereiten im Begriffe 
war. 

Das ist es, was ich heute von der Tribüne 
des Parlaments in aller Offenheit zu sagen 
habe. Wir haben heute die Frage an die 
Welt zu richten : Wie lange soll dieses Öster­
reich, das erste Opfer Ritlers, noch das Opfer 
jener sein, die Hitler besiegt haben 1 Auch 
unsere Kraft geht einmal zu Ende. Die 
Großmächte mögen aber zur Kenntnis nehmen, 
daß der Zusammenbruch Österreichs den 
Zusammenbruch des Friedens bedeuten und 
sie mit in den Abgrund reißen würde. Es geht 
also nicht allein um Österreich, es geht um 
viel mehr. 

Stünden nur die Interessen und die Existenz 
Österreichs auf dem Spiel, so wäre es in einer 
Zeit, wo nur brutale Machtpositionen ent­
scheidend sind, schlecht um uns bestellt 
und der Appell an das Gewissen der Welt in 
den Wind gesproohen. Da aber vom ungeteilten 
Bestand Österreichs mehr abhängt als dieser 
selbst, so haben wir die Hoffnung, daß am 
Schluß doch die Vernunft . obsiegen wird. 
(Bei/aU bei der () V P.) 

Die kommunistische Presse in diesem Land 
läßt fast keinen Tag vergehen, ohne daß sie 
Zeter und Mordio schreit über angebliche 
Zerreißungspläne, die der Herr Außenminister 
Dr. Gruber und mit ihm die ganze Regierung 
unterstützen. Die Unsinnigkeit und die Bös­
willigkeit dieser Erfindung liegt auf der Hand. 
Rund zwei Drittel der Minister und der Staats­
sekretäre sind Wiener oder Niederösterreioher. 
Sie werden doch niemals zustimmen, daß ihre 
engere Heimat den Russen ausgeliefert wird. 
Aber auch wir von den anderen Zonen wün­
schen nur eines, was unser Land betrifft : 
die Einheit dieses österreichischen Vaterlandes. 
Ob dieses gesamtösterreichischen Denkens 
haben wir in den vergangenen Jahren der 

. Besetzung sehr viele Opfer gebracht und immer 
wieder Wasser in den Wein unseres Wollens und 
Planens gegossen. 

Die politische Dummheit der Friedensmacher 
von 1919 hat das große Vaterland, unter 
dessen Schwingen vierzehn Völkerschaften 
friedlich vereint waren, zerschlagen, und ein 
engstirniger Nationalismus hat für einige 

Jahre das Eigenleben unseres kleinen Öster­
reichs ausgelöscht. Es mt wiedererstanden, und 
wir wollen es nicht neuerlich verlieren. Und 
welche Opfer ideologisoher, materieller und 
politischer Art uns auferlegt werden um der 
Einheit dieses Vaterlandes willen - wir 
werden sie darob tragen. Im Gewissen ver­
pflichtet, im Herzen gebunden und von 
verstandesmäßigem Erkennen geführt, werden 
wir niemals lebendige Werte und Symbole 
abendländischer Kultur im Stiche lassen ! 
(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist nicht das erste Mal, daß wir in diesem 
Niemandslande des Kalten Krieges an der 
Grenzlinie vieler Völker und Systeme unsere 
Stimme erheben und der Welt zurufen : 
Es ist Gefahr im Verzuge ! Erfüllt eure Ver. 
sprechungen ! Wir Österreicher sind ein altes 
Volk mit der reichen Erfahrung, die man 
sich in Jahrhunderten bei der Führung eines 
großen Vielvölkerreiches erwirbt, und unser 
Gehör ist für die Gefahren verschiedener Art 
geschärft. �ir wissen, wie sie zu bannen wären, 
denn dies Österreich ist das einzige Land, 
über das zwischen Osten und Westen über­
haupt noch diskutiert werden kann. Österreich 
ist die einzige Brücke zwischen Osten und 
Westen, die noch gangbar ist. Gelingt es, 
über die österreichische Frage eine Einigung 
zwischen dem Osten und dem Westen herbeizu­
führen, gelingt es, den österreichischen Staats­
vertrag abzuschließen, dann ist der Grundstein 
auch für eine dauernde internationale Ver­
ständigung gelegt. Darum kann und darf 
der geschlossene Appell an die Welt, Österreich 
endlich die Freiheit zu geben, nicht abermals 
ungehört verhallen. Unser Sinnen und Bemühen 
ist darauf gerichtet, endlich wieder frei zu 
sein in einem freien Vaterlande ! 

Damit ist aber auch die Grenze gekenn­
zeichnet, die wir niemals überschreiten können. 
Niemals werden wir einem Staatsvertrag die 
Zustimmung geben können, welcher nicht die 
absolute Integrität unserer Staatsgewalt, die 
Freiheit unserer innenpolitischen Entwicklung 
und die Sicherheit unserer Existenz garantiert. 
Niemals Staatsvertrag um jeden Preis ! So 
etwas wäre für uns nur vollkommen wertlos 
und eine eminente Gefahr. Ein Staatsvertrag, 
der uns zwänge, unsere Neutralität aufzugeben 
und uns gänzlich einer der beiden Machtgruppen 
anzuschließen, ist für uns . untragbar und 
unannehmbar. (Lebhafter Beifall bei den Partei­
genossen.) Ich hoffe, aaß wir aus der Stärke 
unserer Tradition den wünschenswerten Aus­
gleich finden und uns weder dem Osten noch 
dem Westen verbünden. Für uns kann es keine 
östliche, für uns kann es keine westliche; 
für uns kann es nur eine österreichische ,Linie 
geben ! (E�uter Beifall.) 

86. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)32 von 56

www.parlament.gv.at



86. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 2. April 1952 3285 

Wenn der Herr Abg. Fischer in diesem Haus Österreich in Wirklichkeit aber für Taten 
in der abgründigen Dialektik seiner Welt- verantwortlich gemacht, die die Nazi gegen 
anschauung vor nicht langer Zeit von ab- das Land verübt haben. Es ist so, als ob die 
soluter Neutralität gesprochen hat, dann Polizei einen Diebstahl durch Konfiszierung 
meint er einseitige Parteinahme. Wenn er des Diebsguts bestrafen würde, anstatt es 
einer Friedensbewegung das Wort spricht, dem Besitzer zurückzugeben. (Zustimmung 
dann sind darunter kommunistische Offensiv- bei der (JV P.) 
vorbereitungen zu verstehen. Spricht er von Das alles muß einmal gesagt werden, und 
Frieden, meint er Krieg, spricht er von Be- ich bin davon überzeugt, daß ich kein unwahres 
freiung, dann denkt er an Versldavung, und · Wort gesprochen habe. Die Welt ist hart 
sein hier gezeigter Antiimperialismus ist in und unbarmherzig ; wer nicht untergehen will, 
Wirklichkeit Imperialismus schlimmster Sorte. muß sich zur Wehr setzen und eines bewahren : 

Dieser Preis, den Sie, meine Herren von der Haltung und Würde ! (Bei/all bei den 

äußersten Linken, von uns verlangen" ist uns Regierungsparteien.) Mir kommt vor, 

zu hoch, weil er uns das nehmen würde, als hätten wir es daran in den vergangenen 

wofür wir kämpfen, nämlich die Freiheit Jahren manchmal mangeln lassen. Wollen 

unseres Landes und darüber hinaus die Freiheit wir daraus die notwendige Lehre ziehen ! 

unseres Lebens. Wir wissen, was es den Der Himmel weiß, wann und wie unsere Not 

Großmächten gekostet hat, dieses Land zu ein Ende finden wird. Es mag sein, daß wir 

befreien. Wir haben in diesem Haus in den uns durch die Macht und die Gewalt der 

vergangenen Jahren hiefm häufig die geeigneten Umwelt zu Boden gedrückt fühlen, aber 

Worte gefunden, aber wir glauben, daß die unsere Haltung und Würde müssen wir be­

von den Großmächten gesetzte Befreiungstat wahren, was immer auch kommen sollte ! 

auch verpflichtet und ihre logische Fortsetzung Und nun bitte ich Sie um eines, meine sehr 

finden muß, wenn es sich um eine echte verehrten Frauen und Herren Abgeordneten 

Befreiung und nicht nur um den Wechsel der des österreichischen Volkes : in der Frage,. 

Gewalthaber handeln soll. (Starker Beifall unserer Würde, Freiheit und Einheit sowie 

bei der (J V P.) Diesbezüglich, Herr Abg. in der Frage des Staatsvertrags einmütig 

Fischer, scheinen unsere Auffassungen nicht 14usammenzustehen, wie immer Sie auch sonst 

immer übereinzustimmen. zu den gesetzgeberischen Problemen
' 

hier 
stehen mögen. Wenn es sich um die Frage 

Wir sind für jede Hilfe dankbar, die man uns der Freiheit und Unabhängigkeit dieses Landes 
für den Wiederaufbau unseres Landes gewährt handelt, dann ist es wohl Zeit, daß wir alles 
hat oder noch gewährt, aber wir werden Trennende zurückstellen und den Alliierten 
umso dankbarer sein, je weniger eine solche beweisen, daß wir mit beiden Füßen auf dem 
Hilfe an Bedingungen geknüpft ist, die uns mit Boden unserer Heimat stehen und daß wir für 
anderen Mächtegruppen in Konflikt bringen. die Erhaltung dieser Heimat einen unbeug­
Ich habe schon einmal in diesem Parlament samen Willen aufbringen werden - immobiles 
zum Ausdruck gebracht, daß die größte sicut patriae montes - und daß wir stark 
Hilfe, die uns die Alliierten gewähren können, sind im Glauben an eine schöne Zukunft unseres 
darin besteht, uns in Hinkunft nichts mehr Landes. 
zu nehmen. (Beifall bei der (JV P.) Leider hat Als Österreich im Jahre 1938 fiel, kam eine 
man uns diese Art von Hilfe nicht im ge- Lawine ins Rollen, die Hekatomben von 
wünschten Maße angedeihen lassen. Menschenleben und unersetzliche materielle 

Welch furchtbare Opfer hat der Hitler- Werte vernichtete. Das sollten die Groß­
Krieg unserem österreichischen Volk auferlegt ! mächte bedenken, wenn sie schon der Stimme 
Unser Gold wurde uns genommen, unsere des Rechtes kein Gehör schenken. Die erste, 
Bodenschätze wurden einem Raubbau unter- vornehmste und leichteste Tat, die sie voll­
worfen, unsere Städte wurden zerbombt und bringen könnten, wäre der Abschluß eines für 
unersetzliche Kulturwerte wurden vernichtet. Österreich erträglichen Staatsvertrages. Mit 
Die Blüte unserer Jugend wurde einem Österreich wartet die gesamte friedliebende 
psychopathischen Gefreiten hingeopfert, und Welt, die die heutige Kundgebung des öster­
nun nimmt man uns, von Demokratie, reichischen Nationalrates nicht übersehen kann. 
Menschenrechten, Frieden und Freiheit redend, Die Welt wird also warten und hoffen wie wir 
unter dem Vorwand, es handle sich um selbst, und am Ende wird sie mit uns Mut 
Deutsches Eigentum, wertvolle ' Rohstoff- fassen oder verzagen. Über die Taten der 
quellen, Produktionsstätten und Maschinen. Großmächte aber wird ein anderer, ein Größerer, 
Gewaltige Vermögenswerte wurden in Öster- ein Mächtigerer richten, und seinem Urteil im 
reich mit der Begründung beschlagnahmt, daß Strafgericht werden auch jene Mächte · nicht 
es sich dabei um Nazieigentum und um entgehen, die ihn verleugnen ! (Starker Beifall 
legale Kriegsbeute handle. Dadurch wird bei den Regierungsparteien.) 
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Abg. Ernst Fischer: Meine Damen und 
Herren ! Wenn man auf den Verlauf dieser 
Sitzung zurückblickt, dann muß man die 
Frage stellen : Was wurde eigentlich mit 
dieser Sitzung beabsichtigt, welchen Sinn 
sollte eigentlich diese so großsprecherisch 
angekündigte Veranstaltung haben � ( Abg. 
N euwirth: Haben Sie das 'Mch nicht bemerkt ? 
- Heiterkeit.) Wir haben hier sehr phrasen­
reiche und sehr schwulstige Reden gehört, 
in denen gar nichts Neues gesagt wurde, 
sondern nur das, was man schon so oft ge­
hört hat. (Abg. GTete Rehor:  Leider 8eit 
sieben Jahren !) 

Meine Damen und Herren ! Daß wir seit 
sieben Jahren besetzt sind, weiß das ganze 
Volk ; daß dieser Zustand schwer zu ertragen 
ist, weiß das ganze Volk ; daß dieser Zustand 
für . jeden einzelnen Bedrückung, Demüti­
gungen und Belastungen bringt, weiß ebenfalls 
das ganze Volk. Um das festzustellen, braucht 
man keine Regierung und kein Parlament. 
(Abg. Marianne Pollak :  Und keine Russen ! 
- Lebhafte Zwischenrufe.) Wenn es also die 
Absicht sein sollte, hier einfach Klagen aus­
zusprechen, die man in jeder Gasse und 
Straße täglich hören kann, meine Damen 
und Herren, dann muß ich Ihnen sagen: 
Dazu braucht das Volk keine Vertreter, dazu 
brauclit das Volk keine Regierung. Aber das 
Volk möchte von seiner Regierung und Volks­
vertretung klar und deutlich erfahren, was 
geschehen soll, um aus diesem Zustand heraus­
zukommen. (Zwischenrufe bei der Gv P und 
SPO.) Das ist es, was das Volk von der Re­
gierung und vom Parlament erwartet. ( An­
dauernde heftige Zwischenrufe bei SP() und 
Ov P. - Zwischenrufe des Abg. Ing. Raab. -
Gegenrule des Abg. K oplenig. ' Der 
Präsident, der inzwischen wieder den Vorsitz 
übernommen hat, gibt da8 Glockenzeichen.) 

Man muß nun sagen, meine Damen und 
Herren, daß die Regierung hier nicht all�uviel 
zu bieten hat. Der Herr Außenminister 
Dr. Gruber hat Kritik an der sowjetischen 

, Außenpolitik geübt, ja noch mehr, er hat der 
sowjetischen Außenpolitik gute Ratschläge 
gegeben : es sei wohl an der Zeit und in ihrem 
eigenen Interesse, daß sie eine Kursänderung 
vornehme. Es wäre vielleicht zweckmäßiger 
gewesen, ·  wenn der Herr · Außenminister 
Dr. Gruber die Frage gestellt hätte, was denn 
er und diese Regierung seit sieben Jahren in 
der Außenpolitik erreicht haben. Nichts I 
(ZwiBchenruje bei der Volk8partei. - Rufe: 
Njet ! Njet! - Heiterkeit.) Sie ist heute 
vom Staatsvertrag, von dem sie erklärt hat, 
er sei das eigentliche Ziel ihrer Regierungs­
kunst, weiter entfernt als je. Vielleicht hätte 
es doch einen Sinn, 2;U überprüfen, ob da nicht 
Fehler gemacht wurden, zu überprüfen, ob 

dieser Weg, den man da eingeschlagen hat, 
zum Ziel führen kann, nüchtern, sachlich 
abzuwägen, wie man aus dieser Situation 
herauskommen will. 

Hier wurde nun folgender Vorschlag, mehr 
oder minder verklausuliert, gemacht. (Abg. 
Friscp,: Al80 doch ! - Heiterkeit.) Ja, 
davon will ich jet�t sprechen. Es sollen 
also mit einem Federstrich a11 die Ergebnisse 
der Beratungen der vergangenen Jahre für 
null und nichtig erklärt werden (Abg. Dr. 
Bock : Es waren gar keine da!), man soll 
von vorne anfangen. Dem Parlament wird 
ein sogenannter Skelettvertrag - es klingt 
schon etwas gespenstisch, wenn man dieses 
Wort hört (Abg. Horn : Das ist ja eure Er­
findung !) - als der neue Ausweg, als Rettung 
empfohlen. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß nicht nur 
eine Menge westlicher Zeitungen und Politiker 
vom ersten Tag an gesagt haben : Dieser 
Skelettvertrag wird natürlich nicht Wirklich­
keit, er wird natürlich nicht angenommen ! 
Ich weise darauf hin, daß das auch die 
"Arbeiter�Zeitung", nicht etwa die Kommu­
nisten, geschrieben hat, und zwar am ersten 
Tag, nachdem der Skelettvertrag bekannt 
wurde. · Vielleicht darf ich daran erinnern, 
was damals in der "Arbeiter-Zeitung" vor­
wegnehmend gestanden ist. Es wird darin 
gesagt, daß es absolut nicht einzusehen sei, 
warum die Russen dem Vertrag zustimmen 
sollen, der für sie viel ungünstiger ist als der 
Staatsvertrag. 

Der Herr Vizekanzler Schärf hat in Amerika, 
als von diesem Skelettvertrag die Rede war, 
erklärt, es sei natürlich nicht anzunehmen, 
daß dieser Skelettvertrag Wirklichkeit werde, 
und er hat hinzugefügt, er sei vor allem eine 
moralische Injektion. Ja, meine Damen und 
Herren, ich weiß nicht, ob es notwendig ist, 
solche große Sitzungen zu veranstalten, um 
moralische Injektionen zu verabreichen. (Abg. 
Lackner:  Ihr braucht solche Injektionen !) 
Ich kann mir schon vorstellen, daß i h r  es 
nötig habt. Ich habe Verständnis dafür, daß 
Sie die Empfindung haben, es wäre gut, von 
Zeit zu Zeit solche Injektionen zu bekommen. 
(Abg. Marianne P oUa k :  Die braucht ihr, 
aber nicht wir !) Aber ich frage als Politiker : 
Wie soll das nun weitergehen � Der Herr 
Außenminister hat hier schon erklärt : Wir 
ziehen in Erwägung, uns mit einem Appell 
an die UNO zu wenden, und wir werden es 
auch tun. 

Das ist nicht neu, das stand schon in dem 
Interview, das der Korrespondent Mac Cormac 
veröffentlicht hat. Darin · war schon die 
ganze Marschroute vorgezeichnet, es war 
vorausgesagt, es werde so sein, daß zuerst 
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ein Skelettvertrag vorgelegt wird, dann werde 
sich die österreichische Regierung an die 
UNO wenden und hierauf werde die UNO 
eine Abstimmung veranstalten. Und nun 
frage ich Sie allen Ernstes : Was weiter 1 
Wohin wollen Sie, welchen Weg wollen Sie 
einschlagen, was wollen Sie erreichen t (Abg. 
Dr. M igsch:  Den Abzug der Besatzungs­
truppen, Herr Fischer, wenn Sie es noch nicht 
wissen sollten ! - Abg. Ing. Raab : Die 
Freiheit woUen wir ! - Lebhafte Zustimmung. -
Anhaltende Zwischenrufe.) Sie werden durch 
diesen Skelettvertrag eine Verschärfung der 
Situation herbeiführen, ja Sie haben sie jetzt 
schon. Das ist Ihnen doch allen klar , das 
wissen Sie alle, daß sich die Situation dadurch 
verschärft. (Abg. Gabriele Proft:  Wieso ? ­
Abg. Ing. Raab : Die Freiheit wollen wir ! -
Weitere Zwisohenrufe.) Sie wollen ja diese 
Verschärfung der Situation I 

Sie werden sich also an die UNO wenden. 
Und was wird dort sein 1 Wir kennen die 
Mehrheitsverhältnisse in der UNO. In der 
UNO wird dann eine Abstimmung durchge­
führt werden, und ich bin von vornherein 
überzeugt, daß sich die Mehrheit dort für 
diesen Appell der österreichischen Regierung 
aussprechen wird. (Anhaltende Zwischenrufe 
bei der Gv P. - Lebhafte Gegenrufe beim Links­
block.- Abg. Ing. Raab:  Das ist eine Frechheit ! 
Sie glauben, wir dürfen überhaupt nichts me.hr 
reden ! Sie dürfen ja keine freie Meinung haben ! 
- Abg. K oplenig:  Arbeitermörder ! - Abg. 
Grubhofer:  Wer hat gemordet ?) Und dann, 
meine Damen und Herren, heißt es in dem Ar­
tikel der "New YorkTimes" - denn dort wird 
das alles vorausgesagt -, wird sich die UNO 
mit einem Ultimatum an die Sowjetunion 
wenden, ihre Truppen zurückzuziehen. 

Und dann, meine Herren, was dann t (Abg. 
Ing. Raab:  Daß Sie sich nicht genieren, 
hier überhaupt hereinzukommen ! - Abg. 
H onner:  Wir werden da sitzen, und ihr 
werdet nicht mehr da sitzen ! - Abg. Gern1l: 
Solange die Russen da sind ! - Abg. Grub­
hole r:  Honner, der Hellseher !-Der Präs ident  
gibt wiederholt das Glockenzeichen. - Anhaltende 
lebhafte Zwischenrufe.) Dann werden Sie in 
der Lage sein, daß die UNO einen Mehr­
heitsbeschluß gefaßt hat, der entweder 
nichts zur Folge hat, der eine Blamage für 
die UNO, eine Blamage für die österreichische 
Regierung und für alle Veranstalter ist, 
wenn ein solch großangelegter, so feierlicher 
Beschluß nichts zum Ergebnis hat. 

Das ist die eine Möglichkeit. Oder es besteht 
die zweite Möglichkeit - und diese Gefahr 
ist offenbar vorhanden -, daß man durch 
derartige Beschlüsse eine solche Vergiftung 
der Atmosphäre herbeiführen will, um dann 

den Weg frei zu haben für weitergehende 
Maßnahmen. (Heftige Zwischenrufe bei den 
Regierungsparteien. - Gegenrufe beim Links­
block. - Der Präs ide nt  gibt das Glocken­
zeichen.) 

Meine Damen und Herren ! Verantwortliche 
Regierungspolitiker . müßten doch eigentlich 
imstande sein, so klar, daß es jeder hier 
versteht, den Weg vorzuzeichnen, zu sagen, 
was sie konkret mit einem solchen Weg zu 
erreichen hoffen, zu welchem konkreten Er­
gebnis ein solcher Weg führen soll. 

Ich verstehe schon : Sie haben das Bedürfnis 
nach Agitation (Abg. Seidl : Nein, 80ndern . 
den Wunsch nach dem Staatsvertrag !), nach 
Propaganda, nach moralischen Injektionen ; 
aber das hilft doch Österreich nicht um einen 
Schritt weiter. (Heftige Zwi8chenrufe und . Un­
ruhe.) Sie bleiben nach wie vor in demselben 
Stadium der Stagnation stecken und nähern 
sich Schritt für Schritt, wie es selbst in der 
Regierungspresse heißt, einer katastrophalen 
wirtschaftlichen Situation in Österreich. 

Es wäre also doch zu überlegen, ob · man es 
nicht mit einem anderen Weg versuche;n könnte, 
ob man nicht ernsthaft das ins Auge fassen 
sollte, was heute der Herr Außenminister mit 
ungewöhnlicher, mit erstaunlicher Offenheit 
ablehnte. Der Herr Außenminister hat heute, 
zum Unterschied von dem Redner seiner 
Partei, Dr. Gorbach - da war etwas nicht 
zusammengestimmt -, der sich für Neutralität 
ausgesprochen und mit großem Pathos über 
die Neutralität ,·Österreichs geredet hat, er­
klärt : Neutralität kommt nicht in Frage ! 
(Abg. Widmayer:  Eine Neutralität, wie ihr 
sie meint!) Eine Politik der Neutralität 
kommt nicht in Frage, denn - ich werde 
wörtlich vorlesen - eine ' Neutralität wäre 
nur "ein Trojanisches Pferd, um die Volks­
demokratie . . .  einzuschmuggeln. "  (Zwischen­
rufe bei den Regierungsparteien. - Abg. W id. 
mager:  Das hat er nicht gesagt !) 

Das hat der Außenminister gesagt. Ich 
verweise ja nur darauf und ich halte es für 
einen gewissen Fortschritt in der Aufrichtigkeit 
der Regierungspolitik, daß hier klipp und klar 
gesagt wird : Nein, Österreich will nicht neutral 
sein, Österreich will keine Neutralität, denn 
diese Neutralität wäre nur eine Vorstufe 
der Volksdemokratie ! Das heißt ganz klar : 
Österreich ergreift Partei im Kalten Krieg 
einseitig gegen die Sowjetunion für Amerika ! 
(Stürmischer Widerspruch. - Abg. Dr. Kore f :  
Sie sind ein Provokateur ! - Weitere anhaltende 
Zwischenrufe.) Das, was immer geschah, ist 
hier durch den Herrn Außenminister mit 
erquickender Offenheit bestätigt . worden ! 
(Heftige Zwischenrufe. - Der Präsident  
gibt das Glockenzeichen.) Wir sehen hier die 
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Bestätigung durch den Außenminister, daß Schreokgespenster. Nun, ich frage Sie, warum 
Österreich gesonnen ist, das heißt, daß diese . eigentlich die österreichische Regierung nicht 
Regierung gesonnen ist, nicht eine Politik der den Vorschlag des sowjetischen Hochkom­
Neutralität, sondern eine Politik dessen, was missars unterstützt, einer Viermächtekom­
man hier Verteidigung der abendländischen mission die Vollmacht zu geben, in alle vier 
Kultur usw. genannt hat, durchzuführen. Zonen zu reisen, alles zu besichtigen, auch 
(Anhaltende Zwischenrufe. - Der Präsident Döllersheim, alles in der Sowjetzone und alles 
gibt wiederholt das Glockenzeichen. - Abg. in den anderen Zonen, mit voller Vollmacht, das 
W idmayer :  Wieviel Rubel bekommen Bie alles zu sehen, um dann zu einem gemeinsamen 
für diese Rede ?) Bild darüber zu gelangen. 

Meine Damen und Herren ! Der Herr 
Außenminister hat auch über die zwei 
sowjetischen Forderungen gesprochen, die 
gestellt waren, um die Staatsvertrags­
verhandlungen wiederauf2;unehmen. Er hat 
versucht, die Dinge zu bagatellisieren. Nun 
erlaube ich mir einmal zu fragen : Wenn 
man einen Vertrag schließt, sei es einen 
zivilen Vertrag, sei es einen Staatsvertrag, so 
ist doch die elementare Voraussetzung eines 
Vertragsabschlusses wenigstens ein Minimum 
von Garantien, daß der Vertrag auch ein­
gehalten wird. (Heftige Zwischenrufe bei den 
Regierungsparleien.) Was hat es für einen 
Sinn, Verträge abzuschließen, die nicht ein­
gehalten werden 1 Nun hat die Sowjetunion 
darauf hingewiesen, daß im Falle Triest 
ein solcher bindender Vertrag abgeschlossen, 
aber - sehr in der Nähe von Österreich -
nicht eingehalten wurde. Ja ich füge hinzu : 
Die Westmächte leugnen gar nicht, daß sie 
den Vertrag gebrochen haben. Die Westmächte 
begründen den Vertragsbruch damit - ich 
könnte das aus westlichen Zeitungen vor­
lesen - :  dieser Vertrag sei duroh die Ereignisse 
überholt. 

Aber das Wesen von Verträgen in einer 
Welt sich ständig ändernder Situationen ist 
doch, daß man irgend etwas Stabiles, irgend 
etwas wenigstens vorübergehend Dauerhaftes 
schafft. Was ist denn ein Vertrag, von dem 
einer der Vertragspartner einfach erklären 
kann, er sei überholt � Gewiß, auch Verträge 
können überholt sein, aber das müssen doch 
alle Vertragschließenden gemeinsam erklären. 

. Es ist also durchaus nicht einzusehen, daß 
die österreichische Regierung so gar keinen 
Wert darauf legt,- daß Verträge eingehalten 
werden, daß sie also offenbar der Anschauung 
ist, daß der Staatsvertrag ohnehin so unter­
schrieben wird wie der Vertrag über Triest ; 
ob er eingehalten wird, ist eine andere Sache. 
(Abg. lng. Raab : Ihr Verrat ist konstant !) 

Warum unterstützt die österreichische 
Regierung einen solchen Vorschlag nicht � 
(Abg. Ing. Raab : Verdrehen Bie nicht die 
Tatsachen !) Entweder es gibt nichts zu 
verbergen - dann kann man eine Kom­
mission ohne weiteres hineinlassen ; oder es 
gibt etwas zu verbergen - dann wird eine 
solche Kommission zur Notwendigkeit. Nun 
sagt der Herr Außenminister - seltsam für 
einen Außenminister -: Das wäre eine so 
schwierige Prozedur, bis man da zu einem 
Bericht gelangen würde, das hätte alles 
keinen Sinn. Ja, wenn das die Grundauf­
fassung des Herrn Außenministers ist, es habe 
keinen Sinn, daß man zu Verhandlungen 
�usammenkommt, es komme ja so nichts dabei 
heraus : Wozu braucht man dann einen Außen­
minister, wozu die Diplomatie � Es' ist ja das 
Wesen der Außenpolitik - gewiß, sie ist nicht 
leicht -, daß man verhandelt, daß es eine 
Zeit dauert, daß es schwierig ist, daß man 
aber doch zu einem Ergebnis gelangt. Wenn 
man darauf verzichtet, wenn man erklärt, 
zu solchen _ Ergebnissen kann man ·nicht 
kommen, dann gibt es nur eine Alternative, 
und das ist Krieg ! Verständigung, so schwierig, 
so kompliziert und so langwierig sie sein mag, 
und jede Verhandlung, auch eine ergebnislose, 
ist immer noch besser, als wenn die Kanonen 
gegeneinander sprechen. Ich sage es offen : 
Für die Menschheit sind zweihundert ergebnis­
lose Sitzungen · besser als eine erfolgreiche 
Schlacht, in der schon die Kanonen, in der 
schon die Waffen gegeneinander sprechen. 
(Bundesminister Dr. Gruber:  Warum sind 
die Russen nicht nach London gegangen ?) 
Das fragen Sie die Russen, Herr Außenminister ! 
Fragen Sie die Russen ! Es ist Ihre Funktion, 
es ist Ihr Recht als Außenminister , die Russen 
zu fragen, fragen Sie nicht mich I Wenn 
Sie eine solche Frage haben, wenden Sie sich 
an die Russen I (Lebhafte Zwischenrufe. -
Abg. Prob8t:  Sie dürfen nicht fragen ! -:­
Abg. Ing. Raab:  Bie haben nur zu gehorchen !) 

Nun, meine Damen und Herren, zu der Diese ganze Politik, die bewußte Preisgabe 
vielbesprochenen Frage der Remilitarisierung der Neutralität wird damit begründet, wie es 
Österreichs ! Sie erklären - die Regierung der Abg. Koref mit den üblichen allgemeinen 
erklärt es -, es g�be keine amerikanische Phrasen erklärt hat, die wir an ihm schon 
Militarisierung in Osterreich, es gebe keine 

I 
gewöhnt sind, es handle sich darum, die 

amerik�nischen Kriegs�orbereitunge� . in w�s�liche, die abendlä.ndische �ul�ur z� ve;­
ÖsterreIch, das alles selen kommUDlstische teIdlgen. Herr Abg. Koref, SIe smd hier In 
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eme sonderbare Kampfgemeinschaft mit den 
Mördern in Griechenland, die Freiheitskämpfer 
hinrichten, hineingegangen. Ich erinnere mich 
an eine Nummer der "Arbeiter-Zeitung", in 
der Sigmund Kunfi leidenschaftlich für Sacco 
und Vanzetti geschrieben hat. (Abg. Doktor 
K ore l :  Sckämen Sie sich!) Jet24t schweigen 
Sie nicht nur 24U solchen Morden, zu solchen 
Verbrechen an Freiheitskämpfern in Griechen­
land, sondern Seite an Seite mit diesen Henkern 
verteidigen Sie die "abendländische Kultur" ! 
Und zu den Verteidigern der abendländischen 
Kultur gehört der Herr Franco, der dort am 
laufenden Band hinrichtet, der dort Streiks 
blutig niederwirft, der dort Freiheitskämpfer 
in den Kerker wirft ! Auch das ist einer der 
Verteidiger der abendländischen Zivilisation. 
geworden. (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren ! Diese abend­
ländische Zivilisation wird in Amerika dadurch 
verteidigt, daß man den Schriftsteller Howard 
Fast eingesperrt hat, nur darum, weil er nicht 
die Namen von Spanienkämpfern preisgegeben 
hat. (Lebhafter Widerspruch bei der () V P und 
den Sozialisten. - Abg. Probst :  Was ist mit 
Anna Ketkly ! - Abg. Born : Wo ist Anna 
Kitkly ? - Weitere Zwischenrufe.) Sie wird 
verteidigt dadurch, daß · man Kommunisten 
vor Gericht stellt und zu jahrelangem Kerker 
verurteilt, nur darum, weil sie sich zum 
Kommunistischen Manifest bekennen, ja noch 
mehr, man stellte die Verteidiger dieser 
Kommunisten vor Gericht und verurteilte sie, 
weil sie es gewagt haben, in dieser Welt der 
Freiheit einen Kommunisten zu verteidigen. 
Das ist die Welt der Freiheit, ist die abend­
ländische Kultur, die Sie da · gemeinsam 
verteidigen ! 

Und ich frage Sie weiter : Wer verkörpert 
für Sie mehr die abendländische Kultur � Der 
General Eisenhower oder der Nobelpreisträger 
Joliot-Curie � Joliot-Curie ist nicht abend­
ländische Kultur, aber Eisenhower ist abend­
ländische Kultur ! Die Dichter Thomas Mann, 
Berthold Brecht, Anna Segers, das ist nicht 
abendländische Kultur, aber Franco und die 
Henker in Griechenland, das ist abendländische 
Kultur ! (Lebhafte Zwischenrufe bei den Re. 
gierungsparteien.) Und ich frage Sie weiter 
(Abg. Gabriele Proft: Wo ist Anna Kethly ? ­
anhaltende Zwischenru,fe - der Prä s i  de n t gibt 
das f)lockenzeichen) : Was verteidigen Sie da 
gegen wen ? Verteidigen Sie Coca Cola, ver­
teidigen Sie die Gangsterfilme, verteidigen Sie 
diesen ganzen Schmutz und Schund, der da 
als abendländische Kultur hereingeschwemmt 
wird � (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Meine Damen und Herren ! Wir sind für 
Europa. (Anhaltende lebhafte Unruhe.) Wir 
sind für Europa, wir sind für das ganze, für 

das ungeteilte Europa (Unruhe - der Prä­
si den t gibt wiederholt das · Glockenzeichen), wir 
sind für ein Europa, zu dem nicht nur Goethe 
und Beethoven, nicht nur Shakespeare . und 
Balzac gehören, wir sind für ein Europa, zu 
dem auch Tolstoi und Dostojewskij, Puschkin 
und Tschernischewski gehören. Wir sind für 
ein Europa der Kultur. (Abg. A ltenburger : 
Sprechen Sie von Ottillinger !  Sprechen Sie von 
Osterreich ! Sprechen Sie von denen, die noch 
draufJen sind ! Darüber sprechen Sie ! N ich{ von 
Griechenland ! - Weitere Zwischenrufe.) 

Wenn Sie sich in eine solche Kampfgemein­
schaft hineinbegeben, dann wird es immer 
klarer J welche Freiheit Sie eigentlich zu ver­
teidigen gedenken. (Zwischenrufe des Abg. 
A ltenburger.) 

Präsident: Herr Abg. Altenburger ! (Abg. 
t1 l tenburge r:  Von eurer Kommandantur, von 
der Wasagasse, darüber sprechen Sie ! Sprechen 
Sie von den Osterreichern ! Wo sind die ? 
Sprechen Sie von der Frau Ottillinger ! Wo ist 
sie ? Schweigen Sie nicht darüber ! Geben Sie 
Antwort ! Sprechen Sie von den Tausenden, die 
noch in RufJland sind ! Sie personifizierte 
Kommandantura ! Große Unruhe und, 
Lärm.) 

Abg. Ernst Fischer (fortsetzend) : Es ist 
nach a1l den Dingen, die hier bekanntgegeben 
wurden, vollkommen klar, daß sich die öster­
reichische Regierung offenbar endgültig ent­
schlossen hat, einen äußerst gefahrlichen Weg 
zu beschreiten und zu Ende zu gehen, einen 
Weg in die Katastrophe Österreichs. (Abg. 
A ltenburge r:  Wo ist Ottillinger ?) 

Wenn Sie hier eine große nationale Kund­
gebung beabsichtigt hätten - und das wäre 
möglich gewesen, und es wäre nichts dagegen 
einzuwenden gewesen -, dann hätten Sie 
nicht die Frage der Unabhängigkeit, die Frage 
der Freiheit in einem Resolutionsentwurf ver­
knüpft . mit der kleinlichen Hetze gegen die 
USIA. (Abg. A l tenburge r:  Wo sind die, die 
ihr außer Landes gebracht habt ? Darüber sollt ihr 
reden !) Diese Verknüpfung der Frage der 
Freiheit, des Friedens, der Unabhängigkeit mit 
einer kleinlichen Hetze zeigt, daß es Ihnen um 
die Hetze geht (lebhafter Widerspruch - der 
Präsident gibt das Glockenzeichen), zeigt, daß 
es Ihnen um die Verschärfung des Kalten 
Krieges geht, um eine Verschärfung, die Sie 
vielleicht eines Tages am meisten bedauern 
werden, um eine Verschärfung, die nicht nur 
in das Unglück Österreichs hineinführt, sondern 
um eine Verschärfung, die Sie einst zu ver­
antworten haben werden vor dem ganzen 
österreichischen Volk. (Abg. A ltenburger:  
Sprechen Sie von � Osterreichern ! Wo sind 
sie ? Geben Sie Antwort ! - Abg. Bonne r: Eine 
Zwangsjacke für AZtenburger ! - Abg. A lte n-

86. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 37 von 56

www.parlament.gv.at



3290 86. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. � 2. April 1952 

burger :  Wo sind unsere lJsterreicker ? Wo sind Ich glaube, Herr Abg. Fischer hat uns 
unsere Gefangenen ? Darauf wollen wir Antwort! einen Beweis für das Gegenteil geliefert. Er 
Sie personifizierte russische Kommandantura ! hat meine heutige Rede 2ium Anlaß genommen, 
Wo sind die Österreicker ? - Weitere Zwischen- um wesentliche Teile aus ihr in- der üblichen 
rufe.) Weise 2iU verdrehen �nd umzufälschen. (Abg. 

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr Ha unschmidt:  Das macht er ja immer !) 
Bundesminister für die Auswärtigen Angelegen- Ich glaube, das Hohe Haus war selbst Zeuge, 

heiten. Ich bitte, endlich Ruhe zu halten ! daß ich dem Hohen Haus heute mitgeteilt habe : 
(Abg. A ltenburger:  Abg. Fischer ! Wo sind Es ist die Auffassung der Österreichischen 
die Osterreicher ? Nicht die Griechen ! . Wo ist Bundesregierung, daß wir auf dem Boden der 
Frau Dr. Ottillinger ? Wo sind sie ? � Abg. völkerrechtlichen Neutralität stehen, daß aber 
Ho n n e f· : Wo sind die Osterreicher , die ihr 1934 jene Neutralität, die uns Herr Fischer einreden 

p,n den Galgen gebracht habt ? - Abg. Koplenig : möchte, game etwas anderes bedeutet, daß es 
Wo sind die Osterreicker, die ihr an den Galgen jene Neutralität ist, die uns zum Pfeifendeekel 
gebracht habt ? - Abg. A ltenb urge r:  Ohne der kommunistischen Ideologie degradieren 
Urteil sind sie verschwunden ! _ Abg. Kople- soll (starker Beifall bei den Regierungs­
nig : Ihr habt sie an den Galgen gebracht ! So parteien) - und eine solche Neutralität 
schauen sie aus, die Vorkämpfer der Freiheit !  _ lehnen wir entschieden ab. (Zustimmung.) 
Abg. A ltenb urge r :  Sie personifizierte Kom- Niemals haben wir uns in unserer Sprache 
marulantura ! - Der Präs i d e n t  gibt wieder- und schon gar nicht in unseren diplomatischen 
holt das Glockenzeichen.) Aktionen gegen jene echte Neutralität gewendet, 

Ich bitte um Ruhe I (Abg. Probst die zum Gedankengut unseres Volkes gehört. 
zu Abg. Koplenig : Reg dich nicht auf ! Du Aber diese Neutralität des Herrn Fischer, 
warst 1934 gar nicht da, du bist 1933 davon- die nichts anderes als ein Abklatsch aus den 
gelaufen, du Feigling ! - Zwischenrufe beim Anweisungen der Kominformagenten ist, 
Linksblock. - Abg. Prinke:  Ihr ganz gemeinen lehnen wir entschieden ab. Nur diese Neu­
Stiefellecker ! - Abg. Kople nig : Leute mit tralität habe ich als Trojanisches Pferd . be­
einer solchen Vergangenheit sollen nicht von zeichnet, das da2;U dienen soll, das 2jU ermög­
F'reiheit reden, weil sie kein Recht dazu haben ! lichen, was Ihnen mit dem Stimmzettel , durch 
- Abg. Ing. Baab : Schweigen Sie ! Sie haben so viele Jahre nicht gelungen ist, die Sie 
alle Ur8ache, hier zu schweigen ! - Abg. vergeblich hinausgegangen sind, um das öster­
Machunz e :  Wieviel Rubel bekommen Sie für reichische Volk nicht nur mit Hilfe Ihrer 
die heutige Sitzung ? - Wiederholtes Glocken- Beredsamkeit, sondern auch durch Drohungen 
zeichen.) mit dem Schatten der russischen Bajonette 

Ich bitte zu bedenken, daß wir im Parlament in Ihr Lager 2jU ziehen. (Abg. Wallne r  
sind und nicht in einer Bude ! Das Wort hat zum Linksblock : Schämt euch !) Das ist miß­
der Herr Minister f lungen, dank der starken Disziplin und des 

Freiheitswillens des österreichischen Volkes. Bundesminister für die Auswärtigen An-
gelegenheiten Dr. Kar! Gruber: Hohes Haus ! Und das, meine verehrten Herren vom Links-
Ich bin nicht mit dem Ehrgeiz heute in dieses block, wird Ihnen weder durch Verdrehungen 
Haus gekommen, die Kommunisten von den noch durch noch so heftige Reden gelingen. 

Prinzipien der österreichischen Außenpolitik Solange die Fünfte Kolonne in diesem Hause 
zu über2jeugen ; denn ich bin sicher, das würde aus fünf Mitgliedern besteht, haben wir nicht 

mir nur dann gelingen, wenn ich mich mit die Absicht, uns hier einschüchtern zu lassen. 
den Prinzipien der sowjetischen Außenpolitik (Lebhafter anhaltender Beifall bei den Regie­

befassen würde. Ich verstehe auch sehr wohl, rungsparteien.) 
daß die Mitglieder' dieser Partei, deren Heimat Der Herr Abg. Fischer hat uns dann in 
- deren geistige Heimat zumindest - nicht beredsamer Weise darzutun versucht, ' daß 
in unserem Lande ist, eine andere Auffassung Verträge, Zusicherungen das einzige stabile 
haben als die unsere. Trotzdem wäre ich Element in einer Welt der Be,wegung, in einer 
immer bereit, mich mit ihrer Auffassung Welt des Umsturzes, in der 'Welt von heute 
auseinanderzusetzen. Auseinandersetzen kann sind. Da möchte ich Ihnen nur antworten : 
man sich aber nur mit Leuten, die zumindest Sagen Sie das bei Ihren guten Beziehungen 
in derselben Begriffswelt zu denken und 2jU dem Herrn Botschafter Zarubin, der mir 
sprechen bereit sind (Abg. H onner:  In der persönlich erklärt hat : Verlassen Sie sich 
amerikanischen !),  die dann, wenn man die darauf, wenn die Forderungen aus dem 
weiße Farbe bezeichnet, die weiße Farbe Deutschen Eigentum erfüllt sind, gibt es in 
meinen und nicht die rote, und wenn man dem Vertrag keine Fragen mehr, die nicht 
schwarz meint, die schwarze bezeichnen und sofort und schnell lösbar sind ! Wo bleibt da 
nicht die blaue. die Zusicherung 1 Und wo bleibt die Unter-

86. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)38 von 56

www.parlament.gv.at



86. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. GP. - 2. April 1952 3291 

schrift des Herrn Außenministers Wyschinski, 
die ich heute zitiert habe, der seine Unterschrift 
unter ein Dokument geset�t hat, in dem klar 
die Grundsätze des österreichischen Vertrages 
ausgezeichnet wurden. Da war nirgends die 
Rede von der Frage Triest, da war auch keine 
Rede von der Remilitarisierung und von der 
Denazifizierung und von allen anderen Dingen, 
die inzwischen da�ugekommen sind. 

Und wenn Sie heute noch da�u gesagt haben : 
Verhandlungen, selbst nut�lose Verhandlungen 
sind besser als der Krieg !,  so muß ich sagen : 
Ja, selbstverständlich sind wir auch dieser 
Meinung. Aber, verehrter Herr Abg. Fischer, 
warum ist dann die sowjetische Diplomatie 
nicht nach London gegangen, um dort zu 
diskutieren, um dort �u verhandeln 1 Warum 
hat sie dann die Verhandlungen abgelehnt 1 
Sie haben hier vorhin gesagt : Da müssen 
Sie die Russen fragen ! Wir haben die Russen' 
darüber gefragt, wir haben aber darauf keine 
befriedigende Antwort erhalten . 

Ich kann Ihnen versichern - und nun 
komme ich zum wesentlichsten Teil meiner 
Ausführungen, weshalb ich mich sofort zum 
Worte gemeldet habe : Ich habe in viel­
stündigen Diskussionen mit dem Herrn Außen­
minister Wyschinski, mit einer ganzen Reihe 
von hohen sowjetischen Diplomaten das öster­
reichische Problem wiederholt und lange er­
örtert. Die Formel, auf die praktisch von den 
sowjetischen Diplomaten die sowjetische Ein­
stellung zur österreichischen Frage gebracht 
wurde, hat kur� und bündig folgendermaßen 
?elautet : In einer Zeit der Spannungen, 
In der wir nicht wissen, wie sich die weitere 
europäische Geschichte und die Weltgeschichte 
überhaupt bewegen wird, in der wir nicht 
wissen, ob es zu einer Verständigung oder ob 
es . zum Krieg kommt, können wir nicht 
riskieren, weitere Positionen zu räumen. (Hört ! 
Hört !-Rufe bei den Regierungsparteien. - Ruf 
bei . der (j V P : Was sagen Sie jetzt zu den 
Russen ?) Ob Sie diese Auffassung für berech­
tigt halten oder nicht, das ist Ihre Angelegen­
heit. Aber es ist dann Heuchelei und Ver­
drehung, zu erklären, daß dann, wenn wir 

. unsere Politik 'ändern, die Sowjetunion bereit 
wäre, dieses Land zu räumen. 

Wir wissen sehr gut, daß erst gewisse welt­
politische Konstellationen die Räumung des 
Landes herbeiführen werden. Ich habe es 
wiederholt klargemacht, daß wir nie an eine 
Lösung der Gewalt gedacht haben, daß wir 
immer an eine Lösung des Friedens appelliert 
haben ; ich bin auch überzeugt, diese Lösung 
des Friedens wird kommen. 

Sie haben uns hier die präzise Frage gestellt : 
Wie soll das weitergehen � Ja, Herr Abg. 
Fischer, diese Frage besteht nicht nur für das 

österreichische Volk, diese Frage besteht für 
alle Völker westlich und östlich von uns und 
nicht zuletzt für die Sowjetunion. Wie soll 
das weitergehen, wenn es durch ständige 
Verschleppung, durch Sabotage des Friedens 
nicht zu echten Friedensbesprechungen kommt � 
Und deshalb sage ich Ihnen, weil die Antwort 
auf die Frage "Wie soll das weitergehen � "  
von den großen Mächten gegeben werden muß, 
weil sie gegeben werden wird und weil Tag 
für Tag und Monat für Monat mehr diese 
Einsicht Platz greift, daß auf diese Frage eine 
konstruktive und friedliche Antwort gefun4en 
werden muß. Darauf können wir unsere 
Hoffnung basieren, daß auch die österreichische 
Fra�e damit ihre Lösung findet. 

Und wenn Sie uns gefragt haben, was wir bis 
dorthin als unsere Aufgabe ansehen, so kann 
ich Ihnen auch die Antwort geben : Den 
zwar mühseligen Weg, aber auch den erfolg­
reichen Weg fortzusetzen , die österreichische 
Freiheit �u verteidigen lind das Leben dieses 
Landes zu sichern ! Und trotz Ihrer sehr 
intensiven Anstrengungen, Herr Abg. Fischer, 
sind wir bis heute noch nicht zugrunde ge­
gangen, und wir haben auch die Absicht, diese 
Freiheit weiter zu bewahren. Wir werden 
diese Freiheit vorwärtstragen bis zu dem Tage, 
an dem auch den großen Mächten die Antwort 
auf die Frage "Wie soll es weitergehen � "  
so unter den Nägeln brennt, daß sie bereit 
sind, zu raschen und schnellen Lösungen zu 
kommen. 

Und zum Schluß, Herr Abg. Fischer, noch 
eines : Sie reden hier immer davon, daß wir 
uns verantworten werden müssen - die 
österreichische Regierung und die österreichi­
schen Diplomaten und ich weiß nicht wer 
noch alles. Meine sehr verehrten Herren ! 
Den Tag werden Sie nicht erleben, wo wir 
uns in der Wasagasse verantworten werden ! 
(Starker BeifaU bei den Regierungsparteien. -
Abg. Ge issl inger :  Den Russen wird es einmal 
zu dumm werd�n !) Aber ob Sie sich nicht ein­
mal verantworten werden müssen, verant­
worten werden müssen vor einem öster­
reichischen Forum für jene Akte, die Sie in 
der schwersten Stunde unseres Vaterlandes 
begangen haben, darauf möchte ich nicht so 
sicher meine Hand legen. Ich kann Ihnen 
gan� offen sagen : Gewiß, unsere Zeit ist mit 
Gefahren verbunden, und es mag sein, daß der 
eine oder der andere von uns diesen Gefahren 
eines Tages erliegen wird. (Abg. Koplenig :  
Sie nicht, denn Sie reißen rechtzeitig aus ! -
Ruf bei der (j V P: Ihr werdet bekommen, was 
ihr braucht ! - Ruf beim Linksblock : Politische 
Deserteure ! - Abg. Prinlce : Wo wart ihr 1938 ? 
In Moslcau !) Aber eines kann ich Ihnen mit 
Sicherheit sagen : Trotz dieser Schwierigkeiten, 
trotz dieser Nervenanstrengung, die uns 
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zweifellos diese Zeit kostet, möchte ich nicht 
eine . Minute in Ihrer Haut stecken ; denn mit 
uns wird eines Tages die Freiheit in dieses 
Land ziehen. Wohin Sie dann zu ziehen 
gezwungen sein werden, das überlasse ich dem 
zuständigen Forum des österreichischen Volkes. 
(Starker anhaltender Beifall bei Gv P und 
spG. - Lebhafte Zwischenrufe.) 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. 
Dr. Kraus. (Heftige Zwischenrufe beim Links­
bloclc. - Abg. Geissli nge r :  Euch wird das 
Lachen noch vergehen !) 

Das Wort hat der Herr Abg. Kraus. Ich 
bitte um Ruhe. (Anhaltende Zwischenrufe.) 

Abg. Dr. Rerbert Kraus: Hohes H&us ! 
Man kann zuweilen den Eindruck gewinnen, 
daß sich die Weltöffentlichkeit allmählich an 
den unmöglichen Zustand gewöhnt hat, in 
dem sich unser Österreich befindet. Es ist so, 
als ob man es als eine Selbstverständlichkeit 
hinnehmen müßte, daß wir im Zentrum 
Europas nun schon im siebenten Jahr von vier 
verschiedenen Mächten besetzt sind. Aus 
diesem Grunde ist es auch nach unserer Mei­
nung hoch an der Zeit, daß die gesamte Volks­
vertretung dagegen protestiert und zu� Aus­
druck bringt, daß dieser .zustand keine Selbst­
verständlichkeit ist. 

Seit sieben Jahren spricht die gesamte 
alliierte Propagandamaschine von dem großen 
Unrecht der sogenannten Hitlerischen Be­
setzung Österreichs. Ich glaube, die Herren 
Allüerten sollten das Wort "Besetzungs­
unrecht" nicht zu oft in den Mund nehmen ; 
denn das, was sie tun, ist �umindest genau 
dasselbe Unrecht. Genau so wie damals 
werden Menschen verschleppt, genau so wie 
damals sind Leute ins Konzentrationslager 
gekommen, genau so wie damals wird das 
primitivste Menschenrecht · geknechtet. In­
folgedessen wäre es besser, wenn die Allüerten 
in ihrer diesbezüglichen Propaganda etwas 
zurückhaltender wären. 

Man wird vielleicht einwenden, es könne 
der beste Mann keinen Frieden machen, wenn 
es der bösen vierten Besatzungsmacht nicht 
gefällt, einem solchen Frieden zuzustimmen. 
:pem ist aber eines entgegenzuhalten : Wir 
müssen hier zum Ausdruck bringen, daß alle 
vier Besat�ungsmächte für unser Unglück, 
für den der�eitigen Zustand Österreichs genau 
in gleicher Weise verantwortlich sind. Ich 
würde es bedauern, wenn die heutige Kund­
gebung der österreichischen Volksvertretung 
lediglich die Demonstration gegen eine einzige 
Besatzungsmacht wäre. Es muß festgestellt 
werden, daß, angefangen von Jalta bis Potsdam, 
alle vier allüerten Mächte aus freiem Willens­
entschluß heraus dem zugestimmt ha.ben, was 

zu unserem der�eitigen Zustand geführt hat. 
Infolgedessen ist festzustellen, daß alle vier 
Besatzungsmächte gleich verpflichtet sind, 
uns aus diesem Zustand herauszuführen. (Abg. 
Ha r tl e b : Sehr richtig !) Infolgedessen ist 
auch festzustellen, daß - insofern es über­
haupt eine internationale Moral gibt - alle 
vier Besatzungsmächte sehr tief in unserer 
Schuld stecken. (Zustimmung beim KdU.) 

Man ha.t manchmal den Eindruck, daß die 
allüerte Propaganda mit einer gewissen über­
heblichkeit vom österreichischen Volk spricht 
und so tut, als ob das österreichische Volk die 
Schuld an seinem derzeitigen Zustand trüge. 

Gestatten Sie, daß ich einen Augenblick 
in die Vergangenheit �urückgehe. Bis zum 
Jahre 1938 sind wir - offen gesprochen -
sehr am Gängelband zweier heutiger Be­
sat�ungsmächte gehangen. Man hat uns jede 
engere wirtschaftliche Zusammenarbeit mit 
unseren Nachbarn verboten, man hat in unsere 
Innenpolitik hineingesprochen und als Prätext 
dafür angegeben, daß unsere gan�e staatliche 
Existenz lediglich an der Garantie dieser 
alliierten Großmächte, England und Frank­
reich, hänge. 

Aber was haben diese beiden Großmächte 
im Jahre 1938 getan, als diese Garantie 
hätte effektuiert werden sollen � Sie haben 
eine außerordentlich klägliche Rolle gespielt. 
Das einzige, was sie gemacht haben, war, daß 
einige Zeitungen bedauernde Leita.rtikel über 
Österreich geschrieben haben. Andere Leit­
artikel haben uns jedoch sogar noch mit Hohn 
übergossen. So hat der damals so berühmte 
Korrespondent der englischen Zeitung "DaHy 
MaH" vom Lin24er Balkon zusammen mit 
Hitler den Anschluß Österreichs an Deutsch­
land begrüßt ; so hat die damalige Moskauer 
"Prawda" einen spöttischen und höhnischen 
Artikel über Österreich geschrieben ; so hat 
Jugoslawien im Jahre 1938 eine Ehren­
kompagnie an die Grenze geschickt, um diesen 
Anschluß zu begrüßen. Und j�tzt tun diese 
Besatzungsmächte so, als ob Osterreich eine 
Schuld hätte ! 

Nichts, so gut wie gar nichts, kann man 
Österreich vorwerfen, aber alles kann man den 
Alliierten vorwerfen ! Der einzige Unterschied 
besteht darin, daß die Alliierten eine unge­
heure Propagandamaschine haben und daß 
wir keine solche Propaganda haben, um die 
Weltöffentlichkeit beeinflussen zu können -
höchstens daß wir uns aus innenpolitischer 
Kurzsichtigkeit heraus �uweilen parteipolitische 
Vorwürfe machen und daraus künstlich An­
schuldigungen konstruieren, die einen falschen 
Schein von Schuld erwecken können, · was 
die Alliierten natürlich aufgreifen, um sich 
daraus ihre Tugend und ihre Schuldlosigkeit 
zu erheucheln. 
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Es wäre infolgedessen zweckmäßiger, wenn des Rundfunks. Es ist nicht nur die östliche 
die allüerten Besatzungsmächte etwas be- Besatzungsmacht, sondern es sind auch die 
scheidener wären, ihre Schuld einbekennen westlichen, welche uns in einer geradezu un­
und · daraus die Konsequenzen ziehen würden, erträglichen Weise ständig mit ihren Propa­
und zwar vor allem in bezug auf das, was gandasendungen überschütten, als ob wir 
heute so oft erwähnt wurde, nämlich die irgendwelche zu kultivierende Neger wären. 
Räumung unseres Landes. Dabei möchte ich (Abg. HartZeb :  Sehr richtig !) Wir sind 
den Herrn Außenminister auffordern, den nicht etwa kleinlich und lassen uns auch 
Posten in der Endabrechnung, der da heißt gerne einmal etwas von den Zmtänden in 
"wirtschaftliche Ausbeutung unseres Landes", anderen Ländern erzählen. Aber das, was uns 
nicht nur gegenüber der einen Seite, sondern jeden Tag in vier, fünf Sendungen, noch dazu 
auch gegenüber der anderen Seite genau fest- während der · besten Zeit, vorgesetzt wird : 
zulegen und geltend zu machen. Die Kon- "Stimme Amerikas", , ;Amerika ruft Oster­
sequenzen zu ziehen hätten sie aber auch in reich" - und ich weiß nicht, wie das alles 
bezug auf die aktuelle Besatzungspolitik. heißt -, das ist schon nicht mehr erträglich 

/ Es widert einen geradezu an, wenn man im und keineswegs zu rechtfertigen. 
Rundfunk bei jeder Gelegenheit hören und in Wie sind damit die genannten Erklärungen 
der Presse bei jeder Gelegenheit lesen kann, der Hochkommissare bezüglich ihrer Sorge 
wie die Vertreter der alliierten Besatzungs- um unsere Selbständigkeit in Einklang zu 
mächte bei jedem Festessen zum Ausdruck bringen � Wir haben nichts gegen diese Völker. 
bringen, daß sie kein höheres Anliegen haben, Im Gegenteil, wir sind außerordentlich inter­
als uns Österreichern die Freiheit und Selb- essiert, ohne jeden Nationalitätenhaß, auf 
ständigkeit zurückzugeben. Man müßte diesen das friedlichste mit ihnen zusammenzuarbeiten. 
Beteuerungen gegenüber, und zwar ohne Aber zuerst sollen sie uns unsere Freiheit und 
Unterschied, ob sie von Westen oder Osten unser Recht zurückgeben, und dann reden 
kommen, klar zum Ausdruck bringen, daß wir über andere Dinge. 
die Besatzungsmächte es ja in der Hand In diesem Zusammenhang muß ich auf 
haben: wenigstens den jetzigen Zustand Öster- die bisherige Staatsvertragspolitik der Öster­
reichs zu erleichtern. Ich muß da einige reichischen Bundesregierung eingehen. Zu­
Einzelheiten anführen. nächst einmal die Frage : Was heißt eigentlich 

Wie kommt das österreichische Volk dazu, "Staatsvertrag" � Nach dem bisher geltenden 
da dieser Besatzungszustand doch widerrecht- Völkerrecht gibt es diesen Begriff des 
lieh, völlig unmotiviert und unmoralisch ist, Staatsvertrages gar nicht. Es gibt einen 
weiterhin noch Besatzungskosten zu zahlen � .  Friedensvertrag mit einem kriegführenden 
Wie kommt die österreichische Bevölkerung Land, und es gibt eine Vereinbarung über die 
dazu, auf Tausende von Häusern, Wohnungen, Räumung eines irrtümlich besetzten Landes. 
Hotels usw. zu verzichten � Wenn sich die Aber etwas anderes gibt es nicht. Wir hätten 
Besatzungsmächte untereinander nicht einigen es uns von allem Anfang an nicht gefallen 
können, dann sollen sie doch das tun, was man lassen dürfen, daß man uns mit dem Ausdruck 
in einem besiegten Land, nach dem ersten .,Staatsvertrag" daherkommt. Ich verstehe 
.Weltkrieg gegenüber Deutschland bei der es : wir waren damalS in einer schwierigen 
alliierten Rheinland-Besatzung, gemacht , hat : Situation, in einer gewissen Gemütsdepression 
dann sollen sie sich ihre Häuser selber bauen. und im Zustand der Sohwäohe, in einem 
Es wäre hoch an der Zeit, daß auoh von seiten Zustand, den der Strafrichter mit dem typi­
der österreichischen Regierung solche Dinge sehen Zustand der Erpressung bezeichnen 
entsprechend klar vorgebracht werden. Die würde. (Abg. Dr. Pitte rmann: Wir waren 
Vertreter dieser Mächte sind im Verhältnis mit " Kalorien " gefüttert !) 
zur Armut unseres Volkes mit einer Wohl- Was damals getan wurde, um den sogenannten 
habenheit ausgestattet, die unserer Bevölke- Staatsvertrag irgendwie ergattern zu können, 
rung oft sehr deutlich in die Augen fällt. Da ist aber keineswegs mit dem zu vereinbaren, 
kann man es nicht verstehen, daß diese was heute der Herr Abg. Dr. Gorbach mit 
amerikanischen, französischen, englischen und den Worten "Haltung und Würde" bezeichnet 
russischen Offi�iere sogar- unsere Möbel, Teller hat. Um den Staatsvertrag zu erkaufen - so 
und Hausgeräte, und was es alles gibt, benützen, hat es damals geheißen -, hat man jene 
weil sie nicht den Willen haben, sich ·diese himmelschreiende NS-Gesetzgebung gemacht. 
Dinge selber zu kaufen. Sie sollen doch Um den Staatsvertrag zu erkaufen, hat man 
wenigstens einmal diese Dinge herausgeben gegen besseres Wissen jene Rückstellungs­
und dem Grundsat� der Heiligkeit des Privat- gesetze beschlossen, die keineswegs mit den 
eigentums Rechnung tragen. Grundprinzipien unserer Reohtsordnung zu 

Ein weiteres, in dem sie uns heute schon vereinbaren sind. Wegen dieses Staatsvertrages 
entgegenkommen können, is"t die Handhabung hat man voreilig einer Verstaatlichung zu-
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gestimmt, wie sie niemals dem Wunsche der daß es Österreich verboten ist, eine wirtschaft­
Mehrheit unseres Volkes entspricht. (Abg. liehe und politische Bindung mit Deutschland 
Dr. Pitterma n n :  Wieso ?) Ich habe schon im ein?<ugehen. Ich spreche nicht deswegen davon, 
Jahre 1947, noch bevor ich in die Politik weil ich die Absicht hätte, einen Anschluß zu 
eingetreten bin, in einem Artikel (Zwischen- propagieren, sondern weil wir darin die Gefahr 
rufe) auf das schärfste gegen die NS-Gesetz- sehen, daß eine böswillige Macht diesen Artikel 
gebung Stellung genommen (Abg. Dr. Pitter- eines schönen Tages so auslegen könnte, daß 
mann : Damals haben Sie noch fürs Vaterland Österreich niemals einem geeinten Europa bei­
gezittert !) und bin gegen den Grundsat?< treten könnte. Unsere Fraktion wird niemals 
aufgetreten, daß man sich damit den Staats- einer Bestimmung zustimmen, die uns dieses 
vertrag erkaufen könne. Ich wurde deshalb Recht vorenthalten könnte. Ich könnte mir 
von verschiedenen Seiten der Regierungs- vorstellen, daß durch die Einfügung des Wört­
parteien auf das heftigste angegriffen. Ich habe leins "einseitige" entsprechende Mißdeutungen 
es damals schon ausgesprochen, daß es sich von vornherein ausgeschlossen werden könnten. 
niemals lohnt, heilige Grundsätze aufzugeben, Denn uns ist die Einigung Europas und die 
um sich damit hintenherum einen Staatsvertrag Teilnahme Österreichs daran ein größeres 
zu ergattern. Und wie hat mir die Geschichte Anliegen als den meisten anderen Parteien, 
recht gegeben ! (Abg. Dr. Pittermann : in deren Programm dieser Punkt schon all­
"Sauberkeit gab ich für Papier I") Damals gemein üblich ist. Wir sind der Meinung, daß 
wurde mir erklärt : Warten Sie nur einige es die Aufgabe Österreichs wäre, sich nicht 
Wochen oder Monate, dann werden Sie den bloß niit eingliedern zu lassen in ein geeintes 
Preis für diese Gewissensopfer sehen. Jetd Europa, sondern aktiven Anteil zu nehmen 
haben wir aber den inneren Unfrieden, jet?<t und sein historisches Talent, Völker zusammen­
haben wir die innere Ungerechtigkeit, und zuführen, auch heute wieder unter Beweis zu 
trotzdem bekommen wir keinen Staatsvertrag. stellen. 
Es wäre hoch an der Zeit, daß man alles, Der Herr Außenminister hat in seiner 
was man in diesem Zustand der psychologischen Rundfunkrede ?<um Ausdruck gebracht, daß 
Gedrücktheit und Erpressung, im Zustand unsere Chancen für die Räumung Österreichs 
von 1945, geplant und beschlossen hat, wieder eigentlich erst in dem Augenblick beginnen, 
wegräumt. in dem ein Gleichgewicht der militärischen 

In diesem Zusammenhang muß ich auf das Kräfte hergestellt ist. Ich sehe in dieser 
zu sprechen kommen, was man heute den Meinung eine gewisse Gefahr, insbesondere 
alten Staatsvertrag nennt. Ich will dazu ·wenn man daraus den Schluß ?<iehen würde, 
kurz nur das eine sagen : Was in diesem daß wir bis dahin nichts anderes zu tun 
Vertrag drinnensteht, ist völlig unannehmbar !  hätten, als unsere Hände in den Schoß zu 
Ich hätte eigentlich erwartet, daß die heutige legen und den Status quo zu pflegen. Wir 
Sitzung den einheitlichen Willen der öster- haben sehr wohl die Möglichkeit, wenigstens 
reichischen Volksvertreter- �um Ausdruck bezüglich der derzeitigen Besatzungspolitik 
bringt, daß sie diesem alten Vertragsentwurf verschiedene Initiativen gegenüber den Be­
niemals zustimmen würden. satzungsmächten zu ergreifen, und zwar, wie 

Man ist nun einen wesentlichen Schritt ich glaube, mit einer größeren Energie, . als 
vorwärtsgekommen. Es ist ein neuer Entwurf dies bisher geschehen ist. Außerdem haben 
da. Man nennt ihn Skelettvertrag oder Kurz- wir die Aufgabe, neue Situationen zur Kenntnis 
vertrag. Ich will Ihnen erklären, daß wir zu nehmen. Nun hat in dem Tauziehen 
weder bereit sind, den einen noch den anderen zwischen Ost und West die bevorstehende 
Ausdruck zu akzeptieren ; der einzige Ausdruck, Eingliederung Deutschlands in ' den Atlantik. 
den man wirklich akzeptieren kann, heißt : pakt dazu geführt, daß durch das sowjetische 
"Räumungsprotokoll". Denn niemand hat Deutschlandangebot ein erster, vielleicht noch 
das Recht, uns unsere Souveränität, die durch sehr .kleiner Schritt ?<u einer Änderung der 
freie Wahlen fundiert ist, streitig zu machen. Situation erfolgt ist. Ob dies ein reines 
Ich möchte die Regierung auffordern. gegen- Täuschungsmanöver ist oder ob sich dahinter 
über den Auffassungen mancher Staaten und irgendeine ehrliche Absicht verbirgt - auf 
Besatzungsmächte, daß unsere Souveränität jeden Fall sind damit neue Gespräche in Gang 
nur eine beschränkte sei, das heißt, daß wir gekommen. 
über bestimmte Dinge keine Verhandlungen Wenn nun die Sowjetunion bezüglich 
führen könnten, sich von vornherein auf den Deutschland Vorschläge macht, bei denen 
Standpunkt zu stellen, daß wir eine Beein- eigentlich nur zwei Schwierigkeiten zu lösen 
trächtigung dieser Souveränität nicht zur sind, nämlich die freien Wahlen und die 
Kenntnis nehmen können. Teilnahme am . Atlantikpakt, dann möchte 

Nun ein Wort zum Inhalt dieses Räumungs- ich darauf. hinweisen, daß in Österreich diese 
protokolls. Es heißt dort 'im Art. 2 Abs. 2, zwei Schwierigkeiten nicht bestehen. Wir 
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brauchen keine UNO-Kommission, die zur 
Frage der freien Wahl Stellung nehmen 
müßte, und wir brauchen keine Gespräche 
wegen der Nichtteilnahme Österreichs am 
Atlantikpakt ; denn darüber ist bisher noch 
nich t einmal gesprochen worden. 

Der Herr Außenminister hat in seiner 
heutigen Rede zum Ausdruck gebracht, daß 
das Tor zu Verhandlungen weit offen steht, 
und er hat im Gegensatz zu dem, was ihm 
Fischer unterschieben wollte - ich habe es 
mir genau notiert -, gesagt : "Die völker­
rechtliche Neutralität ist für uns Österreicher 
eine Selbstverständlichkeit." Infolgedessen be­
steht hier die Möglichkeit, die Sowjetunion 
beim Wort zu nehmen. Und wenn sie vor der 
Weltöffentlichkeit dann den Beweis für ihren 
g:uten Willen erbringen will, so hat sie hier bei 
OsteITeioh die beste Gelegenheit, diesen Beweis 
zu liefern. 

Wir können in der jetzigen Situation das 
Weltgewissen nicht genug aufrütteln und 
aufrufen, um dem unwürdigen Zustand, in dem 
sich unser Land befindet, ein Ende zu' setzen. 
Unsere Fraktion hat sich infolgedessen ent­
schlossen, dem vom Abg. Dr. Koref vor­
gelesenen Entwurf einer Entschließung zuzu­
stimmen. (Beifall beim KdU.) 

Abg. Huemer : Geehrte Damen und Herren ! 
Unser Volk ist sich wohl in keinem Punkt so 
einig wie in dem einen : Abzug aller Besatzungs­
truppen, Beendigung des unwürdigen und ent­
ehrenden Zustandes der Besetzung unseres 
Landes durch fremdländische ' Truppen ! Das 
ist unzweifelhaft der Wille und der leiden­
schaftliche Wunsch der bei weitem über­
wiegenden Mehrheit unseres Volkes. Wenn 
daher heute der Herr Abg. Koplenig den Skelett­
vertrag in Grund und Boden verdammen zu 
müssen glaubte, handelte er damit nicht im 
Interesse unseres Volkes und Landes. Genau 
so wenig tat dies der Herr Abg. Honner, als 
er kürzlich von dieser Stelle aus erklärte, es 
sei ein Glück, daß sich Zistersdorf nicht in 
der Verfügungsgewalt der gegenwärtigen öster­
reichischen Regierung befinde. So leicht darf 
man sich die Sache als österreichischer Politiker 
nicht machen ! Ich gehöre beileibe nicht zu 
jenen , Kreisen, die so gerne die :i,maginären 
Ansprüche ausländischer, vor allem ameri­
kanischer Aktienbesitzer verteidigen möchten. 
Wir haben in unserem Land einen Garanten, 
Herr Abg. Honner, der dafür bürgt, daß die 
Ölfelder von Zistersdorf nicht an das 'aus­
ländische Kapital verschachert werden können : 
es ist das der österreichische Arbeiter. Warum 
übergibt die Sowjetunion Zistersdorf nicht der 
österreichischen Arbeiterschaft, beispielsweise 
in Form einer Arbeitsgenossenschaft � Das 
wäre eine Tat, wie man sie von einem sozialisti­
schen Staat wahrhaftig erwarten dürfte. 

Vom Standpunkt unseres Landes und Volkes 
aus gesehen halte ich es für richtig, wenn 
immer neue Wege und Möglichkeiten gesucht 
werden, um der Besetzung ein Ende zu bereiten. 
Deshalb bin ich auch <iafür, daß man über 
den von den Westmächten vorgeschlf.!.genen 
Kurzvertrag ernsthaft diskutiert. Anderseits 
war es von seiten der Westmächte nicht sehr 
klug, daß sie auf den französischen Chauvi­
nismus in einem solchen Ausmaß Rücksicht 
genommen und die jüngsten Vorschläge der 
Sowjetunion über die Wiedervereinigung 
Deutschlands und eine bewaffnete Neutralität 
strikte zurückgewiesen haben. Diese Zurück­
weisung war bestimmt nicht ein Zeichen be­
sonderen diplomatischen Geschicks, keinesfalls 
entsprach sie den Interessen Deutschlands. Ich 
bin der Ansicht, daß beide Seiten sich ehrlich 
bemühen sollten, die Lösung der schwebenden 
Weltprobleme auf friedlichem, diplomatischem 
Wege zu erreichen. Wir tun daher gut daran, 
wenn wir alle Vorschläge in diesem Sinne, 
gleichgültig aus welcher Himmelsrichtung sie 
kommen, begrüßen. Umsomehr müssen wir 
dies tun, wenn sich damit für uns ein Funken 
Hoffnung verbindet, die Besatzungstruppen 
loszuwerden. Ich bin ein überzeugter und 
aktiver Neutralist, erkläre eben gerade deshalb 
ganz offen, daß es, wenn es um die ureigensten 
Interessen des eigenen Volkes und Landes 
geht, nur einen einzigen Standpunkt geben 
darf: nämlich den Platz an der Seite seines 
Volkes und seiner Heimat ! Darum erkläre 
ich mich auch mit dieser Kundgebung ' der 
österreichischen Volksvertretung solidarisch. 

Sehr geehrte Damen und Herren ! Ich ' will 
jetzt nur ganz kurz zwei Fragen aufwerfen, 
die ebenfalls mit unserer Außenpolitik im 
Zusammenhang stehen. Am 20. März 
berichtete "Die Presse" in einem Artikel über 
Drauverhandlungen mit Jugoslawien. Es hieß 
dort, daß in der Zeit vom 27. bis 29. Februar 
eine Besprechung zwischen einer öster­
reichischen und einer jugoslawischen Delega­
tion stattgefunden habe. Jugoslawien habe 
Beschwerde geführt gegen die Überleitung 
der Möll, die im Zuge der Bauten am Tauern­
kraftwerk Kaprun durch einen 1 1 ·4 km langen 
StoUen durch das Massiv der Hohen Tauern 
in die dort befindlichen Speicher geleitet wird. 
Auf die Beschwerde Jugoslawiens hin habe die 
österreichische Delegation zugesagt, eine 
Kompensation für die MöllüberIeitung finden 
zu wollen. Diese Zusage von österreichischer 
Seite ist einigermaßen sonderbar. Man wird 
das Gefühl nicht los, daß hier von außen her 
auf die österreichische Regierung ein Druck 
ausgeübt wird. Anscheinend soll Österreich 
in der Frage Schwabegg und Lavamünd nach­
geben, um Tito die Lösung der Frage Triest 
im Sinne Italiens schmackhafter zu machen. 

86. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 56

www.parlament.gv.at



3296 8.6. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich - VI. 'QP. - 2. April 1952 

Im Jahre 1946 hieß es noch in der offiziösen vor einiger Zeit in den Zeitungen gelesen hat, 
Broschüre "Gebiets- und Wirtschaftsfragen daß die Sowjetunion auf dem Standpunkt 
der Untersteiermark" über das "Kraftwerk- steht, es handle sich bei den noch zurück­
system der Drau" wörtlich : gebliebenen und zurückbehaltenen Kriegs-

"Nicht unerwähnt soll bleiben, daß die gefangenen um Krie!;sverbrecher, dann können 
energiewirtschaftliohe Planung und die Er- und dürfen wir Österreicher uns diesem Stand­
richtung der Kraftwerkkette am Mittellauf der punkt niemals anschließen. Wir müssen daher 
Drau sowie die Einbindung des ganzen Systems immer wieder den Ruf erheben : Schickt die 
in die ösrerreichische Elektrizitätswirtschaft Kriegsgefangenen heim I Gebt den Kindern 
von Österreich aus erfolgt ist und eine mit ihre Väter zurück I Helft mit an der Auf­
großem Wissen und Können und unter Ver- klärurig der Schicksale der Kriegsvermißten ! 
wendung bedeutender materieller Mittel voll- So wollen wir auch heute, wie schon so oft, 
brachte Leistung darstellt, die ein moralisches wieder in die Welt · hinausrufen. Ich bin 
Recht Österreichs beinhaltet. Abgesehen da- überzeugt : Einmal wird und einmal muß 
von, daß die . Kraftwerke am Mittellauf der dieser Ruf gehört werden ! 
Drau planmäßig in das österreichische Ver- Abg. Dr. Strachwitz: Hohes Haus ! Ich habe 
bundnetz eingegliedert sind, hat Jugoslawien mich zum Worte gemeldet, weil mir an dieser 
gar nicht die Möglichkeit, die bedeutenden Kundgebung dieses Hauses nicht nur der 
Energien der Drauwerk-Kette auszunützen. "  Rahmen mißfallen hat, sondern auch die Art 

Warum jetzt plötzlich diese Nachgiebigkeit und Weise, wie die Debatte abgeführt wurde. 
gegenüber jugoslawischen Forderungen, die Sie wurde im großen und ganzen bedauerlicher­
auch völker- und wasserrechtlich nicht ge- weise auf einer Höhe geführt, die eben den üb­
rechtfertigt sind � Denn wenn und solange lichen polemischen Auslassungen in diesen 
keine Vereinbarung hinsichtlich eines vom Dingen gerecht wurde und das Entscheidende 
Meere aus nicht schiffbaren und mehrere wieder vermissen ließ, nämlich die Sanktion, 
Staaten durchfließenden Flusses besteht, unter- die wir zu ergreifen gewillt sind, wenn auch 
liegt dieser Fluß anteilsmäßig der unein- dieser Appell wieder nur ein leidenschaftlicher 
geschränkten Gebietshoheit jedes dieser Staaten Ausdruck bleibt, wobei sich allerdings die 
innerhalb seiner Grenzen. Unsere nationale Fluß- Leidenschaft in diesem Hause heute nicht allzu 
strecke der Drau unterliegt nach dem völker- stark gezeigt hat. 
rechtlichen Grundsatz der Territorialitäts- Ja, was ist denn dann, wenn nach diesem 
theorie der freien Verfügungsgewalt des öster- Appell wieder nichts wird und wir nach sieben 
reichischen Volkes. Die ösrerreichische Strecke Jahren eben wieder demütig sagen können : 
des Drauflusses ist kein internationaler Strom, Wir haben wieder einen Appell an das Welt­
aber auch kein konventioneller Strom, weil gewissen gerichtet, und das Ergebnis ist das­
hierüber auch nach den Richtlinien der Wiener selbe wie immer innerhalb der sieben Jahre � 
Kongreßakte vom 9. Juni 1815 keine zwischen- (Zwi8chenruf de8 Abg. K rippner.) 
staatliche Vereinbarung vorhanden ist. Auch Ich hätte nicht die Absicht gehabt, hier ein­
das Genfer übereinkommen vom 9. Dezember zugreifen, d�nn glauben Sie, meine sehr ver-
1923 über die Nutzbarmachung von Wasser- ehrten Damen und Herren , die Zeit, in der über 
kräften fand und findet auf die österreichische diese Außenpolitik, in der über die Politik 
Drau keine Anwendung. Ea ist daher höchst vom. Jahre 1945 bis heute gerichtet werden 
eigenartig, wenn sich die österreichische Dele- wird, kommt immer näher, und ich bin der 
gation so schnell bereit erklärt hat, eine festen Überzeugung, daß noch Rechenschaft 
Kompensation für die Möllüberleitung zu darüber wird abgelegt werden müssen. Denn 
finden. Es wäre mir lieber gewesen, ich hätte immer wird es nicht gehen, daß man die Ge­
gelesen, daß eine österreichische und eine meinschaft mit Versprechungen hinhält und 
jugoslawische Delegation Verhandlungen über letzten Endes ein Volk mit Versprechungen 
das Schicksal der im Jahre 1945 von den füttert. Einmal wird die Zeit kommen, da die 
Tito-Truppen verschleppten ' Kärntner auf- Empörung tatsächlich Platz greift und sich 
genommen habe. das Volk tatsächlich der Mittel bedient, die es 

Nun noch zur zweiten Frage : Ich glaube, daß braucht, um zu dem Ziel zu gelangen, das ein 
wir die Gelegenheit der heutigen Kundgebung anderes ist, als wir heute haben. (Abg. K ripp­
nicht vorübergehen lassen sollten, ohne jener ner:  Man irrt sich manchmal !) Herr Abg. Kripp­
Österreicher zu gedenken, die noch immer, ner ! Sie können lachen, Sie kennen mich ; in 
jetzt bereits sieben Jahre nach Kriegsende, einem werden Sie mich nicht auslachen, daß 
das schwere und harte Los der Kriegs- ich nämlich so . konsequent bin, wie ich rede, 
gefangenschaft tragen müssen. Wir dürfen die und ich würde wünschen, daß Sie, meine sehr 
Gelegenheit, gegen diese himmelschreiende verehrten Kollegen, . mit denen ich in ver· 
Verletzung der Menschenrechte zu protestieren, gangener Zeit auf einer Bank gesessen bin, 
nicht vorübergehen lassen. Und wenn D;lan auch so k0D:sequent wären, wie Sfe reden; denn 
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da:nn WÜrden sehr:-viele':Dinge in diesem Hause , Meine sehr vgrelrrten Damen ,und . lIeßen t 
liicht Gesetz gewor<l� sein, darui WÜrde dies�r Und wenn Sie h�mte 'die,'Erkläru:lig d�sselben 
Appell nicht ein Appell sein, der �erredet Mannes gehört haben, derdarualsalldies6"Worte 
wurde, dann würde hinter dem Appell auch gesprochen ' hat, • erhebt sich nur eine einzige 
eine Sanktion ' stehen, dann WÜrde hier stehen Frage, und darauf muß mk diese RegieruIit 
(Ruf des Abg. K rippner) , daß wir nicht mehr Antwort geben, mir, der Opposition in diesein 
bereit sind, Besatzungskosten zu zahlen, daß Land und dem ganzen österreichischen Volk ": 
wir nicht mehr bereit sind, den 8. Mai als Be- Welchen Erfolg hatten Sie seit di;ese"m; Zeit­
freiungstag zu feiern (Beifall beim KdU), daß punkt, und welches dieser Versprechungen aus 
wir nicht mehr bereit sind, den unwürdigen Ihrer Regierungserklärung von 1945, die Sie 
Zustand zu ertragen, und daß wir nicht bereit erkauft haben mit der gesamten Ausnahms­
sind, demütig nur zu protestieren, sondern gesetzgebung, erkauft haben mit den Zwistig­
auch bereit sind, zu:m Widerstand aufzurufen, keiten im eigenen Volk, erkauft haben mit der 
wenn es notwendig ist. Nicht zum kämp- Rechtsungleichheit, ist tatsächlich eingetreten � 
ferischen, das wollen wir der�eit nicht, aber zu Es ist bedauerlich, daß wir heute hier . . . (Abg. 
einem moralischen Widerstand, zu einem Dengle r :  Ich würde mich schämen, mit Fischer 
Widerstand gegen den Einfluß von außen, der auf einer Linie in der Opposition zu 8tehen, 
heute auf der einen wie auf der anderen Seite gerade am heutigen Tag ! Was haben Sie damalB 
versucht, uns geistig auseinanderzureißen. gelei8tet ?  Wo waren Sie damals, Herr Ritter-

Das hätte ich mir von de� heutigen Appell, kreuzträger ! Schämen Sie sich, mit dem Generals­
der selbstverständlich zu unterstützen ist, er- sohn auf einer Stufe zu stehen !) Es ist be­
wartet. Ich hätte mir erwartet, daß das Haus dauerlich, daß ich . heute hier diese Fest­
in einer einheitlichen Willenskundgebung nicht stellung treffen muß. Damit lehne ich jetzt 
nur zum Ausdruck bringt, daß an dem, was nicht die Kundgebung dieses Rauses ab, ich 
bisher gemac}1t oder nicht gemacht wurde, die muß aber sagen, daß wir nicht nur bei der 
Alliierten die Schuld oder nicht die Schuld Kundgebung bleiben, nicht nur tönende Worte 
haben, sondern zum Ausdruck bringt, was zu sprechen dürfen, sondern daß wir heute, wenn 
tun w ir bereit sind, wenn das, wonach wir wir eine Kundgebung beschließen, auch den 
rufen, nicht eintritt. Willen bekunden müssen, die Konsequenzen 

Und jetzt gestatten Sie mir noch einen zu ziehen, die ich Ihnen aufgezeigt habe. 
kleinen Rückblick. Als die russischen Panzer, (Beifall beim KdU.) 
beziehungsweise - verzeihen Sie - als die Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
Russen auf amerikanischen Panzern in Wien nicht mehr vor. Die De batte  ist g e s c h l o s se n. 
einzogen, da war ich schwer verwundet in Wir kommen zur A b s t im mung über den Gefangenschaft. Als ich aus dieser Gefangen- vom Abg. Dr. Koref eingebrachten A n  tr a g  schaft nach Hause kam und viele meiner der Abg. Ing. Raab, Dr. Pittermann und Kameraden aber noch drüben geblieben waren, Dr. Kraus. Der Antrag ist verviellaltigt da las ich an meinem Geburtstag, am 22. Da- worden und liegt den Abgeordneten vor. zember, in der . ,Wiener Zeitung" folgende Ich bitte jene Frauen und Herren, die diesem Regierungserklärung : Antrag ihre Zustimmung geben wollen, sich "Österreich ist frei, dank des großen ein- von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) maligen Befreiungswerkes, das die Haupt- Das Hohe Haus hat mit großer M e h r h e i t  mächte der Welt vereinte, um diese Welt wieder 
von dem Einfall der Barbarei zu erlösen. Unser diesem Resolutionsantrag die Z u s t i m m u n g  

gegeben. Heimatland, das erste Opfer des faschistischen 
Imperialismus in der Welt ist so wieder frei Wir kommen nun zur Tagesordnung. 
und selbständig geworden. Als erster, auf Ich schlage vor, den 1 .  und 2. Punkt der 
Grund legaler, unabhängiger demokratischer Tagesordnung unter einem zu behandeln. 
Wahlen mit der Führung der Regierung dieses Wird dagegen ein Einwand erhoben 1 (Niemand 
Österreich betrauter Bundeskanzler ist es meldet sich.) Es ist 'nicht der Fall, es bleibt 
mir eine heilige Pflicht und aus tiefinnerlicher bei meinem Vorschlag. 

" .  

Über�ugung kommendes Bedürfnis, den , :  " ; . .  ; 
Alliierten Mächten für ihre große Befreiungs- . Der 1. Punkt der Tagesordn��g 1st �er � �e­
tat im Namen Österreichs zu da.nken:" ; r�cht des Handelsausschus�e.� uber dl�r Re­
Zwischen Klammern steht : "Die Abgeordneten !  ?lerungs:vorla�e (?�O . d .. :, "��) :;. Bun�'1fJg

.?
S�tz 

erheben sich von den Sitzen, wenden ' sicb zu ube:. dIe , nIchtliIll:emp.p.ßlge geweJjlsma�lge 
den Logen, in denen die Höchstkommandie- �e�order�.ng von P,��1if(!men zu Lan�� und uber 
renden der Besatzungstruppen Plätz genom- eInIge At;q�r��en der Ge"+.}erbeordnung 
men haben, und bringen diesen brausende (Gelegen���y�kehrs-Gesetz) <, &28 d. H.).  
Ovationen dar. - Stürmischer<ßeüall auf den Berieklberstatter Wallner: Rohes Haus ! Der 
Galerien." HandalMausschuß hat sickt1IJn tlseiner Sitz.llBg' 
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'Vom 24. März 1952 eingehend mit der Re­
gierungsvorlage 520 d. B. , Gelegenheits­
verkehrs-Geset24, beschäftigt. 

Ich möchte nun einiges aus diesem Geset24 
hier im Hohen Hause vortragen. Es handelt 
sich dabei um den bereits in Ihrem Besitz 
befindlichen Bericht 528 d. B. Ich möchte 
hiebei erwähnen, daß dieses Gesetz trotz seinen 
scheinbar sehr unbedeutenden Bestimmungen 
einen sehr großen Widerhall in der Bevöl­
kerung gefunden hat. Vergessen wir nicht, 
daß es in Österreich über 6000 Unterneh­
mungen gibt, die in den letzten Jahren einen 
schweren Konkurren�kampf mit den staat. 
lichen Verkehrsunternehmungen zu führen 
hatten. Der Ausschuß hat sich daher der 
schweren Aufgabe unterziehen müssen, die 
Interessen der Privatunternehmungen mit den 
Interessen der Verkehrsbetriebe, wie Post 
und Bahn, in Einklang zu bringen. Während 
die Autobus- und Personenverkehrsunter­
nehmungen unter dem Druck der zunehmenden 
Konkurren� den Gelegenheitsverkehr restlos 
für sich in Anspruch nehmen wollten, hat auf 
der anderen Seite natürlich auch die Post für 
ihren Kraftwagenverkehr diesen Anspruch ge­
stellt. Es war daher notwendig, hier eine 
mittlere Linie zu finden. Infolge der ge­
steigerten staatlichen Betätigung, die sich 
durch die Zunahme der Postomnibusse schwer 
auf die ganze Privatwirtschaft ausgewirkt hat, 
ist auch die Steuerquelle insbesondere der 
Privatverkehrsunternehmer schwer in Mit­
leidenschaft ge240gen worden. Es liegt daher im 
aJIgemeinen Staatsinteresse, diese Entwick­
lung, die ich hier kurz angedeutet habe, in 
gesunde Bahnen zu lenken. 

Diesen staatspolitisch begründeten Erfor­
dernissen trägt die Vorlage insofern Rechnung, 
als innerhalb der Parteien über die aufge­
tretenen Meinungsverschiedenheiten eine 
Einigung er�ielt werden konnte. Die von qen 
Autobusunternehmungen gewünschte Ein­
schränkung des Gelegenheitsverkehrs wird nun 
dadurch berücksichtigt, daß den staatlichen 
Kraftwagenbetrieben laut § 1 die Ausübung 
des Gelegenheitsverkehrs nur mit den Kraft­
fahr2ieugen des Linienverkehrs gestattet wird. 
Dem weiteren Wunsch nach Unterwerfung der 
staatlichen Kraftwagenbetriebe unter dieses 
Gesetz konnte leider bei den Verhandlungen im 
Handelsausschuß nicht voll Rechnung ge­
tragen werden. 

Auch der Fachverband des Personen­
verkehrs- und Fuhrwerksgewerbes ha.t sich an 
das Parlament, an seine Vertreter und an die 
Regierung gewendet, damit seinen Wünschen, 
die ihm wieder von seinen Mitgliedern vorge­
tragen wurden, in irgendeiner Form Rechnung 
getragen werde. Leider konnten nicht alle 
diese Wünsche untergebracht werden, doch 

sind einige besonders krasse Mängel der Ver­
g,angenheit beseitigt worden, wobei die 
Anderungen dann in irgendeiner Form . in 
diese neue Vorlage eingebaut werden konnten. 

Stellt man jedoch das Ergebnis der im 
Gesetz berücksichtigten Wünsche des Fach­
verbandes für das Personenfuhrwerksgewerbe 
jenen gegenüber, die aus den obigen Gr�nden 
keine Erfüllung gefunden haben, so darf man . 
beruhigt feststellen, daß sich der Ausschuß 
in verantwortungsvoller Weise vom gesamt­
staatlichen Interesse leiten ließ. Die vom 
Gesetzgeber nicht berücksiohtigten Wü�sohe 
auf Kon�essionierung des Gewerbes 24um Ver­
leih von Kraftfahrzeugen, Einführung eines 
Befahigungsnachweises mit dreijähriger Ver­
wendung sowie Einführung des Zwanges zum 
Naohweise des alleinigen Eigentums am anzu­
meldenden Wagen werden weitgehend wett­
gemaoht duroh jene Wünsche des Fachver­
bandes des Personenverkehrs- und Fuhrwerks­
gewerbes, die der Ausschuß annehmen konnte. 

. Unter anderem hat im § 1 der Vorlage Be­
rücksichtigung gefunden, daß die geforderte 
Konzessionierung auf Lebens�eit und nicht wie 
bisher auf ein bis zwei Jahre erfolgt. Die Zu­
lassung der Witwenfortbetriebe war ebenfalls 
ein Kapitel, über das sich der Handelsausschuß 
einigen · konnte. Es war bisher nicht möglich 
gewesen, Witwenfortbetriebe dieser Art weiter. 
�uführen. 

Der § 3 bringt für das Platzfuhrwerks­
Gewerbe die Konzessionierung des Mietwagen­
Gewerbes und das seit Jahrzehnten immer 
wieder vergeblioh geforderte Reoht auf Einzel­
vergebung der Sitzplätze, was ja eigentlich der 
Hauptsinn dieser Bestimmung überhaupt ist. 

Die Vorlage erfüllt im § 14 eine alte For­
derung des Gewerbes, indem sie statt der ge­
richtlichen nunmehr die verwaltungsmäßige 
Straf folge androht. 

Einen weiteren Wunsch des Personenfuhr­
werksverkehrs erfüllt wiederum der § 15 der 
Vorlage, indem er statt der Polizei nunmehr 
die Verwaltungsbehörde zur Betreuung des 
Gewerbes bestimmt. 

Von den übrigen, durch die Vorlage berück­
sichtigten Wünschen möchte ich nur noch die 
Sonderbestimmungen des § 11  für das Platz­
fuhrwerks- und für das Ausfiugswagen­
Gewerbe in Wien erwähnen. Hinsichtlich des 
Platzfuhrwerks-Gewerbes wurde für Wien in 
Ansehung der .Eigenheit der Großstadt eine 
bestimmte Ausnahme gemacht, wonach der 
Landeshauptmann im Einvernehmen mit den 
zuständigen Polizei- und Verwaltungs behörden 
eine Sonderregelung zu treffen hat. 

Mit diesen Vorschriften schafft der Gesetz­
geber für einen sehr weiten Kreis der Personen­
fuhrwerker einen zeitgemäßen Schutz" um 
dessen Aufrechterhaltung sich die Vertreter 
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des Fuhrwerksgewerbes ---= das muß ich hier 
besonders unterstreichen - sehr bemüht 
haben. 

Wenn es auch nicht gelungen ist, mit diesem 
Gesetz allen Wünschen gerecht zu werden und 
allem zu entsprechen, was an uns herange­
tragen wurde, so stebt doch fest, daß mit dieser 
Vorlage auf dem Gebiete der Vereinheitlichung 
und Vereinfachung der österreichischen Rechts­
ordnung ein Schritt nach vorwärts gemacht 
wurde. Mit der Außerkraftsetzung der ein­
schlägigen reichsdeutschen Rechtsvorschriften 
auf diesem wichtigen Gebiet der Verkehrs­
wirtschaft ist wenigstens in rechtlicher Hinsicht 
eine Konsolidierung eingetreten, von der wir 
älle erwarten und hoffen, daß sie sowohl den 
staatlichen wie auch den privaten Verkehrs­
unternehmungen die Möglichkeit einer ge­
deihlichen Entwicklung geben wird: 

Wir haben im Handelsausschuß den § 6 
der Regierungsvorlage eingehend behandelt 
und ihn dann gestrichen. Der § 6 hatte einige 
sehr unsichere und unklare Bestimmungen 
enthalten, die den Handelsausschuß veranlaßt 
haben, ihn überhaupt zu streichen, weil man 
niemandem zumuten kann, daß eine seinerzeit 
rechtlich erworbene Konzession durch irgend­
einen . Zufall verlorengeht. 

Auf Grund der Beratungen des Handels­
ausschusses erlaube ich mir den Antrag zu 
stellen, der Nationalrat wolle dem vor­
liegenden Gesetzentwurf die verfassungs­
mäßige Zustimmung geben. 

Geschäftsordnungsmäßig möchte ich bitten, 
General- und Spe�aldebatte unter einem ab­
zuführen . 

Präsident Dr. Gorbach übernimmt den Vor-
8itz. 

Der 2. Punkt der Tagesordnung ist der Be­
richt des Verkehrsausschusses über die Re­
gierungsvorlage (522 d. B.) : Bundesgesetz, be­
treffend die linienmäßige Beförderung von Per­
sonen zu Lande mit Kraftfahrzeugen (Kraft­
fahrliniengesetz 1952 KflG. 1952) 
(531 d. B.).  

Berichterstatter Populorum : Hohes Haus ! 
Der Verkehrsausschuß hat in seiner Sitzung 
vom 27. März 1. J. die Regierungsvorlage, be­
treffend die linienmäßige Beförderung von Per­
sonen zu Lande mit Kr�ftfahrzeugen, das 
Kraftfahrliniengesetz 1952, in Behandlung ge­
zogen. Mit diesem Gesetz soll ein weiterer 
Beitrag zur endgültigen Regelung des Problems 
Schiene - Straße geleistet werden. Der vor­
liegende Gesetzentwurf regelt im österrei­
chischen Sinne die linienmäßige Beförderung 
von Personen mit Kraftfahrzeugen und nimmt 
Bezug auf bewährte Bestimmungen des alten 

Kraftfahrliniengesetz, während die reichs­
rechtlichen Bestimmungen damit aufgehoben 
erscheinen. 

Im einzelnen ist zu den Bestimmungen dieses 
Gesetzes kurz folgendes ZU bemerken : 

Der § I definiert den Begriff einer Kraftfahr­
linie entsprechend einer international fest­
gelegten Begriffsabgrenzung und setzt die 
Konzessionspflicht fest. 

Der § 2 normiert Ausnahmen von der Kon­
zessionspHicht, wobei insbesondere auf die 
Notwendigkeit der für die Postverwaltung zur 
Postbeförderung eingerichteten Landkraft­
posten Rücksicht genommen wird. 

Im § 3 sind die Zuständigkeiten für die Kon-
zessionserteilung geregelt. 

. 

Der § 4 bestimmt die Voraussetzungen für die 
Konzessionserteilung. Die Konzession kann er­
teilt werden, wenn : 

1. der Bewerber zuverlässig und geeignet 
ist und die Sicherheit des Betriebes und die 
Leistungsfähigkeit des Unternehmens gewähr­
leistet sind ; . 

2. der Bewerber die österreichische Staats­
bürgerschaft besitzt ; 

3. ein entsprechendes Verkehrsbedürfnis 
vorhanden ist ; 

4. die Art der Linienführung eine zweck­
mäßige und wirtschaftliche Befriedigung des 
in Betracht kommenden Verkehrsbedürfnisses 
gewährleistet und 

5. das Unternehmen auch sonst öffentlichen 
Interessen nicht zuwiderläuft. 

Der § 5 enthält die näheren Bestimmungen 
über die Konzessionserteilung. Hier ist im 
besonderen vermerkt, daß vor Erte,ilung der 
Konzession bei sonstiger Nichtigkeit zu hören 
sind : die Post- und Telegraphendirektionen ; 
die Bundesbahndirektionen ; jene Unter­
nehmungen des öffentlichen Eisenbahn­
verkehrs und die Kraftfahrlinienunternehmer t 
in deren Verkehrsbereich die neue Kraft­
fahrlinie ganz oder teilweise fällt ; die Landes­
hauptmänner, wenn das Bundesministerium 
für Verkehr und verstaatlichte Betriebe zur 
Erteilung der Konzession zuständig ist - diese 
Bestimmung wurde im Ausschuß über Antrag 
neu aufgenommen, desgleichen wurde die 
Frist zur Abgabe von Äußerungen der vor­
genannten Stellen von höchstens 90 auf 60 Tage 
abgeändert - ;  weiters die Gemeinden , in deren 
Geoiet der Ausgangs- oder der Endpunkt 
der geplanten Linie liegt ; weiters die Ge­
meinden mit mehr als 5000 Einwohnern, durch 
deren Gebiet die Linie geführt wird ; die 
Kammern der gewerblichen Wirtschaft ; die 
Landwirtschaftskammern ; die Kammern für 
Arbeiter und Angestellte und die Landarbeiter­
kammern. 

Der § 6 bestimmt die Dauer der Konzession. 
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. '  " §" 7 und § 8 se:hen:" Bestimmungen über die einer Aussohaltung 'des Wettbewerbes zWisohen 
Verpfliolitunged:, tdes ' Konzessionsinha.Her�· hirii. Sohiene und Straßa " trotz der J neuen Ver-
sichtlioh der Führung des Betriebes vor. ,,� kehrsgesetze keine Rede sein kann. 

Di(;' §§: 9,dO und II 'handeln: von' der Ent- r loh . möohte i!t�er überha.upt ;zu den Ver­
hebung VQn der Betl.'iebspflicht\� yom'Erlöschen' kehrsgesetzen. � nflQh einige; 19r-qn<tsätzliohe Be­
cle;c '  Konzession und der, ' Übertragung der merkungen;· , r machen. -Me.ine" Damen uJ;ld 
�onzession und " V'on' , der Fortführung des Herren'! , Einst in der Zeit der Erfindung der 
Betriebes nach �em , Tode des Konzessions- Dampfmaschine wurde: die Straße, wurde das 
inhabers. ' . >  " " "  j anilna:lische Fuhrwer�. entthront. Die Dampf-

§ l� ,b�h�ndelt die Genehmigungspflicht der, ll1�schine, der Schienenstrang beherrschte eille 
Beföf4�rungspreise, der Beförderungs�ediIt: : neue Zeit. Man bäumte sich auf gegen dies,e 
gP.Jlgen und der Fahrpläne. .' . " ,  ' unaufhaltsame Entwicklung unserer Techn�; 

, §  13  regelt das Berufungsrec��. \ . � , bäuerliche Bevölkerungskreise sträubten sich 
Im § 14 wird das Aufsichtsrecht über die gegen die heranbrausende Dampflokomotiv� 

Kraftfahrlinienunternehmungen festgelegt. und wollten damit den Bau von Bahnen ver-
§ 15 enthält die Ermächtigung zur Er- hindern. Tausende von Fuhrwerksbesitzern 

lassung von Durchführungsverordnungen. mit animalischen Fllhrwerken haben sich 
Der § 16  besohäftigt sich eingehend mit den ebenfalls, von ihrem Standpunkt aus sicherlich 

Strafbestimmungen. richtig, iri ihrer Existenz bedroht gesehen. 
Im § 17 wird das Recht der Konzessions- Aber alles nützte nichts. Es nützte die Auf· 

behörde auf Zurücknahme der Konzession lehnung großer Bevölkerungsschichten gegen 
im Falle wiederholter Verstöße gegen die den Fortsohritt der Technik niohts, es nützte 
Konzessionsbedingungen statuiert. auch das Aufbäumen der interessierten Kreise 

§ 18 enthält Übergangsbestimmungen. nichts ; die Entwicklung ging über sie hinweg. 
Im § 19 ist die Inkraftsetzung dieses Gesetzes Heute, meine Damen und Herren, stehen 

mit 1 .  Mai 1952 � gleichzeitig mit dem wir vor einer neuen ,verkehrspolitischen Situa­
Inkrafttreten des Güterbeförderungsgesetzes - tion. Die teelmischen Fortschritte gehen 
vorgesehen. natürlich weiter. Wir halten derzeit bei der 

Der § 20 enthält die Vollzugsklausel. möglich�n Ausnützung der , Atomenergie. Der 
Auf Grund der Beratungen im Verkehrs- Gasmotor schlägt im Wettbewerb wieder den 

ausschuß stelle ich den Antr a g, der National· Schienenstrang und die Lokmaschine. Die 
rat wolle dem vorliegenden Gesetzentwurf Straße wird wieder so wie einst �um Herrn des 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. Verkehrs - unaufhaltsam, nichts kann man 

Ich beantrage ferner, General- und Spezial- dagegen unternehmen. Allerdings muß man 
debatte unter einem abzuführen. daraus die Folgerungen für die Bahn ziehen. 

Gegen den formalen Antrag der Bericht- Das, ��s ic� hi�r ausf�m:e, gilt natürlich nicht 
erstaUer, General- und 8pezialdebatte zu den nu� fur dIe osterrelChlsoh�n 

.
�undes- u:r:d 

beiden Vorlagen unter einem abzuführen, wird PrIvatbahnen
.
' sondern es gIlt uberhaupt fur 

keine Einwendung erhoben alle Bahnen III der Welt. . Die Schiene sucht sich selbstverständlich 
Abg. EIser: Ges�hätzte Frauen und Herren ! mit allen möglichen Mitteln der Konkurrenz 

Ich hatte schon bel der Behandlung der neuen zu entledigen, und die neuen Verkehrsgesetze 
Bundesbahn-Gütertarife und des Güterbeförde- sollen ja schließlioh auch diesem Ziel dienen. 
rungsgesetzes die Möglichkeit, Grundsätzliches Ich behaupte, meine Damen und Herren : 
-qber unser Verkehrswesen zu sagen. Ich Eine wirksame Ausschaltung der Konkurrenz. 
möchte anläßlich der Verabschiedung der des Wettbewerbes zwischen Schiene und Straße 
let.zten beiden Verkehrsgesetze, des Gelegen. ist überhaupt nicht möglich, außer man hebt 
h81tsverkehrs-Gesetzes und des Kraftfahr- den technischen Fortschritt auf; aber das ist 
linieIlgeset�es, auch noch einiges hinzufügen. ebenfalls undenkbar. Es gibt nur eine Alterna-

Liest man aufmerksam die Motivenberichte tive im Wettkampf zwischen Schiene und 
zn den beiden Gesetzen, dann ersieht man Straße : Entweder man hebt die Privatwirt­
daraus, daß man eigentlich mit diesen Ge. schaft zumindest auf den Fernverkehrslinien 
setzen zweierlei verfolgt : erstens einmal die auf und· übergibt diese Fernverkehrslinien 
Wiederherstellung eines österreichisohen Ver- der öffentlichen Hand, liefert sie in Österreich 
kehrsrechtes an Stelle reichsdeutscher Be- den Bundesbahnen aus, dann ist dieses Problem 
stimmungen, und , zweitens will man mit zu regeln und die Konlrurrenz auszusohalten ; 
dJesen Verkelrrsgesetzen - es sind deren ja oder aber man beläßt, wie es die vier neuen 
vier - den; Wettbewerb zwischen Schiene Verkehrsgesetze tun, die Privatwirtschaft auf 
und rStraße be�eitigen. L  Daß dieses Ziel er- dem Gebiete des Verkehrswesens auf den 
reicht wird, das möchte ich nicht nur be. Straßen, aber dann gibt es auch keine Auf­
,zweifeIß\p�ich belNtupte Vielmehr, daß von hebung der Konkurrenz zwischen Schiene und 
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Straße. Das ist ein Grundsatz, gegen den anzu- Das allein ist scholl ein Beweis� daß eine Kon­
kämpfen lächerlich ist. Entweder das eine kurrenzfähigkeit de;r Bahnen ·gegenüber den 
oder das andere. Bleibt es beim privatwirt- modernen Verkehrsmitteln auf ... der: Straße 
schaftlichen Betrieb der Verkehrsmittel auf nicht gegeben sein ka"Wl. 
der Straße so wie bisher, dann werden die Nun gibt es natürlich Defizite. Die Bahnen I 
Bundesbalmen nach wi� : vor, trotz der neuen weisen Defizite aus, während die privawn 
Verkehrsgesetze, der verschärften Konkurrenz Verkehrsunternehmungen, besonders im Fel1"u­
der Straße ausgesetzt sein. verkehrsnetz, gewaltige "Oberprofite für sich 

Bedenken wir doch : Die Entwicklung beanspruchen,. können. Entweder steht man 
schreitet weiter, der Verkehr auf der Straße auf dem Standpunkt, daß das Verkehrs .. 
wird sich noch mehr verdichten, und in dem� pI;oblem ein Problem ist, das die Allgemeinheit 
selben Maße wird sich natürlich auch die angeht, oder man steht auf dem Standpunkt, 
Konkurrenz gegenüber der Schiene, gegenüber daß der Verkehr auch eine Quelle teilweiser 
den Bahnen vj3rstärken. Es gibt keine Aus- Bereicherung kleiner .privatwirtschaftlicher 
schaltung des Wettbewerbes zwischen Schiene Schichten ist. Wenn man das letdere will, 
und Straße, wenn man es bei dePl g�gen- dann soll man es klar, offen und ehrlich zum 
wärtigen Rechtszustand beläßt! .  Dieser gegen� Ausdruck bringen. Dann muß man eben 
wärtige Rechtszustand, wird , durch die neuen dießen W�g gehen, den die neuen vier Ver� 
Verkehrsgesetze eigentlich nur insoweit ab- kehrsgesetze beschreiten. Will m�n aber dieses 
geändert, als man den privatwirtschaftlichen gewaltige Verkehrsproblem, das ja nicht nur 
Sektor im Verkehrswesen noch verstärkt, ihn in Österreich, sondern in alle:Il; �n9-ern besteht, 
stützt und fördert. im Interesse und zuglJ,usten des Staatssäckels, 
'1 ;Es ist klar, daß die Bahnen überall in der zugunsten der Gesamtaufgaben einer Wirt­
Welt, in allen Staaten, trotz der Entwicklung schaft erledigen und liquidieren, dann gibt 
des Verkehrs auf der Straße eine lebenswichtige es nur eines : Entprivatisierung zumindest der 
Bedeutung für die Volkswirtschaft haben großen Verkehrslinien und Ordnung dieser 
werden. :per Transpqrt von Massengütern Linien durch die betreffenden Bundesbahn­
und von :rer:so�enma��}}� i�t natürlich nur über verwaltungen. Nur so könnte man dieses 
den Weg der . .  SW:iienenstränge! .rpöglich ; diese Problem, allgemein gesehen, lösen. 
Aufgabe kann die Straße nicht, übel11�l1me:q. ' Wenn . .  ich, yon Ent,pr��tisierung spreche .. 
D,e ' Eisenbahnen werden nach wie !Qr trotz dann mei�e.ich�9.amit nicht, daß man �v�!ltqell 
der Entwicklung der Technik und des Fort- de� Bundesbahnen eine Monopolstellu.p.g ,ein­
Bchreitens des modernen Verkehrswesens eine räumt, damit sie die Preise der Perso�en- und 
e�nente volkswirtschaftliche Aufgabe zu er- Gütertarife im Straßenverkehr in die Höhe 
füllen haben. Aber weil dem eben so ist und BchrauQen sollen. Es is� ;kla:c,; d�ß auch die 
�eli di� Eisenbahnen aus der modernen Ver- öffentl�che Hand natürlic\l die Verschiedenheit 
kehrswirtschaft nicht wegzudenken sind, der Gestehungskosten, die Eigenkosten bei 
inüssen: ' wi1-' aq� . :jder gegebenen Entwicklung jedem Vel'kehrsmittel berücksichtigen muß ;  
pie Folgerungen ziehen. . sie wird. : nach wie vQr die Tarifsätze auf der 
; M�ine Damen ' und Rerr�� ! ;  f �ostenmijßig Straße wesentlich niedriger 7jU hatten haben 
werden die :8ahnen gegenÜber den ,Verkehrs- als verschiedene Tarifsätze auf der Schißne. 
mitteln . auf der Straße . niemals mehr kon- Das hBtP.e i9h 1 n1l;r , gesagt, um �icht �i&ier: 
kurrenpähig sein . kö;Q.D,((ll. - Es . wäre · z� weit- standen zu . werden. " i '  
gehep.� und 'fÜI'de :�"!l langaFmig. sein" wenn Was' s�g�iI nun die beiden ��r;IF.e�g�setze, 
ich das kon�et mit Beweisen beleuchten da� Gelegenheitsverkehrs-G��tz , und das 
würde. ' Es ist klar, daß die Straße der. SQhi�Q.e Kraftfahrliniengeset21 � ErsWmt einmal heißt 
in viel�rlei Hinsicht weit überlegen ,i�t. ' Diese es, so schön, d�ß si01;l. ,Q.ie; alte österreichisch� 
P'herlegenheit drückt sich natürliQh, ; a-uch in .Gewerbeord
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. den' Gestehungskosten aus. Die Be�ast�ng det durchset2l8n . ; sQIJ . .  , ,Allerdings wird .d�s :, n,i�t 
geBamt,�n, ��waltig g:r;oßen ; Ba4PJJ.nlagen, die durch Einbau in die österreichische (ilewerbe-
8�tB •. Ret��'(.9rP f-�werden mV�s�n" ob sich pun ordnung,,; sondern über de:q;' W�g, ' ei�ner 
P.((� V �rk�pr . ;verdi�h��lt :��r 9b er schwij.pher Ve;r��J;tisgesetze errei(}ht, wiej Fir- e� �e�-)pieseJ}. 
wird, bedeutet allein schon einen großen �etzen sehen. ' ._ '. " j'  ... : " .il ff.p 
,J{.ostenfaktor ". deJil,rioh . auf, der f3tra�� ' nicht Wenn ma� diese. Vor��g�n ,studiert, .kQWmt 
,h�be. 4Uf ��r Straße 'kann ich reguli��ep und IA�n dar�uf, q.�� djfi V�fkewsgesetz� �m Teil 
diSponi��fJ.Ilhrij:J� 'fann �n,. • .stelle 'v9� zw�n,z�g � den M09.Elrgen��h ,  4-�� �unftgesl(;(ß;ze i :  atmen 
Lastwagpn nur i sechs � ; ,  Bewegpng set�n, oder ab�r da� SIe "qen 

. 
GeIst dl:l& unhaltbaren 

. :Wenn . • �s ·t<i(;\r . Yerkehr . �}'�ordeft, oder .. aber Ul).tersag�Ilgsgese�es enthal�n. Ich mö��� 
.y.mge�fhr� an Stelle �p;n ' zW"a�ig La��wagen mich ,QMüber Jücht weiter : auslass�n . •  ttPer 
�bl1� '. ' hURi;l�rt . .  I,. �ei" .. d�n '�se�ba�p:anlagen 4�y ,:gQ�gen d�� Un�r���ung8g���.��� iehen 
�t j�ies� J?lSPO_B!tt.p�sfähig:k��t �.c� : gegeben. . dIe Memung.en . alI:'3eJ,Jlt)llder, ;Es .:Y't ldar � 
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und gerade jene Kreise, die immer von der 
freien Wirtsohaft spreohen, müssen sioh das 
sagen -, daß dieses Untersagungsgesetz nichts 
anderes ist als der Würgegriff an der Ent­
wioklung der Volkswirtschaft. Auf die Dauer 
kann man aber das Wirtschaftsleben nicht 
erwürgen, man kann es auf die Dauer nicht 
einzwängen in mittelalterliche, zünftlerische 
Gedankengänge und Gesetze. Die Wirtschaft 
wird sich Bahn brechen, und das Unter­
sagungsgesetz wird früher oder später durch 
die inneren Kräfte unserer Gesamtwirtschaft 
durchbrochen werden. Diese Verkehrsgesetze 
.Bind jedoch nichts anderes als eine- zweite 
Auflage des unhaltbar gewordenen Unter­
sagungsgesetzes. 

Was sagt zum Beispiel das Gelegenheits­
verkehrs-Gesetz � Welche Arten von Kon­
zessionen haben wir auf diesem Gebiet � Der 
§ 3 sagt es uns : Wir haben ein Ausfiugswagen­
Gewerbe, ein Stadtrundfahrten-Gewerbe, ein 
Kraftstellwagen- und Mietwagen-Gewerbe, ein 
Platzfuhrwerks-Gewerbe animalischer Natur, 
das Taxi-Gewerbe und ein Hotelwagen­
Gewerbe. Da soll sich ein Mensch mit seinen 
gesunden fünf Sinnen auskennen ! Die Be­
hörde wird jetzt darauf zu sehen haben, ob 
nicht das Ausßugswagen-Gewerbe dem Stadt­
rundfahrten-Gewerbe ins Geschäft pfuscht, 
und umgekehrt muß das Taxi-Gewerbe wieder 
Obacht geben, ob ihm nicht das Hotelwagen­
Gewerbe ins Gesohäft pfuscht. Mit einem 
Wort : Wenn Sie dieses Verkehrsrecht wirklich 
aufmerksam studieren, werden Sie nur die 
Hände zusammenschlagen und sagen können : 
Höher geht's nioht mehr in der Verbürokrati­
sierung des Reohts ! Auskennen kann sich 
niemand. Mit einem Wort : Die ganzen 
Gesetze atmen, wie ich bereits ausführte, den 
Modergeruch . einer längst vergangenen zünft­
lerisohen Zeit ! 

Es ist ganz ausgeschlossen, daß man über 
diesen Weg die Wirtschaft ankurbelt. Im 
Gegenteil, man erstickt sie. Da nun die 
Zeiten des Hinaufnumerierens der Preise all­
mählich zu Ende gehen - alles geht eben 
einmal im Leben zu Ende, auch das Hinauf­
numerieren der Preise (Abg. Ing. Raab : 
Sehr brav !) -, herrscht jetzt natürlich überall 
Besorgnis bei den privaten Verkehrsunter­
nehmungen. Sie sagen sioh : Jetzt müssen wir 
trachten, daß wir die Konkurrenz irgend wie 
ausschalten. Neu hinzutretende Konzessionäre 
könnten unser lukratives Geschäft stören -
also müssen wir uns absondern. Wir müssen 
uns abschalten von jeder Konkurrenz, wir 
müssen trachten, daß unsere Verkehrsunter­
nehmungen monopolartigen Charakter erhalten. 
Nur keine Konkurrenz ! Das sprechen jene 
Kreise aus, die sonst immer laut und vernehm­
lich nach der freien Wirtschaft rufen. 

Meine Damen und Herren ! Das Fundament 
einer freien Wirtschaft bildet bekanntlich 
die Konkurrenz . Aber wenn man in Österreich 
von freier Wirtschaft sprechen hört, dann weiß 
man schon, was man darunter zu verstehen 
hat. Unter Ausschaltung der Konkurrenz 
meint man natürlich das Preisdiktat. Hun� 
derte von Kartellen, monopolartigen Gebilden 
und ähnlichen 'Zusammenschlüssen haben wir 
in Österreich, damit die Preise nur ja hoch­
gehalten werden. Wenn dabei schließlich auch 
die Kaufkraft der breiten Massen leidet und 
wenn dadurch zum Teil auch die Export­
möglichkeit Schaden nimmt, ist das gleich­
gültig, wenn nur diejenigen, "die einmal die 
Konzession haben, vor jeder Konkurrenz 
schön geschützt ,sind. Ich glaube freilich, daß 
man mit dieser Art der freien Wirtschaft der 
freien Wirtschaft von dazumal eigentlich das 
Grab gräbt. 

Soviel also über die freie Wirtschaft, soviel 
über die Stützungen, die in diesen Gesetzen im 
Interesse der privaten Verkehrsunternehmer 
enthalten sind. Ich kann mir lebhaft vor­
stellen, daß der Herr Präsident Raab 'hier 
unruhig wird, denn das, was er predigt, ist 
eigentlich alles eher als eine richtige freie 
Wirtschaft. Er -meint unter der freien Wirt­
schaft das, was ich hier ausgeführt habe : 
das Diktat der Privatwirtschaft gegenüber 
den großen Kreisen der Konsumenten. Aber 
eine solche Privatwirtschaft hole der Teufel ! 
Sie dient schließlioh ja nur der Auspowerung 
der breiten Volksmassen. Auch hier muß man 
konsequent sein. Will man schon als alter 
Kapitalist der freien Wirtschaft das Wort 
reden, dann muß man auch die Konkurrenz­
wirtschaft auf allen Gebieten der kapitali­
stischen Wirtschaft gelten lassen. Aber das 
geschieht doch schon seit Jahrzehnten nicht 
mehr t Man spricht immer von der freien 
Wirtschaft, in Wirklichkeit schreitet die 
Kartellisierung, die Monopolisierung des Kapi­
tals weiter. Von einer freien Wirtschaft 
von anno dazumal ist keine Rede mehr. Was 
von der freien Wirtschaft bleibt, ist nichts 
anderes als das Preisdiktat, die Auspowerung 
der breiten Volksmassen durch diese Preis­
iliktatoren. 

Unter solchen Umständen werden Sie ver­
stehen, meine Damen und Herren, daß der 
Linksblock diesem Gesetz nicht zustimmen 
kann. 

Wenn man diesem Gesetz noch näher an 
den Leib rückt, dann erkennt man auch den 
Einfluß des De-facto-Parlaments in Österreich. 
Ich meine damit nicht das Hohe Haus hier, 
sondern die Bundeswirtschaftskammer in Wien ' 
und die Wirtschaftskammern in den Ländern. 
Das sind die De-facto-Parlamente. Dort 
werden eigentlich die Wirtschaftsgesetze zuerst 
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ausgedacht und ausgehandelt. Was sich dann 
hier abspielt, ist nichts anderes mehr als der 
Abdruck dessen, was man in diesen Büros der 
Bundeswirtschaftskammer und ihren Landes­
steIlen ausgeheckt hat. 

Natürlich hat die Bundeswirtschaftskammer 
bei der Ausarbeitung dieses Verkehrsgesetzes 
nicht vergessen, eine weitere Stärkung ihrer 
Position und die der Innungen einzubauen. 
Wir hätten nichts dagegen, wenn die Bundes­
wirtschaftskammern und die Innungen eine 
Einflußmöglichkeit auch auf dieses Gesetz 
suchen, aber wir wissen - und deswegen 
sind wir entschiedene Gegner dieser protek­
tionistischen Wirtschaft -, daß man heute 
eine Konzession oder eine Gewerbeberechtigung 
nur mehr erhält, wenn man die nötige Protek­
tion von oben hat. Da kann man ein noch so 
tüchtiger Handwerker sein, da kann man ein 
noch so tüchtiger Mensch sein, man 'bekommt 

. keine Konzession, man bekommt keine Ge­
werbeberechtigung. Nicht das Können ent· 
scheidet auf diesem Gebiet, Herr Minister 
Raab, sondern die Protektion ! Das ist die 
Wahrheit und ist die Feststellung, die man hier 
einmal treffen muß. 

Das sind auch die Gründe, meine Damen 
und Herren, weshalb die Abgeordneten des 
Linksblocks diesen Verkehrsgesetzen ihre Zu­
stimmung verweigern. 

Abg. Krlppner: Hohes Haus I Schon der Herr 
Berichterstatter zum Gelegenheitsverkehrs­
Gesetz hat mit Recht darauf hingewiesen, daß 
dieses Gesetz und die damit in Zusammenhang 
stehenden Verkehrsgesetze nicht die ein­
mütige Zustimmung der davon betroffenen 
Kreise, besonders .der Verkehrsunternehmen, 
gefunden haben. Vor allem das Transport­
gewerbe hat eine nicht immer schmeichelhafte 
Kritik an diesen Gesetzen geübt. Die Autobus­
unternehmer , die Personenfuhrwerker und auch 
die Privatbahnen, die durch das Kraftfahr­
liniengesetz verdrängt worden sind, nehmen 
mit Recht dagegen Stellung, daß ihre Wünsche 
nicht berücksichtigt worden sind. Auch die 
Kammer, die diese Privatunternehmungen 
vertritt, fordert mit Recht, daß diese Unter­
nehmungen unter den gleichen Bedingungen 
zu arbeiten haben wie Bahn und Post und daß 
auch diese den gleichen Gesetzen unterworfen 
sein sollen. Außerdem muß verlangt werden, 
daß die Forcierung des Gelegenheitsverkehrs 
durch Bahn und Post eingeschränkt wird, da 
gerade beim Gelegenheitsverkehr der Ex­
pansionsdrang der Bahn und Post sehr groß 
ist und durch sie die privaten Unternehmen 
schwer geschäd.!gt sind. 

Es wird verlangt, daß die gleichen Be­
dingungen wie für Bahn und Post auch für die 

- privaten Unternehmen zu gelten haben. Diese 

Gleichstellung ist leider Gottes in diesem Ge­
setz nicht gelungen. Der Gelegenheitsverkehr 
der Bahn und Post hat noch die gleiche Vor­
zugsstellung, wie er sie im - nationalsozia­
listischen Regime im Jahre 1939 erlangt hat. 
Es könnte doch für uns alle nur von Vorteil 
sein, wenn im redlichen Wettbewerb billige 
Verkehrsleistungen für die Bevölkerung er­
bracht werden. 

Wenn man bedenkt, daß die Leistungen der 
Postkraftwagenbetriebe außerordentlich ge­
stiegen sind und dennoch nicht die erwarteten 
fuianziellen Erfolge gebracht haben, so muß 
.man schon sagen, daß die Berücksichtigung 
der Wünsche des Transportgewerbes auch im 
staatsfinanziellen Interesse gelegen wäre. 
Vor 1938 betrug die Jahresleistung der Post 
8 Millionen Wagenkilometer. Im Jahre 1950 
waren es fast 52 Millionen Wagenkilometer , 
davon 2 Millionen Wagenkilometer allein im 
Gelegenheitsverkehr . Trotz dieser enormen 
Steigerung der Fahrtleistungen ist für das Jahr 
1952 ein Defizit der Postkraftwagenbetriebe 
von 21·7 Millionen Schilling vorgesehen. Was 
würde man sagen, wenn die privaten Unter­
nehmungen, die Autobusbetriebe usw., ein 
gleich hohes Defizit hätten � Und wer würde 
sich bereit finden, dieses Defizit so zu decken 
wie bei der Bahn und Post, wo es durch unsere 
Steuergelder geschieht 1 

Von den Unternehmungen wird auch Be­
schwerde geführt, daß nach § 9 bei den Aus­
flugsfahrten nicht einmal eine Fahrtunter­
brechung gestattet wurde. Schwer verständlich 
ist auch, daß auf der einen Seite Bahn und Post 
diesem Gesetz nicht unterliegen, die örtlichen 
Bahn- und Postverwaltungen aber bei der Er­
teilung einer Konzession an Privatbetriebe 
mitreden dürfen. 

Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch auf 
die zunehmende Konkurrenz hinweisen, die 
den Autobus- und Taxiunternehmungen in 
den größeren Städten durch die städtischen 
Autobusbetriebe gemacht wird. Weleher 
große Kreis von Kleingewerbetreibenden in Be­
tracht kommt, geht daraus hervor, daß 88 Pro­
zent dieser privaten Autobusunternehmungen 
nur ein bis zwei Autobusse und nur 4 Prozent 
mehr als drei Autobusse besitzen. Ein kleiner 
Ausgleich wurde darin gefunden. indem im 
§ 9 die Möglichkeit vorgesehen ist, daß ein 
solcher Unternehmer in einem Ausflugsort 
eine Tafel aufstellen und zum Beispiel darauf­
schreiben kann : 4 Plätze zu 8 S, 10 S, 15 S 
usw., und dadurch die Möglichkeit gegeben 
ist, daß das Taxigewerbe einigermaßen zu 
einem Geschäft kommt. 

Es ist aber ein großes Unrecht und auch 
staatsfinanziell unklug, daß defizitäre Staats­
betriebe nicht eingeschränkt, sondern mit den 

86. Sitzung NR VI. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 51 von 56

www.parlament.gv.at



3804 86. Sitzung des Niitionalrates der Republik . Österreioh - VI. GP. - 2. Apcil 1952 

Sfuuergeldem i der Wirtschaft weiterr:..erhalten Es WUrde /lauch i ,die F.order\1lD.g ; ethobe:m., 
werden. Auf,der,"einen;·Seite sj;eigt das. Defizit, daß �endlich ein� modernes :.a:v.aftfahrrecht 
ul'ld auf der anderen $eite, werden nitlblt nur geschaffen werde: Man sprieht schon . seit 
d.ie steuerzahlenden Unternehinunglim; !sondern langem von :einer Novelliel'ung der Kraft .. 
auch diEll. ,GeS&�t:wirtschaft geschwächt. fahrverordnung, und .es : fwäre hoch an der . : \ '  ' n:l ' ; Zeit, nicht nur eine Novellierung vorzunehmen, . 4-u�h · aer . Betahigungsnachweis für das sondern überhaupt ein neues,. . ein,,:JD.0dernes Gf)werbe ist . geford,eft . worden. Dem konnte Kraftfah�recht 2jU schaffen, das nicht nur den sich der 'Ausschüß nicht anschließen, weil das . '. 

Fortschritt im Wagenbau, sondern auch iIl} �i�� Ent
.�

ertung
d 

der
h
K�nzes�iOri mit �ich ge- Straßenbau berücksichtigt. Die jetzige K.ra�V bracht hatte un au

.
c dIe 'WItwenbetrlebe da- L.':ahrvero d d m . ht . m' I d"  b "  . ,  t . , rd " ' �i r nung, von er an nIC eIn a urch 

,
e��<?hteI1 gt w� . en waren. Solche ,genau weiß, ob sie Gesetz oder Verordnung 

�Itwen hat��, �n� sIe nach dem �ode ist, stammt ungefähr aus dem Jahre 1930. Ih:e�; 
Manne 1m Betriebe I?-achgefolgt .ware�, Es ist bekannt welche Fortschritte der bel ' emem Stande von nur em oder ZWeI TaxIs W b d 'd S ß b' . .  

.; : '. G l!. "ft f" h ..J 'b ht ' t ' 11 
agen au un er tra en au Selt dIeSel' e�en . escua S u r",r ge r�uc , e,:e� ue Zeit emacht" hab,en. . 

emen Ihrer Chauffeure, dem Sie dann mIt Ihren g . 
Betrieben vollständig ausgeliefert gewesen Wenn ich vom Gelegenheitsverkehrs-Gesetz 
wären. spreche, ist es auch angebra�ht, auf die Ver .. o .  , kehrssichetheit in .Wien hinmweisen. Es; ist . Ein' Vorteil dieses Gesetzes ' ist; daß es die 
U., 'nter.stellung . unter die österrelchischE;1 .. 

·. · G�-, ja : schön und güt, wenn ein Verkehrssünder 
. , " . .  , gleich beim Kr81wattl gepackt wird; ituf die �er,peordnup.g . br�ngt. , Das ist ein. .  V 6rte�i, Roßauer Lande 0 kommt und dort noch ganz �,die ��fri!3,yu�g y;op- ,Bere9hpig�ngen, wie si� warm dann seine 2000 S �inaufdividiert na;.slh den ' reicp'srechtlich�n. V 9rsehriften be- kriegt ; denn der böse Autofahrer muß ja l3�andyn h��, keine Investitionsmöglichke�t schließlich und endlich dafür bestraft werden, gegeb�:Q. 9-at., : Die Bereqh�igung wurde nur auf daß er die Straße benützt. Aber wenn er die ein� "l?esti;nmte :Zeit ert":lilt, und dadurch war es Roßauer Lände verläßt und mit seinem Wagen 4en UnterI1;ehmern nicht " möglich, teuere über die Ecke fahrt, stößt er auf jeden Fall �uto�usse �I1;zuschaffen oder eine Moderni- auf das Verkehrshindernis, das noch aus der sier�ng des Kraftwag�nparkes vorzunehmen. Fiakerzeit und der Linksfahrordnung stammt, E

h
hen�p ist ; au,«h für 4ie Witwen und Hinter- eine Verk�hrsinsel, die so ein schönes Kipfel nebenen von Kraftfah'runternehmern in der bildet, über das man, wenn man bei Dunkelheit �o.·.Irm gesorgt worden� daß sie weiter im B�- fährt, auf jeden Fall drüberfahren muß. sitze der Konzession bleiben. . i ( Ich weiß nicht, wie viele Achsbrüche dies�8 
Ferner ist 'jetzt . die Ahndung von Über- Verkehrshindernis schon verursacht hat. · liJs 

tretungen einheitlioh geregelt. ,  Es haben: sich wäre hoch an der Zeit, auch diese Verkehrs: 
da,. große Erschwerungen' dadurch ergeben, inseln, von denen es noch einige gibt, aus 
daß . eine· ,· Doppelgeleisigkeit ,bestanden hat. dem Weg zu räumen. Ich brauche nur auf 
Nun unterliegt der Gelegenheitsverkehr auch die Augartenbrücke zu verweisen. Wenn 
'd� : Rahmengesetz der. : österreichischen Ge- man ein Stück weiterfährt, so kommt man 
,werbeordnung, womit , :wieder ein Schritt zur gleich in der Mitte der Fahrtrichtung auf 
Aufhel;nmg aller reich�echtlichen Vorschriften die große Verkehrsinsel - die ebenfalls un� 
getan wurde. beleuchtet ist, wie alle anderen -, weil , m� 

mitten in der Fahrbahn ist und die Fahrbahn 
dort eine LinJrsknickung macht . . ' �ban� ist 
eine berüchtigte Verkehrsinsel · �t!im Tech­
nischen Museum und �.pe:Q.Eio· auf id�rr I;J;allp't;. 

;.I�s wäre ho�h an' der Zeit, d�ß man daran­
gfuge, .. . die restlicheri' reichsrechtlichen Vor­
l:Jchriften� a.ufzulieben; soweit sie n.icht mehr in 
die öBtell'eiclii�che ' Ges�tzgebung passen. Ich 
:b.öchte ' nur ' das Reichsleistungsgesetz er­
Wähnen, das bereits vor zwei Jahren hier der 
Q-egepstand von Verhandlungen war. Dama�s 
WUrde" 'vom Patlam�mt' eine ' Resblution be­
s<inIos�eJ;l� " daß " die Regierun$ ' c;lieses Reichs­
��is�ungsgeseti, wonach die <;lemJinden und die 
Ißezirkshaupt:inaimschaften . 'hoch - immer dfe 
MÖgliclike�t ·, haben, willkfu.lic;h Wa.g�n un'd 
a.ndere 'Dinge aus irgeritMinem' ��tel' 4eraus zU 
beschlagnahmen, endlich aufhehen möge. loh 
�de daher nochIQ.�ls bitten, daß die Re­
gie�ung diei lnitiative: e!greift, um qp,s Reich�­
lßiatungsgesetz aus da! Welt zu. s�haffen, ':. 

straße ü ber .di.� . f.:-ei?hsbrüoke .b,ei ' &lr' It�!�er: 
mühlen-Kreuzung. Wenn ma.* ' schon rilbht 
die Kosten aufbtingen kann, diese Verkehrs� 
inseln, di� aus .... längst · vergangener Z�it � � .  U I '" .. ' !  . stammen, endlich emrpal ' wegzuräumen; o� so 
wäre i�denfalls die Fo'rd�rung zu erheben, 
daß män ' sie anständig be1�uclitet. ,;l 

� �_ ., f • • J .<.r� . ; f:: 
Die PrivatWirtschaft weiß, daß\ dieseJJ:;Gesßt� 

seinen wabrEin .,Zweck nu:r: . dann: 'enfiillen ,."\fll.rl� 
wenn erstens staatliche .und GeWe:rbebetr.ißbe 
unter gleichen Beqingul).grn zu arpeitell:,�e­
zwungeJ!l. ·�Jind un� . . die ,,�aatlic�n,l Bei:ir�E!�� 
auch übe;t" dpn Erfolg.�er �l\.tigkeit�öffeI\�li� . . . 
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Rechnung 2iU legen haben. Dieses Gesetz Der § 4 bestimmt, daß die Kon2iession für 
erfüllt bestimmt ' nicht alle Wünsche der eine bestimmte Art und ' Zahl von Fahr­
Privatwirtschaft. Es bringt aber jedenfalls zeugen 21U erteilen ist ; er ist meiner Ansicht 
eine wesentliche Verbesserung des bestehenden nach zu engherzig gefaßt. 
Zustandes. Deswegen stimmen wir auch für Im § 5 Aba. 1 sehen wir wieder, daß ein 
die Annahme dieses Gesetzes. ( Beifall bei Gesetz, das - ich habe das schon oft er­
tler O VP.) wähnt � abgebaut werden und verschwinden 

Abg. Ebenbichler : Hohes Haus ! Das in soll, nämlich das Untersagungsgesetz, wieder 
Behandlung stehende 'Gelegenheitsverkehrs- verewigt und festgenagelt wird. 
Gesetz liegt im Rahmen der in der Vorwoche Der Wirtschaftstreibende, der fleißige, tüch­
beschlossenen Gesetze, wie zum Beispiel der tige Mann, ist sehr skeptisch, wenn er in einem 
Beförderungsteuernovelle usw. Es liegt , im Gesetz liest : " . . .  und ein Bedarf nach der 

Rahmen des Konkurrenzkampfes Schiene _ Gewerbeausübung sowie die Leistungsfähigkeit 
Straße. des Betriebes gegeben sind". Ja, wer bestimmt 

Ich habe dazu in der Vorwoche ineine denn dies � Entweder bestimmt dies die 
Meinung geäußert und kann es mir ersparen, Konkurrenz in der privaten Wirtschaft oder 
heute längere Ausführungen zu diesem Gesetz die Staatswirtschaft. Noch mehr erschwert 
2iU bringen. Insoweit das Gesetz bisherige wird es, wenn dann sogar der Bundesbahn oder 
reichsrechtliche Vorschriften ersetzt, ist ihm der Post auch noch das Recht eingeräumt 
sicherlich die Zustimmung 2iU geben. Das ist, daß sie vor Vergebung einer Konzession 
bedeutet eine Vereinfachung und eine Klar- zu hören sind. Es ist selbstverständlich, daß 

letzten Endes dann eine Behörde darüber stellung. Es sind aber verschiedene Momente entscheidet ; das Gewicht des Staatsbetriebes in diesem Gesetz, die absolut abgelehnt werden 
müssen. Es ist sicherlich falsch _ ich habe das ist natürlich e� stärkeres, und . der Pri�at-
in der Vorwoche wIederholt gesagt _, wenn u;nte�neftmer WIrd dadurch wemger . beru�k­
man glaubt daß man dem K kurre kampf slChtIgt. So stellt der Abs. 2 des § 5 eme 
Schiene - Straße durch Maßn:'men �:f dem weitere Einschränkung der Tätigkeit im Ver-

Gebiete des Straßenverkehrs begegnen könnte. kehr�wese� dar. . 
Das ist grundfalsch, und daher müssen wir Wll' mussen dah�r festst�llen, daß dle�es 
hier immer wieder das Wort ergreifen und Ge

.
setz er�tens. de� mrtscha��lichen Notw�ndlg­

darauf hinweisen ; denn wie in so vielem, was ke�ten, WIe WIr SIe als A;nhanger 
.
?er prIvaten 

wir vor einem oder vor zwei Jahren gesagt Wll'tschaft auffassen, mcht genugend Rech­

haben, wird es auch hier sein, daß Sie nämlich �ung trägt
. 
und es -r:0r alleI?- den verst�at­

in einem Jahr bestätigt finden werden, was lichten Betrle��n erleIChtert, slCh no�h �en�ger 
ich heute sage : Sie können die Bundesbahnen den �o�f daruber zu zerbrechen, WIe SIe Ihre 
nicht dadurch heilen, daß Sie dem Straßen- DefizltWll'tschaft abzubauen 

.
h�ben. 

verkehr, dem Verkehr der Zukunft in der Zeit Im Aussch,?ß wu:de von eInIgen A?geordne­
der technischen Entwicklung, daß Sie diesem te� �arauf h�ge�e�en, daß es wemg zweck­
Teil der Wirtschaft, dem modernen Be- m�ßlg erschemt, m emen; Gese�z, das Gelege

.
n-

förderungswesen, Auflagen erteilen. heltsverke
,
hrs-Gesetz �elßt,. e�!len Abschmtt 

. . . unterzubrmgen, der SICh "'mit Anderungen der , E� IS� mteressant, da� m Westdeutschland Gewerbeordnung, betreffend Seillifte, persön­
bereIts 1m Jahre 1948 dIe Sonderstellung der liche , Dienstleistungen an öffentlichen Orten, 
�ahn und der Post gebrochen wurde und daß wie Träger, Boten usw., das Rauchfangkehrer­
In Westdeutsch�and Bahn und Post genau gewerbe und die Polizeistunde, befaßt. Es 
denselben BestImmungen, genau denselben scheint daß sich diese Bedenken in der 
Gesetzen unterliegen wie die privaten

.
Betriebe Zwisch�nzeit gelegt haben. Ich bin nicht 

und Unternehmungen der Verkehrsmrtschaft. ganz der Meinung ; ich glaube, daß die Materie 
Man glaube nicht, daß dies bei uns anders dadurch eher unübersichtlich geworden ist. 

ist. Aber diejenige Komponente unserer Wenn im § 16 unter dem Titel " Verfahren " 
Koalitionsregierung, die bei allen diesen Ge- darauf , hingewiesen wird, daß überdies die 
setzen, die die Wirtschaft betreffen, immer staatlich 2Iuständige Post- und Telegraphen­
wieder darauf bedacht ist, einen Schritt weiter direktion zu hören ist, und zwar hinsichtlich 
in die Verstaatlichung zu machen oder zu- der Kon2lession für das Platzfuhrwerks- und 
mind�st wieder einen Schritt weiter den Weg das Mietwagen-Gewerbe, so bestätigt das nur, 
für die Verstaatlichung zu ebnen, ist die was ich gerade früher erwähnt habe. 
stärkere und ihr wird nachgegeben. Wir sind der Meinung, daß man in der 

Der Abs. 2 des § 1 zeigt wieder deutlich, modernen Zeit, in der Zeit der modernen 
daß Bahn und Post eine Ausnahmsstellung technischen Entwicklung die modemen Zweige 
genießen - zum Schaden der privaten Unter- der Wirtschaft fördern muß und nicht zu­
nehmen und der privaten Wirtschaft . gunsten veralteter oder zumindest nach alten 
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-Methoden geführter Staatsunternehmen 
schädigen darf. (Beifall beim KdU.) 

Abg. Dr. Migsch : Hohes Haus ! Wenn man 
die Reden der beiden Abg. Elser und Eben­
bichler geh?rt hat, dann weiß man "genau, 
was man mcht tun durfte, um das Problem 
Schiene und Straße einer volkswirtschaftlich 
gesunden Regelung zuzuführen. Unsere Wirt­
schaftsstruktur weist zwei Sektoren auf: die 
Gemeinwirtschaft und die Privatwirtschaft. 
Wir .Sozialisten stehen auf dem Standpunkt, 
daß In der gegenwärtigen Zeit ein volkswirt­
schaftlich gesundes, einverständliches Arbeiten 
beider Sektoren nicht nur notwendig, sondern 
auch möglich ist. 

Die vier Gesetze, von denen wir heute zwei 
beschließen und die anderen in der ver­
gangenen Woche erledigt haben, bedeuten die 
Herstellung eines rechtlich und ökonomisch 
geregelten Verhältnisses für beide Teile. Ich 
glaube nicht, meine Damen und Herren daß 
diese Rechtsformen die Konkurrenz. z.wi�chen 
Schiene und Straße unterbinden. Ich bin 
eher der Meinung, daß sie für beide Sektoren 
die gleichen Konkurrenz bedingungen herstellen. 
Das ist so, weil jede Bahn durch die Erhaltung 
des Bahnkörpers von Anfang an mit so hohen 
fixen Kosten belastet ist, daß eine Konkurrenz 
mit dem Kraftfahrverkehr auf der Straße in 
Wahrheit nicht gegeben war, weil diese 
Fahrmöglichkeiten dem Kraftwagenverkehr 
aus allgemeinen Steuermitteln bereitgestellt 
worden sind. 

Jetzt wurde diese Ungleichheit behoben, 
Herr Kollege Ebenbichler und Herr Kollege 
Krippner ! Weil sie behoben wurde können 
sich beide Sektoren in einer gesunden

' 
Kollkur­

renz entwickeln und entfalten. Ich bedauere 
nur, daß es nicht möglich gewesen ist, einzelne 
Begriffe, die hier in aem Gelegenheitsverkehrs­
Gesetz neu aufscheinen, klarer z.u fassen. 
Uns Sozialisten ers.chiene insbesondere eine 
genauere Abgrenzung des Ausflugsverkehrs von 
dem Reisebüro-Gewerbe notwendig. Die andere 
Seite konnte sich zu dem nicht entschließen. 

Abschließend möchte ich nur bemerken : 
Wenn ein Fremder heute in unser Land kommt 
fällt ihm vor allem das politische Gewitter auf 
das in der Hauptsache auf dem wirtschaft� 
lichen Himmel droht. Da zucken die Blitze 
hin und her, da wettert es. Und in der gleichen 
Zeit finden sich die Pole, die Vertreter der 
Privatwirtschaft mit den Vertretern der Ge­
meinwirtschaft, zusammen, um letzten Endes 
doch eine grundvernünftige Lösung des 
Zusammenwirkens beider Sektoren auf dem Ver­
kehrsgebiete z.u finden. (Abg. Dr. Gasseli eh: 
D.a8 ist dann das reinigende Gewitter !) Aus 
dIesem Grunde wird die SPÖ für die Gesetzes­
vorlagen stimmen. 

Abg. Alois Gruber: Hohes Haus ! Das zweite 
in 

.
Ber�tung stehende Gesetz ist ein würdiges 

Glied m der Kette der Maßnahmen die man 
als geeignet betrachtet, das Verhältnis 
zwischen Schiene und Straße einer .vernünftigen 
Regelung z.uzuführen. Es · ist von den V-Qr. 
redne.rn schon darauf hingewiesen worden; 
daß eme vernünftige Lösung dieser Konkurrenz., 
die für beide Teile trag�ar ist, nicht dadurch 
geschaffeD: werden kann, daß man sie gesetzlich 
regelt. Eme vernünftige Konkurrenzregelung 
zwischen den Betrieben des Staates, also 
der Post, einerseits und der Privatwirtschaft 
anderseits muß auf vernünftigen Konkurrenz­
be.dingungen und nicht auf Gesetzen aufgebaut 
seIn. 

Das Kraftfahrliniengesetz. ist ein Gesetz 
das die Beförderung von Personen auf Priva� 
linien regelt. Diese bedarf einer Konzessions .. 
genehmigung. Es ist interessant, daß zur 
Fü�rung eines solchen Betrie bes beziehungs� 
welse zur Erlangung der Erlaubnis für die 
Führung eines solchen Betriebes eine Menge ' 
v.on �ehö:den und Instanzen zu befragen 
slI�d, dIe eme .Be�rteilung über die Notwendig­
keIt oder

. 
1?rmghchkeit der Errichtung einer 

solchen Lime abz.ugeben haben. Falls sich alle 
befragten Instanzen und . Ämter darüber klar 
sind, daß die Bedürfnisse vorherrschen eine 
solche Linie _ zu eröffnen, dann liegt es

' 
noch 

immer im Ermessen einzelner Beamter, ob 
dem Bewerber die Konz.ession erteilt wird 
oder nicht. Angefangen von der Landes. 
regierung über sämtliche Fachkammern Post. 
und Eisenbahndirektion sind letzten

' 
Endes

< 

einzelne Beamte die entscheidenden Leute die 
diese Konzessionserteilung z.U verantwdrten 
haben - eine Bestimmung, die unserer 
Anschauung nach vollkommen undiskutabel 
ist und zu verschwinden hat. 

Wenn sämtliche Instanz.en bereits ihr Gut­
achten abgegeben haben, dann kann es nicht 
�ehr im Ermessen des einz.elnen liegen, o� 
d�eses �nsuchen .nun im positiven oder nega­
tIven Smn erledIgt wird. 

Ich habe weiter schon im Ausschuß darauf 
hingewiesen, daß ein Bewerber, wenn er diesen 
dornenvollen Weg der Auskunftserteilung und 
Begründung glücklich hinter sich gebracht 
hat, vor der Tatsache steht, daß er dann �rst 
in den Besitz einer begrenz.ten Konzession 
kommt. Es wäre nur recht und billig, in diesen 
Fällen die Konz.ession auf unbeschränkte 
Zeitdauer zu gewähren, damit das zu inve­
stierende Kapital unter allen Umständen in 
der Lage ist, sich zu amortisieren. 

Weiters verstehen wir nicht, daß ein Kon­
z.essionsinhaber den Auftrag ausz.uführen hat 
für die Post- und Telegraphendirektion un: 
entgeltlich die Postbeförderung durchzuführen. 
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Das ist meiner Meinung nach eine Klausel in 
der Regierungsvorlage, die unverständlich ist. 
(Abg. Hartle b :  Sehr richtig !) Nie würde es 
der Post einfallen, einem Privatunternehmer 
unentgeltlich Post zu befördern. Mit dem 
gleichen Recht kann auch der Privatunter­
nehmer verlangen, daß er für seine erbrachte 
Leistung durch ein Entgelt entschädigt wird. 

Eine interessante Bestimmung dieses Ge­
setzes besagt, daß Bewerbern, die beabsichti­
gen, eine Kraftfahrlinie zu eröffnen, auch 
wenn alle zu befragenden Stellen der Meinung 
sind, daß diese Konzession beziehungsweise 
dies� Linieneröffnung richtig sei, die 
Ertellung der Konzession noch abgelehnt 
werden kann, wenn man der Ansicht ist daß 
die zu befahrende Strecke nicht den Verkehrs­
sicherheitsvorschriften entsprechend instand­
gesetzt ist. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren ! 
Wir haben ja in der letzten Zeit Gelegenheit 
gehabt, uns über die verschiedenen steuerlichen 
Maßnahmen, die auch in diesen Sektor hinein­
reichen, eingehend zu unterhalten, und falls 
es . dem einen oder anderen entgangen sein 
sollte, braucht er sich nur zu einer Tankstelle 
hinzustellen. Dort hört er genau und deutlich, 
was das Volk zu der Erhöhung der Steuer 
in der letzten Zeit spricht und was für eine 
Meinung es darüber hat. (Abg. Probst :  
Da8 Volk - bei den Tankstellen ?) 

Die Begründung, daß diese Gelder zur 
Instandhaltung und zum Ausbau des Straßen­
netzes verwendet werden, stellt ein Argument 
dar, dem man sich nicht verschließen kann. 
Aber unverständlich wird es dann wenn es 
in der neuen Regierungsvorlage

' 
in einem 

Gesetzesabschnitt heißt, daß die Konzession 
d�m Bewerber dann zu verweigern ist, wenn sich 
dIe StI'aßen nicht in einem die Verkehrs­
sicherheit gewährleistenden Zustand befinden. 
Meine Damen und Herren ! Wir wissen sehr 
genau, daß es gerade in den Gebirgstälern 
oft nicht gerade die besten und schönsten 
S�raßen gibt, die zu den einzelnen entlegenen 
SIedlungen führen. Aber wir dürfen doch 
annehmen, daß ein Staat, der aus dem Betrieb 
des ganzen Kraftfahrwesens soviel Steuern 
herauspreßt, auch die Verpflichtung über­
nimmt, in diesen entlegenen Gebieten die 
Straßen so instandzusetzen, daß man mit 
ruhigem Gewissen !nit einem Omnibus drüber­
fahren kann, und daß man nicht wie es 
in dieser Vorlage geschieht, die Bewohner 
dieser abgelegenen Ortschaften weiterhin ver­
urteilt, fünf und noch mehr Stunden bis zum 
nächsten Verkehrsknotenpunkt zu Fuß zu 
gehen, weil sie einmal Gelegenheit oder die 

rufe.) Solche Bestimmungen sind uns un­
verständlich. Das Argument, daß man in 
ein Bundesgesetz nicht die Bestimmung hinein� 
nehmen kann, die Landesregierungen zu ver­
pflichten, ihre Straßen in Ordnung zu halten, 
kann man wohl akzeptieren, auf keinen Fall 
aber kann man die Zustände, wie sie an­
scheinend - bitte auf Grund dieser Regierungs­
vorlage - teilweise noch bestehen, auch weiter­
hin so belassen. Da hat die Bundesregierung 
eben Maßnahmen zu treffen und die Landes­
regierungen anzuhalten, ihre Landesstraßen 
in Ordnung zu bringen. Ich habe das Gefühl, 
daß man an die Erstellung dieser Verkehrs­
gesetze, die das Problem Schiene - Straße nun 
be:einigen sollen, einigermaßen mit Sorglosig­
keIt herangegangen ist und sich im großen 
und gan2<en nicht den Kopf darüber zerbrocheD 
hat. 

Ich habe !nieh, meine Damen und Herren 
sehr gewundert, daß es in der Ausschuß� 
sitzung, bevor wir zur Abstimmung gekommen 
sind, auf einmal geheißen hat : Halt ! Ein 
Antrag, der allerdings mündlich eingebracht 
worden ist, wäre noch zu berücksichtigen, 
und zwar handelt es · sich um folgendes : 
Im § 11 Abs. 1 hieß es über die Führung 
von Witwenbetrieben usw., daß die Verpflich­
tung besteht, einen "Betriebsführer" ein­
zustellen. An allem anderen hat man eigentlich 
nicht Anstoß genommen, aber der "Betriebs­
führer", der hat es unserer Koalition an­
getan ! Man muß nun einen "Betriebsleiter" 
nehmen. 

Meine Damen und Herren ! Ich sage Ihnen 
folgendes : Ich sehe in dieser und in anderen 
Regierungsvorlagen zu dieser OImnosen 
Bereinigung einen Würgegriff der Staats­
autorität an der Privatwirtschaft · und ich 
bin der festen Überzeugung, daß' das z'iur 
Stillegung so manchen Privatbetriebes und 
damit zur Arbeitslosigkeit der dort beschäf­
tigten Leute führt, und Sie, meine Herren, 
brauchen sich dann nicht den Kopf darüber 
zu zerbrechen, ob das ein "Betriebsleiter" oder 
ein "Betriebsführer" ist, weil der Betrieb 
sowieso zugrunde gegangen ist und es gar 
nicht mehr notwendig ist, dort eine solche 
Autoritätsperson hineinzustellen. 

Meine Damen und Herren ! Das ist auch der 
Grund, warum ich mich als Arbeiter gegen 
dieses Gesetz ausspreche und warum der 
Klub der Unabhängigen zur Erkenntnis ge­
kommen ist, daß solche Gesetze nicht geeignet 
sind, die gesamtwirtschaftliche Lage unserer 
verstaatlichten Industrie und der Bundes­
betriebe einer besseren wirtschaftlichen 
Situation zuzuführen. (Beifall beim KdU.) 

Pflicht haben, zu einem Amt oder zu einer Bei der getrennt durchgeführten A bstim­
sonstigen Behörde zu fahren. (Zwischen- mung werden die beiden Gesetzentwürfe in 
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der ll'assung der AU88chußberichte in zweiter  
und dritter  Lesung mit Meh rh ei t  zum Be-
8chluß erhoben. 

Der 3. Punkt der Tagesordnung ist der Bericht 
des Ausschusses für Verfassung und Ver­
waltungsreform über die Regierungsvor lage 
(499 d. B.) : Bundesgesetz, betreffend die 
Zulässigkeit des Verbotes des Betretens von 
Gast- und Schankgewerbebetrieben durch be­
stimmte Personen (532 d. B.). 

Berichterstatter Reismann: Hohes Haus ! 
Der vorliegende Gesetzentwurf ersetzt ledig­
lich eine deutsche Poli2feiverordnung über 
das Wirtshausverbot aus dem Jahre 1939, 
Deutsches RGBl. I S. 2115, durch ein Bundes­
geset2f, entsprechend der österreichischen Ver­
fassung. Mit diesem Gesetzentwurf wird be­
zweckt, daß auch in Hinkunft Maßnahmen 
gegen Gefahren, die der Allgemeinheit aus 
der Trunksucht drohen, getroffen werden. 

Der Ausschuß hat dem Gesetzentwurf seine 
Zustimmung gegeben und beantragt lediglich, 
im Titel des Geset2fes die Worte "durch 
bestimmte Personen" 2fU streichen. 

Der Aussohuß für Verfassung und Ver­
waltungsreform stellt den Antr ag, dem vor­
liegenden Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung zu erteilen . 

Bei der A b s t i m  m u n g wird der Gesetz­
entwurf in der Fa8sung de8 AU88chußberichte8 in 
z w e i t e r  und d r i t t e r  Le8ung e in s t i m m ig 
zum B e 8 c h luß erhoben. 

Berichterstatter Geisslinger: Hohes Haus ! Ich 
will für mich den Ruhm in Anspruch nehmen, 
in der heutigen Sit2fung der kürzeste Redner 
2fU sein� (Beifall und Heiterkeit. - Dr. Pitter­
ma n n :  Welche A u8uichnung 8teht darauf 'I) 

Am 4. November 1922 wurde in der Ersten 
Republik ein Ehrenzeichen für Verdienste um 
die Republik geschaffen. Es hat noch Ehren­
zeichen vom Roten Kreu2f und Ehrenmedaillen 
für 40jährige treue Dienste gegeben. Im 
Zuge der Einführung der neuen deutschen 
Geset2fe nach 1938 wurden diese Gesetze ab­
geschafft. Es hat sich nun die Notwendigkeit 
ergeben, wieder ..-eine solche Institution zu 
schaffen. 

Ich b e a n t r a g e  auf Grund der Ausschuß­
beratungen, die Vorlage annehmen zu wollen, 
und beantrage - hoffentlich nur platonisch -, 
die General- und Spe2fialdebatte unter einem 
abzuführen. 

Präsident Dr. Gorbach: Der Antrag des 
Herrn Berichterstatters ist platonisch. (Heiter­
keit.) 

Berichterstatter Geisslinger (fortsetzend) : Was 
ich mit Freude feststelle. Ich bitte, der Vorlage 
in der Form, wie sie Ihnen vorliegt, die Ge­
nehmigung 2fU erteilen. 

Bei der A b 8 ti m mung wird der Gesetz­
entwurf in der Fas8ung de8 Aus8chußberichtea in 
z w e i te r  und dri t t er  Lesung e i n 8 t i m m i g  
zum B e s c h luß  erhoben. 

Präsident Dr. Gorbach: Die Tagesordnung 
1st e r s c h öp ft. 

Der 4. Punkt der Tagesordnung ist der . .. . . .  .. 
Bericht des Ausschusses für Verfassung und DIe n a c h s t e  SIt2fung b�rufe ICh elD fur 
Verwaltungsrefo:r;m über die Regierungsvorlage m?rgen, Donnersta�, 3. Ap�il, 12 Uhr mittag. 
(511  d. B.) : Bundesgesetz über die Schaffung

, 
DIe Tagesordnung 1st bereIts ausgegeben. 

von Ehrenzeichen für Verdienste um die Nach der morgigen Haussit2fung tritt der 
Republik Österreich (533 d. B.) .  Hauptausschuß 2fusammen. 

Schluli der Sitzung: 17 Uhr 30 Minuten 

Druck der ÖSWrreichischen Staatsdruckeret. 4006. 52 
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